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Sachgebiet 93 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des Eisenbahnwesens 
(Eisenbahnneuordnungsgesetz — ENeuOG) 


A. Zielsetzung 

Die Stnikturreform der Bundeseisenbahnen soll die Leistungsfä- 
higkeit der Eisenbahnen erhöhen und sie in die Lage versetzen, an 
dem zu erwartenden künftigen Verkehrswachstum stärker als 
bisher teilzuhaben. Sie soll darüber hinaus die durch die bisherigen 
Sondervermögen Deutsche Bundesbahn (DB) und Deutsche 
Reichsbahn (DR) dem Bund erwachsende Haushaltsbelastung 
zurückführen und in berechenbaren Grenzen halten. 


B. Lösung 

Zur Umsetzung der Strukturreform sind fünf neue Gesetze und 
rund 130 Gesetzes- und Verordnungsänderungen erforderlich. 

Gesetz zur Zusammerüührung und Neugliederung der Bundes- 
eisenbahnen 

Die Sondervermögen DB und DR werden zu einem einheitlichen 
Bundeseisenbahnvermögen zusammengefaßt. Es wird intern in 
einen Unternehmerischen Bereich imd einen Verwaltungsbereich 
gegliedert. Diesen Bereichen werden Vermögensrechte imd Ver- 
bindlichkeiten des Bundeseisenbahnvermögens zugeordnet. 

Gesetz über die Gründung einer Deutsche Bahn Aktiengesellschaft 
(DBAG) 

Nach Zusammenfassung der Sondervermögen wird der Unterneh- 
merische Bereich aus dem Bundeseisenbahnvermögen ausgeglie- 
dert und in eine Aktiengesellschaft umgewandelt. Beamte des 
Bimdeseisenbahnvermögens, die nicht ausscheiden oder beur- 
laubt werden, bleiben Beamte des Bundeseisenbahnvermögens 
und werden der DBAG durch Gesetz zugewiesen. Angestellte und 
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Arbeiter des Bundeseisenbahnvermögens werden im Wege der 
Rechtsnachfolge unmittelbar Arbeitnehmer der DB AG. 

Gesetz über die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes 

Zusammen mit der Ausgliederung des Unternehmerischen 
Bereichs aus dem Bundeseisenbahnvermögen werden die hoheit- 
lichen Aufgaben des Verwaltungsbereichs des Bundeseisenbahn- 
vermögens auf ein zu errichtendes Eisenbahn-Bundesamt übertra- 
gen. Das Eisenbahn-Bundesamt ist Aufsichts- und Genehmigungs- 
behörde für Eisenbahnen des Bundes und für Eisenbahmmterneh- 
men mit Sitz im Ausland für das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Gesetz über den Bau und die Finanzierung der Schienenwege von 
Eisenbahnen des Bundes 

Mit diesem Gesetz übernimmt der Bund eine Infrastrukturfinanzie- 
rungsverpflichtung für die Schienenwege seiner Eisenbahnen, die 
nach einem Bedarfsplan ausgebaut werden. Das Gesetz entspricht 
dem Fernstraßenausbaugesetz. Das Eigentum an den Schienenwe- 
gen wird auf die DBAG übertragen. Die Förderung von Investitio- 
nen in die Schienenwege von Eisenbahnen des Bundes bleibt 
Aufgabe des Bundes. 

Allgemeines Eisenbahngesetz 

Im Rahmen der Strukturreform wird der Ordnungsrahmen für den 
gewerblichen Eisenbahnverkehr für alle Eisenbahnen neu gefaßt 
und zwar imter Berücksichtigimg der Vorgaben in der Richtlinie 
91/440/EWG, die bis zum 1. Januar 1993 in nationales Recht zu 
überführen war. Neu ist die Öffnung der Schienennetze der 
Eisenbahnen für alle Eisenbahnverkehrsuntemehmen. Ferner 
werden die sich aus dem Übergang der Aufgaben- und Finanzver- 
antwortimg für den Schienenpersonennahverkehr der bisherigen 
Bundeseisenbahnen auf die Länder ergebenden Folgeregelimgen 
getroffen. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Der Finanzierungsbedarf im verbleibenden Bundeseisenbahnver- 
mögen wird durch Leistungen aus dem Bimdeshaushalt gedeckt, 
soweit hierfür zusätzliche Einnahmen ab 1994 aus dem Verkehrs- 
bereich zur Verfügung stehen. 

Soweit diese Einnahmen nicht ausreichen, wird das Bundeseisen- 
bahnvermögen für 1994 und 1995 zu einer Nettokreditaufnahme 
von jeweils bis zu 9,5 Mrd. DM gesetzlich ermächtigt. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (323) — 910 04 — Bu 62/93 (NA 1) 


Bonn, den 25. Mai 1993 


An die Präsidentin 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Neuordnung des Eisenbahnwesens (Eisenbahnneuordnimgsgesetz 
— ENeuOG) mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 656. Sitzung am 7. Mai 1993 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 ersichtlich, 
Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 


Der Text des Gesetzentwurfs und der Begründung ist identisch mit dem 
Gesetzentwurf der Abgeordneten Dirk Fischer (Hamburg), Dr. Dionys Jobst, 
Horst Gibtner, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
sowie der Abgeordneten Ekkehard Gries, Horst Friedrich, Roland Kohn, 
Manfred Richter (Bremerhaven), Dr. Klaus Röhl und der Fraktion der F.D.P. 
— Drucksache 12/4609 (neu). 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu Artikel 1 (§ 3 Abs. 2 Gesetz zur 

Zusammenfühning und Neugliederung der 
Bundeseisenbahnen) 

In Artikel 1 ist in § 3 Abs. 2 die Nummer 5 wie folgt 
zu fassen: 

„5. die Verwaltung und Verwertung der Liegen- 
schaften, sofern nicht die Verwaltung nach 
§ 21 Abs. 3 der nach § 1 Abs. 1 des Deutsche 
Bahn Gründungsgesetzes zu gründenden 
Deutsche Bahn Aktiengesellschaft übertra- 
gen ist oder die Deutsche Bahn Aktiengesell- 
schaft gemäß § 22 zur Verfügung über die 
Liegenschaften des Bundeseisenbahnvermö- 
gens berechtigt ist. " 

Begründung 

Für die bahnnotwendigen Gnmdstücke soll ent- 
sprechend dem Systemvorschlag der Länder zum 
Gesetz über die Schienenwege der Eisenbahnen 
des Bundes und deren Finanzienmg (Schienen- 
wegegesetz — SchWG) die Deutsche Bahn 
Aktiengesellschaft bzw. deren später auszuglie- 
demde Töchter mit der Verwaltung beauftragt 
werden. Für die Verwaltung und Verwertung der 
Liegenschaften, die nicht bahrmotwendig sind, 
soll grundsätzlich unverändert das Bundeseisen- 
bahnvermögen zuständig sein. 


2, Zu Artikel 1 (§ 7 Abs. 5 Gesetz zur 

Zusammenführung und Neugliederung der 
Bundeseisenbahnen) 

In Artikel 1 sind in § 7 Abs. 5 die Wörter „auf 
Vorschlag des Präsidenten des Bundeseisenbahn- 
vermögens “ zu streichen und nach den Wörtern 
„Bundesminister der Finanzen" die Wörter 
„durch Re chtsver Ordnung" einzufügen. 

Begründung 

Da das Reise- und Umzugskostenrecht gesetzlich 
geregelt ist, und im Hinblick auf die erhebliche 
Bedeutung der Regelungen über die Reise- und 
Umzugskosten für die betroffenen Beamten soll- 
ten die vorgesehenen ergänzenden Bestimmun- 
gen über die Reise- imd Umzugskosten durch 
Re chtsver Ordnung erlassen werden. In diesem 
Falle erscheint es aus verfassungspolitischen 
Gründen nicht angezeigt, das Tätigwerden des 
Verordnungsgebers von einem Vorschlag des 
Präsidenten des Bundeseisenbahnvermögens ab- 
hängig zu machen. 


3. Zu Artikel 1 (§ 13 Abs. 3 Gesetz zur 

Zusammenfühnmg und Neugliederung der 
Bundeseisenbahnen) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob die Angliede- 
lung der Eisenbahn-Unfallversicherung an be- 
stehende gewerbliche Berufsgenossenschaften 
möghch ist. 


Begründung 

Die gesetzliche Unfallversicheiung wird zur Zeit 
durch 108 verschiedene Träger wahrgenommen. 
Es muß das Ziel sein, keine weitere Zersplitterung 
zuzulassen. Für die Länder ist es derzeit kaum 
noch möghch, sich mit den verschiedenen Trä- 
gem der Unfallversicherung, z. B. zur Unfallver- 
hütung, abzustimmen. 


4. Zu Artikel 1 (§ 15 Abs. 4 Gesetz zur 

Zusammenfühnmg und Neughederung der 
Bundeseisenbahnen) 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sollte ge- 
prüft werden, ob eine Verpflichtung der Deutsche 
Bahn AG vorgesehen werden könnte, die vor- 
handenen Sozialeinrichtungen auf Dauer zu er- 
halten und sich an den Eiruichtungen zu betei- 
ügen. 


5. Zu Artikel 1 (§§ 20, 21 Gesetz zur 

Zusammenfühnmg und Neughedenmg der 
Bundeseisenbahnen) 

a) In Artikel 1 ist § 20 wie folgt zu fassen: 

»§ 20 

Übertragimgsverpflichtung 
des Bundeseisenbahnvermögens 

(1) Die Bundesrepubhk Deutschland (Bun- 
deseisenbahnvermögen) ist berechtigt und 
verpflichtet, das Eigentum an für die Durchfüh- 
rung von Schienenpersonennahverkehr not- 
wendigen Liegenschaften und sonstigem Ver- 
mögen auf Verlangen einer Gebietskörper- 
schaft oder eines Zusammenschlusses von 
Gebietskörperschaften, zu deren Aufgaben die 
Sicherung einer angemessenen Verkehrsbe- 
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dienung im öffentlichen Personennahverkehr 
gehört, zum Zwecke der weiteren Betriebs- 
durchführung auf diese zu übertragen. 

(2) Voraussetzung für einen Anspruch auf 
Übereignung nach Absatz 1 ist, daß die zu 
übereignende Eisenbahninfrastruktur und 
das sonstige Vermögen bei Geltendmachung 
des Anspruchs auf Übereignung ausschließ- 
lich oder ganz überwiegend für Zwecke 
des Schienenpersonennahverkehrs genutzt 
wird. 

(3) Die Verpflichtung nach Absatz 1 geht auf 
die nach § 1 Abs. 1 des Deutsche Bahn Grün- 
dungsgesetzes zu gründende Deutsche Bahn 
Aktiengesellschaft sowie auf die nach § 2 
Abs. 1 des Deutsche Bahn Gründungsgesetzes 
ausgegliederten Gesellschaften über. 

(4) Die Übereignung nach Absatz 1 erfolgt 
gegen einen Kaufpreis von 1 Deutsche 
Mark." 

Als Folge sind in § 5 Abs. 3 Satz 1 die Wörter 
„mit Ausnahme der Verbindhchkeiten, die in 
§ 20 Abs. 1 Satz 2 genannt sind" zu strei- 
chen. 

Begründung 

Im Zuge der Strukturreform der Bundeseisen- 
bahnen wird die Aufgaben- und Finanzie- 
rungsverantwortung für den Schienenperso- 
nennahverkehr der bisherigen Bundeseisen- 
bahnen vom Bimd auf die Länder verlagert. 
Durch die Neufassimg des § 20 soll sicherge- 
stellt werden, daß die künftigen Aufgabenträ- 
ger für den Schienenpersonennahverkehr ne- 
ben der Bestellung von Leistungen bei der 
Eisenbahn des Bundes auch die Möglichkeit 
bekommen, diese Leistungen in eigener Ver- 
antwortung zu erbringen. Hierzu muß ihnen 
ein Anspruch auf Übertragung der betriebsnot- 
wendigen Liegenschaften sowie des betriebs- 
notwendigen sonstigen Vermögens (z. B. Fahr- 
zeuge) eingeräumt werden. Nachdem es sich 
um einen Aufgabenübergang von einer öffent- 
lichen Hand auf eine andere öffentliche Hand 
handelt, soll die Übertragung der zur Aufga- 
benerfüUimg notwendigen Vermögensgegen- 
stände nicht zu marktüblichen Preisen, son- 
dern zu einem festen Kaufpreis von 1 Deutsche 
Mark erfolgen. 

Soweit dem Übereignungsanspruch unterlie- 
gende Vermögensgegenstände vom Bundes- 
eisenbahnvermögen auf die Deutsche Bahn 
Aktiengesellschaft oder auf aus dieser ausge- 
gliederte Gesellschaften übereignet werden, 
geht der Anspruch mit über. 

Die im Re^erungsentwurf vorgesehene Rege- 
lung zur Übertragung der Liegenschaften des 
Sondervermögens „Bundeseisenbahnvermö- 
gen" auf die Deutsche Bahn Aktiengesell- 
schaft ist nicht mehr notwendig, da das Eigen- 
tum an diesen Liegenschaften gemäß der 


beantragten Fassung von Artikel 87 e Abs. 4 
Satz 1 GG beim Bund verbleiben soll. 

b) In Artikel 1 ist § 21 wie folgt zu fassen: 

„§21 

Nutzungsrechte 

der Deutsche Bahn Aktiengesellschaft 

(1) Die nach § 1 Abs. 1 des Deutsche Bahn 
Gründimgsgesetzes zu gründende Deutsche 
Bahn Aktiengesellschaft erhält aus dem 
Bestand des Bundeseisenbahnvermögens alle 
Liegenschaften (Grundstücke, Teile hiervon, 
grundstücksgleiche Rechte, beschränkte ding- 
liche Rechte) sowie sonstiges Vermögen, 
soweit dies für das Erbringen von Eisenbahn- 
verkehrsleistungen sowie für das Betreiben 
der Eisenbahninfrastruktur notwendig (bahn- 
notwendig) ist, zur Nutzung. Über beabsich- 
tigte Veränderungen an diesen Liegenschaf- 
ten ist dem Bundesminister für Verkehr zu 
berichten. Das Nähere regelt eine Vereinba- 
rung zwischen der Deutsche Bahn Aktienge- 
sellschaft und dem Bundeseisenbahnvermö- 
gen, die der Genehmigung des Bundesmirü- 
sters für Verkehr im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen bedarf. 

(2) Für die Nutzung bahnnotwendiger Lie- 
genschaften hat die Deutsche Bahn Aktienge- 
sellschaft Beiträge an das Bundeseisenbahn- 
vermögen aufgrund der nach § 1 Abs. 1 a Satz 2 
des Gesetzes über die Schienenwege der 
Eisenbahnen des Bundes und deren Finanzie- 
rung (Schienenwegegesetz — SchWG)vom. . . 
(BGBl. IS....) erlassenen Rechtsverordnung 
zu entrichten. 

(3) Die Deutsche Bahn Aktiengesellschaft 
verwaltet die bahrmotwendigen Liegenschaf- 
ten im Auftrag der Bundesrepublik Deutsch- 
land (Bundeseisenbahnvermögen)." 

Als Folge ist in § 26 Abs. 2 Satz 1 die Angabe 
„§ 20 Abs. 1" durch die Angabe „§ 21 Abs. 1" 
zu ersetzen. 

Begründung 

Die Deutsche Bahn Aktiengesellschaft soll 
durch die Neufassung des § 21 das ausdrück- 
liche Recht zur Nutzung aller bahnnotwendi- 
gen Liegenschaften erhalten und diese Lie- 
genschaften im Bundesauftrag verwalten. 

Aus der beantragten Fassung des § 1 Abs. 1 a 
des Schienenwegegesetzes folgt, daß der 
Deutsche Bahn Aktiengesellschaft das Recht 
zur Nutzung der in § 1 Abs. 3 des Schienenwe- 
gegesetzes definierten Schienenwege nicht 
kostenlos eingeräumt wird, sondern daß die 
Deutsche Bahn Aktiengesellschaft bzw. deren 
Nachfolgeuntemehmen gemäß der nach dem 
Schienenwegegesetz vorgesehenen Rechts- 
verordnung Beiträge an das Bimdeseisen- 
bahnvermögen zu den Kosten der Unterhal- 
hmg und Instandsetzung, zum Neu- und Aus- 
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bau von Schienenwegen der Eisenbahnen des 
Bundes sowie zur Finanzierung von Ersatzin- 
vestitionen zu entrichten haben. 


6. Zu Artikel 1 (§ 22 Abs. 3 und 4 Gesetz zur 
Zusammenführung und NeugUederung der 
Bundeseisenbahnen) 

In Artikel 1 ist § 22 wie folgt zu ändern: 

a) Absatz 3 ist zu streichen. 

b) In Absatz 4 Satz 2 sind die Wörter\ , wenn ihm 
der Gegenstand durch einen vollziehbaren 
Übergabebescheid zugeordnet wird" zu strei- 
chen. 

Begründung zu a) und b) 

Die Änderungen berücksichtigen, daß die Deut- 
sche Bahn Aktiengesellschaft bzw. die aus ihr 
ausgeghederten Gesellschaften die Verwaltung 
der bahnnotwendigen Liegenschaften im Auftrag 
des Bundes übernehmen sollen. 


7, Zu Artikel 1 (§§ 23 bis 25 Gesetz zur 
Zusammenfühnmg und Neughedenmg der 
Bundeseisenbahnen) 

In Artikel 1 sind die §§ 23 imd 24 zu streichen. 

Als Folge ist in § 25 die Angabe „§§ 20 bis 24" 
durch die Angabe „§§^20 bis 22" zu ersetzen. 

Begründung 

Siehe Begründung zur Neufassung der §§20 und 

21 . 

Obwohl die Vorschrift des § 25 durch die Ände- 
rungen der §§21 imd 22 sowie der Streichungen 
der §§23 imd 24 ihre ursprüngliche Bedeutung 
weitgehend verloren hat, soll eine Regelung über 
den Erlaß von Verwaltungsvorschriften bestehen 
bleiben. In diesen Verwaltungsvorschriften 
könnte insbesondere die Bestmunung „bahnnot- 
wendiger" Liegenschaften näher festgelegt wer- 
den. 


8. Zu Artikel 1 (§ 26 Abs. 2 Gesetz zur 

Zusammenführung und Neughedenmg der 
Bundeseisenbahnen) 

In Artikel 1 ist § 26 Abs. 2 wie folgt zu ändern; 

a) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Hat die Deutsche Bahn Aktiengesellschaft die 
Nutzungsrechte nach § 21 Abs. 1 auf eine 
ausgeghederte GeseUschaft übertragen, so hat 
diese GeseUschaft die Beiträge nach § 21 Abs. 2 
an das Bundeseisenbahnvermöqen zu entrich- 
ten." 

b) Satz 3 wird gestrichen. 


Begründung zu a) und b) 

In seiner neuen Fassung soU § 26 Abs. 2 ledigUch 
eine Nachfolgeregelung hinsichtUch der Verwal- 
tung des Schienenwegenetzes der Eisenbahnen 
des Bundes treffen, sofern aus der Deutsche Bahn 
Aktiengesellschaft aufgrund des Gesetzes über 
die Gründung einer Deutsche Bahn Aktiengesell- 
schaft weitere Gesellschaften ausgegüedert wer- 
den. Die Neufassung von § 26 Abs. 2 Satz 2 stellt 
sicher, daß auch für diese Gesellschaften die 
Beitragsregelung nach der Rechtsverordnung 
über die Beiträge der Deutsche Bahn Aktienge- 
seUschaft zur Kostentragung für Neu- und Aus- 
bau, Ersatzinvestitionen sowie Unterhaltung und 
Instandsetzung des Schienenwegenetzes der 
Eisenbahnen des Bundes gilt. 


9. Zu Artikel 1 (§ 29 Gesetz zur 

Zusammenführung und Neugliederung der 
Bundeseisenbahnen) 

In Artikel 1 sind in § 29 die Wörter „durch 
Organisationsakt" zu streichen. 


Begründung 

Eine vorzeitige Festlegung der Rechtsform der 
Übertragung sollte vermieden werden. Je nach- 
dem, welche Aufgaben dem Bundeseisenbahn- 
vermögen zum maßgebenden Zeitpunkt noch 
obliegen, kann jedenfalls dann ein Rechtssatz 
erforderlich werden, wenn die Aufgaben auf das 
Eisenbahn- Bundesamt übertragen werden sol- 
len. 


10. Zu Artikel 2 (§ 1 Abs. 1 DBGrG) 

In Artikel 2 sind in § 1 Abs. 1 die Wörter „in 
Erfüllung der in § 20 Abs. 1 des Gesetzes zur 
Zusammenführung und Neughedenmg der Bun- 
deseisenbahnen vom . . . (BGBl. IS....) enthalte- 
nen Verpflichtungen" sowie die Wörter „dort 
genannten" zu streichen. 


Begründung 

Die Streichungen sind eine Folge der beantragten 
Neufassung des § 20 des Gesetzes zur Zusammen- 
führung und Neughedenmg der Bundeseisen- 
bahnen. Sie folgen ferner aus der beantragten 
Neufassung des Artikels 87 e Abs. 4 Grundgesetz 
sowie des Gesetzes über den Bau und die Finan- 
zierung der Schienenwege von Eisenbahnen des 
Bundes. Beides führt dazu, daß keine Liegen- 
schaften vom Bundeseisenbahnvermögen auf die 
Deutsche Bahn Aktiengesehschaft übertragen 
werden. 
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11. Zu Artikel 2 (§ 2 DBGrG) 

In Artikel 2 ist § 2 wie folgt zu fassen: 

„§2 

Ausgliederung aus dem Vermögen 
der Deutsche Bahn Aktiengesellschaft; 
Auflösimg der Deutsche Bahn 
Aktiengesellschaft 

(1) Spätestens drei Jahre nach der Eintragimg 
der Deutsche Bahn Aktiengesellschaft im Han- 
delsregister prüft der Bimdesminister für Verkehr 
nach Anhörung der Länder, ob die Bereiche 
„ Personennahverkehr " , „ Personenf emverkehr " , 
„Güterverkehr" und „Fahrweg" auf neu zu grün- 
dende Aktiengesellschaften auszugliedem sind. 

(2) Spätestens fünf Jahre nach der Ausgliede- 
nmg gemäß Absatz 1 prüft der Bundesminister für 
Verkehr nach Anhörung der Länder, ob die Deut- 
sche Bahn Aktiengesellschaft 

1 . aufzulösen oder 

2. mit einer der in Absatz 1 genannten Aktienge- 
sellschaften zu verschmelzen oder 

3. auf die in Absatz 1 genannten Aktiengesell- 
schaften aufzuspalten ist. 

(3) Die Entscheidimgen nach den Absätzen 1 
imd 2 erfolgen durch Gesetz; im übrigen gelten 
die Bestimmimgen der §§ 4 bis 9." 

Begründung 

Entgegen der Fassimg des Regienmgsentwurfs 
soll ein wesentlich flexibleres Vorgehen zur 
Umwandlung der DBAG in eine Holding imd 
später in selbständige Gesellschaften vorgesehen 
werden. Dabei soll die vorgesctiriebene Anhö- 
nmg der Länder garantieren, daß vor den jewei- 
ligen Entscheidungen über die Umgestaltung des 
Unternehmens DBAG der Konsens mit den Län- 
dern hergestellt werden kann. 

Da die Gründimg der DBAG auf gesetzlicher 
Gnmdlage erfolgt, müssen auch die weiteren 
Organisationssctiritte dem Gesetzgeber Vorbe- 
halten bleiben. 


12. Zu Artikel 2 (§ 10 Abs. 3 DBGrG) 

In Artikel 2 ist in § 10 der Absatz 3 zu strei- 
chen. 

Begründung 

Folge der Ändenmgen von Artikel 87 e des 
Gnmdgesetzes sowie von § 21 des Gesetzes zur 
Zusammenfühnmg imd Neugliedenmg der Bim- 
deseisenbahnen, wonach der Bimd weiterhin 
Eigentümer der Schienenwege der Eisenbahnen 
des Bundes bleibt. 


13. Zu Artikel 2 (§ 11 Abs. 3 DBGrG) 

In Artikel 2 sind in § 11 Abs. 3 die Wörter „Die 
Absätze 1 imd 2 gelten" durch die Wörter „Ab- 
satz 1 gilt" zu ersetzen. 

Begründung 

Nach dem Gesetzentwurf der Bimdesregierung 
sollen auch die Rechtsvorgänge, die bei der Aus- 
gliederung der Bereiche „Personenverkehr", 
„Güterverkehr" und „Fahrweg" aus der Deutsche 
Bahn AG verwirklicht werden, von der Grund- 
erwerbsteuer befreit sein. 

Diese Rechtsvorgänge betreffen jedoch aus- 
schließlich privatrechtlich organisierte Unterneh- 
men; sie sind daher mit entsprechenden Umstruk- 
turienmgsmaßnahmen privatwirtschaftlicher Un- 
ternehmen vergleichbar. Die Befreiung dieser 
Vorgänge von der Grunderwerbsteuer würde zu 
unabweisbaren Berufungen aus anderen Berei- 
chen der Privatwirtschaft führen. Eine Grunder- 
werbsteuerbefreiung für untemehmenspolitisch 
und betriebswirtschaftlich erforderliche Grund- 
stücksübertragungen in beliebigen Wirtschafts- 
zweigen könnte nicht mehr begründet abgelehnt 
werden. 

Insbesondere würde die vorgesehene Grund- 
erwerbsteuerbefreiung über eine Wiedereinfüh- 
rung der am 31. Dezember 1981 ausgelaufenen 
Befreiung nach § 27 des Gesetzes über steuerliche 
Maßnahmen bei Änderung der Untemehmens- 
form bezogen auf ein Unternehmen Wiederaufle- 
ben lassen. 

Damit wäre jedoch der Erfolg der Grunderwerb- 
steuerreform insgesamt gefährdet und die Beibe- 
haltimg des gegenwärtig geringen Steuersatzes 
in Frage gestellt. 

Die Einführung einer Grunderwerbsteuerbefrei- 
ung für Grundstücksübertragungen der Deutsche 
Bahn AG auf ihre Tochtergesellschaften ist daher 
nicht vertretbar. 


14. Zu Artikel 2 (§ 12 DBGrG) 

In Artikel 2 ist § 12 zu streichen. 

Als Folge sind 

a) in Artikel 2 in §§ 28 ff. die Wörter „zuzüglich 
Gebührenregelimg entsprechend § 12" so- 
wie 

b) in Artikel 6 die Absätze 39, 40 und 41 
zu streichen. 

Begründung 

Die Gewährung einer derart lunfassenden Ge- 
bührenvergünstigung widerspräche in eklatanter 


8 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode DrUCksache 1 2/501 4 


Weise der privatwirtschaftlichen Grundkonzep- 
tion der Strukturreform. Sachliche Billigkeits- 
gründe, die im übrigen dann auch anderen, von 
Umstrukturierungsmaßnahmen betroffenen Un- 
ternehmen der Wirtschaft zugestanden werden 
müßten, sind ebenfalls nicht erkennbar. Unab- 
hängig hiervon würden durch die vorgesehene 
Gebührenbefreiungsregelung Belastungen vom 
Bund auf die Länder verlagert. 

Diese hätten den durch die verschiedenen 
Umstrukturierungsmaßnahmen bei den Amts- 
und Registergerichten, aber z. B. auch bei den 
Vermessungs- und Katasterbehörden entstehen- 
den erheblichen Verwaltimgsaufwand ohne ent- 
sprechenden finanziellen Ausgleich zu tragen. 
Darüber hinaus vermag selbst der von der Bun- 
desregierung in die Begründung aufgenommene 
Verweis auf die Regelung bei der Gründung der 
Ruhrkohle AG nicht zu überzeugen, da die seiner- 
zeitigen Befreiungsregelungen zumindest in ihrer 
haushaltsmäßigen Auswirkung zeitlich und ört- 
lich begrenzt waren. 


15. Zu Artikel 2 (§ 25 DBGrG) 

In Artikel 2 istin § 25 Satz 1 das Wort , „Personen- 
verkehr"' durch die Wörter , „Personennahver- 
kehr", „Personenfemverkehr"' zu ersetzen. 


Begründung 

Die Aufspaltung des Untemehmensbereiches 
„Personenverkehr" in die beiden Untemehmens- 
bereiche „Personennahverkehr" und „Personen- 
femverkehr" soU der erheblichen Bedeutung des 
Schienenpersonennahverkehrs im Leistungsan- 
gebot der Eisenbahnen des Bundes Rechnung 
tragen. Den künftigen Aufgabenträgem für den 
ÖPNV in den Ländern soll ein geeigneter 
Ansprechpartner gegenüber stehen, der auch 
innerhalb des Gesamtuntemehmens Deutsche 
Bahn Aktiengesellschaft im eigenen Untemeh- 
mensinteresse die Belange des Schienenperso- 
nennahverkehrs gegenüber den anderen Sparten 
des Unternehmens angemessen vertreten kaim. 


16. Zu Artikel 2 (§ 27 DBGrG) 

In Artikel 2 ist § 27 wie folgt zu fassen: 

.§ 27 

Prüfungsrechte des Bundesrechnungshofes 

(1) §§ 53 und 54 des Gesetzes über die Grund- 
sätze des Haushaltsrechtes des Bimdes und der 


Länder (Haushaltsgnmdsätzegesetz — HGrG) 
vom 19. August 1969, zuletzt geändert durch 
Einigungsvertrag vom 31. August 1990 (BGBl. II 
S, 889, 990) und §§ 60, 68 und 92 der Bundeshaus- 
haltsordnung (BHO) vom 19. August 1969 (BGBl. I 
S. 1284), zuletzt geändert durch Artikel 1 Viertes 
Änderungsgesetz vom 18. Juli 1990 (BGBl. I 
S. 1447) finden keine Anwendung. 

(2) Zum Abschlußprüfer nach § 317 des Han- 
delsgesetzbuches in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliedenmgsnummer 4100-1, veröffent- 
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
dixrch Artikel 6 des Gesetzes vom 21. Dezember 
1992 (BGBl. I S. 2211) wird der Bundesrechnungs- 
hof bestellt. Gegenstand und Umfang seiner Prü- 
fung bestimmen sich nach § 317 des Handelsge- 
setzbuches. §§ 320 bis 322 Handelsgesetzbuch 
gelten entsprechend. Bei Meinungsverschieden- 
heiten zwischen dem Bundesrechnungshof vnd 
der Deutschen Bahn Aktiengesellschaft über die 
Auslegung und Anwendung der gesetzlichen 
Vorschriften sowie von Bestimmungen des Ge- 
sellschaftsvertrages und der Satzung über den 
Jahresabschluß, Lagebericht, Konzemabschluß 
oder Konzemlagebericht entscheidet auf Antrag 
des Bundesrechnungshofes oder der gesetzlichen 
Vertreter der Deutschen Bahn Aktiengesellschaft 
der für die Haushaltskontrolle nach der Ge- 
schäftsordnung des Deutschen Bundestages zu- 
ständige Ausschuß. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für 
nach §§ 2 und 3 Abs, 3 ausgegliederte Gesell- 
schaften. " 


Begründung 

SoU die Deutsche Bahn AktiengeseUschaft, wenn 
auch nur im Rahmen des Gesetzes zur Neuord- 
nung des Eisenbahnwesens (Eisenbahimeuord- 
nungsgesetz — ENeuOG) und der aufgrund die- 
ses Gesetzes vom Bundesminister für Verkehr zu 
erlassenden Rechtsverordnungen als Wirtschafts- 
Unternehmen am Markt tätig sein, muß sie von 
den zusätzlichen Beschränkimgen des Haushalts- 
grundsätzegesetzes und der Bundeshaushaltsord- 
nung befreit werden. 

Zum Abschlußprüfer wird der Bundesrechnungs- 
hof besteUt. Seine Rechte und Pflichten bestim- 
men sich nach §§ 3 16 ff. des Handelsgesetzbu- 
ches, sofern diese aufgrund der Funktion des 
Bundesrechnimgshofes auf ihn Anwendung fin- 
den können. Bei Meinungsverschiedenheiten 
zwischen der Deutsche Bahn Aktiengesellschaft 
und dem Bundesrechmmgshof entscheidet der für 
die Haushaltskontrolle zuständige Ausschuß des 
Deutschen Bundestages. Diese Regelung gilt ent- 
sprechend für nach § 2 Abs. 1 und § 3 Abs. 3 
ausgegliederte Gesellschaften der Deutsche Bahn 
Aktiengesellschaft. 
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17. Zu Artikel 2 (nach § 27 DBGrG) 

In Artikel 2 ist nach § 27 folgender § 27 a einzu- 
fügen: 

„§ 27a 

Veräußerung von Aktien des Bundes 

(1) Sofern der Bund mehr als 49,9 vom Hundert 
seiner Aktien an der Deutsche Bahn Aktiengesell- 
schaft veräußern will, erfolgt die Ermächtigung 
zur Veräußerung durch Gesetz, das der Zustim- 
mimg des Bundesrates bedarf. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für nach § 2 Abs. 1 
imd § 3 Abs. 3 ausgegliederte Gesellschaften. " 

Begründung 

Die Veräußenmg von Aktien des Bimdes an der 
Deutsche Bahn Aktiengesellschaft bedarf der 
Ermächtigung durch Gesetz, das der Zustimmung 
des Bimdesrates bedarf, sofern der Bund mehr als 
49,9 % seiner Aktien veräußern will. 

Dadurch soll verhindert werden, daß der Bimd 
durch Veräußerung von Aktien der Deutsche 
Bahn Aktiengesellschaft bzw. ausgeghederter 
Töchter die Zuständigkeiten im Schienenverkehr 
auf die Länder verlagern kann. 


18. Zu Artikel 3 (§ 2 Abs. 2 Gesetz über die 
Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes) 

In Artikel 3 ist in § 2 der Absatz 2 wie folgt zu 
fassen: 

„ (2) Der Bundesminister für Verkehr bestimmt 
den Sitz des Eisenbahn-Bundesamtes imd den 
Sitz von Außenstellen im Benehmen mit den 
Ländern. Soweit Außenstellen räumhch be- 
grenzte Zuständigkeiten erhalten, sind bei der 
Abgrenzung der Verwaltungsbezirke die Gren- 
zen der Bundesländer zu berücksichtigen." 

Begründung 

Wegen der strukturpolitischen Bedeutung sollen 
die Länder bei der Bestimmimg von Standorten 
größerer Bundesdienststellen angehört werden. 

Die Zusammenarbeit zwischen Eisenbahn-Auf- 
sichtsbehörden des Bimdes und der Länder wird 
erleichtert, wenn sich die räumlichen Zuständig- 
keiten überlagern. 


19. Zu Artikel 3 (§ 3 Abs. 3 Gesetz über die 
Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes) 

In Artikel 3 ist in § 3 der Absatz 3 wie folgt zu 
ändern: 

a) In Satz 1 sind die Wörter „und Anhörungsbe- 
hörde" zu streichen. 

b) Nach Satz 2 sind folgende Sätze anzufügen: 

„Anhörungsbehörde ist die nach Landesrecht 
zuständige Behörde des Landes, in dem die 


Anlagen liegen. Dir sind die Pläne für den Bau 
neuer oder die Änderung bestehender Be- 
triebsanlagen zur Durchführung des Anhö- 
rungsverfahrens zuzuleiten." 

Begründung zu a) und b) 

Die Änderung ist darauf gerichtet, die bisherige 
Praxis beizubehalten. Planfeststellung und Anhö- 
rungsverfahren sollten auch künftig nicht in einer 
Hand hegen. 

Der in der Begründung des Regierungsentwurfs 
zu § 3 Abs. 3 dargelegten Auffassung, die Zusam- 
menlegung von PlanfeststeUungs- und Anhö- 
rungsbehörde führe zu einer Straffung des Ver- 
fahrens, wird widersprochen. 

Der Ausbau des Schienenwege(hochgeschwin- 
digkeits)netzes hat auch erhebhche regionale 
Bedeutung. Die sich dcuraus möghcherweise erge- 
benden Konflikte mit überregionalen Zielsetzun- 
gen bedürfen einer Vermittlung im Anhönmgs- 
verfahren und im Erörterungstermin. Dies kann 
von den mit den regionalen Verhältnissen beson- 
ders vertrauten, im übrigen aber sowohl den 
regionalen als auch den überregionalen Interes- 
sen verpflichteten Landesbehörden (Regierungs- 
präsidien/Bezirksregienmgen) eher geleistet 
werden als von einer zentralen Bundesbehörde. 


20. Zu Artikel 3 (§ 4 Gesetz über die 

Eisenbahnverkehrsverwalhmg des Bundes) 

Nach Auffassung des Bundesrates muß der Staat 
die ordmmgsgemäße Erledigung der einem behe- 
henen Unternehmer übertragenen staathchen 
Aufgaben sichersteUen. Dies erfordert, daß er den 
Unternehmer zumindest einer Rechtsaufsicht 
unterwirft. Der Bundesrat bittet, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren auf eine entsprechende 
Ergänzung der Bestimmung hinzuwirken. 


21. Zu Artikel 3 (§ 4 Gesetz über die 

Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes) 

In Artikel 3 § 4 Satz 1 sind nach den Wörtern 
„durch Verordmmg des Bundesministers für Ver- 
kehr" die Wörter „mit Zustimmimg des Bundes- 
rates" einzufügen. 

Begründung 

Da Belange der Länder berührt werden, ist die 
Zustimmung des Bundesrates erforderlich (Arti- 
kel 80 Abs. 2 GG). 


22. Zu Arttkel 4 (§ 1 Abs. 1 SchWAbG) 

In Artikel 4 ist in § 1 der Absatz 1 wie folgt zu 
fassen; 

„(1) Der Bimd ist Eigentümer der Schienen- 
wege der Eisenbahnen des Bimdes. Die Eisenbah- 
nen des Bundes verwalten dieses Schienenwege- 
netz im Auftrag des Bundes." 


10 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/5014 


Als Folge 

— ist die Überschrift zu Artikel 4 wie folgt zu 
fassen: 

„Artikel 4 

Gesetz über die Schienenwege der Eisenbah- 
nen des Bundes und deren Finanzierung 
(Schienenwegegesetz — SchWG)"; 

— ist die Überschrift zu § 1 wie folgt zu fassen: 

«§ 1 

Schienenwegenetz der Eisenbahnen 
des Bundes und dessen Finanzierung". 

Begründung 

Wie auch in der beantragten Fassung des Arti- 
kels 87 e Abs. 4 Satz 1 des Grundgesetzes 
bestimmt, soll der Bund Eigentümer des Schie- 
nenwegenetzes der Eisenbahnen des Bimdes 
bleiben imd damit die umfassende VerwalUmgs- 
kompetenz für dieses Schienenwegenetz haben. 
In Anlehnimg an die Bimdesfemstraßenauftrags- 
verwaltung wird jedoch aus Praktikabilitätsge- 
sichtspunkten den Eisenbahnen des Bimdes die 
Verwaltung im Auftrag des Bundes übertragen. 
Wegen des damit erweiterten Regelungsgehalts 
des Schienenwegeausbaugesetzes sind die Über- 
schriften zu Artikel 4 sowie zu § 1 neu zu 
fassen. 


23. Zu Artikel 4 (§ 1 nach Absatz 1 SchWabG) 

In Artikel 4 ist in § 1 nach Absatz 1 folgender 
Absatz la einzufügen: 

„(la) Der Bimd trägt die Kosten des Baus, 
Ausbaus, der Ersatzinvestitionen sowie die 
Kosten der Unterhaltung und Instandsetzung des 
Schienenwegenetzes der Eisenbahnen des Bim- 
des, soweit diese Kosten nicht durch Entgelte für 
die Benutzung der Eisenbahninfrastruktur der 
Eisenbahnen des Bundes gedeckt werden. Der 
Bimdesminister für Verkehr setzt durch Rechts- 
verordnung, die der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, unter Berücksichtigung der Wettbewerbs- 
situation zu anderen Verkehrsträgern und des 
unternehmerischen Interesses der Eisenbahnen 
des Bundes sowie der Belange der Raumordnung, 
des Umweltschutzesund des Städtebaus die Vom- 
Hundert-Sätze fest, in deren Höhe die Eisenbah- 
nen des Bundes Einnahmen aus der Erhebung von 
Entgelten für die Benutzung der Eisenbahnin- 
frastruktur oder aus entsprechenden Verrech- 
nungssätzen zwischen den Bereichen der Deut- 
sche Bahn Aktiengesellschaft an den Bund zur 
Finanzierung der Kosten von Maßnahmen nach 
Satz 1 abzuführen haben. Die Vom-Hundert- 
Sätze sind mindestens getrennt für Einnahmen 
aus Entgelten für die Benutzung der Eisenbalmin- 
frastruktur im 

1. Personennah-, Stadt-, Vorort- und Regional- 
verkehr, 

2. Personenfemverkehr, 


3. Güterverkehr 
auszuweisen. " 

Als Folge sind in Artikel 4 die §§ 4 und 5 zu 
streichen. 

Begründung 

Aus der Eigentümerstellung des Bundes folgt, daß 
er grundsätzlich die Kosten des Neu- und Aus- 
baus, der Ersatzinvestitionen und Unterhaltung 
sowie der Instandsetzung des Schienenwegenet- 
zes der Eisenbahnen des Bundes zu tragen hat. 
Die Beteiligung der Eisenbahnen des Bundes 
kommt nur insoweit in Betracht, als diese in die 
Lage versetzt sind, sich durch gezielte Entgelte für 
die Benutzung ihrer Eisenbahnmfrastruktur an 
diesen Kosten zu beteiligen. Es ist heute nicht 
absehbar, ob die Eisenbahnen des Bundes unter 
den derzeitigen Wettbewerbsbedingungen in der 
Lage sein werden, über die Nutzungsentgelte die 
Kosten der Unterhaltung und Instandsetzung, 
geschweige denn die Kosten der Abschreibung 
und Zinsen für Neu- und Ausbaumaßnahmen und 
Ersatzinvestitionen zu erwirtschaften. Auch bei 
der Übernahme der sogenaimten Altlasten der 
Eisenbahnen des Bundes durch den Bund (Bun- 
deseisenbahnvermögen) ist davon auszugehen, 
daß das nichtelektrifizierte Netz nicht kostendek- 
kend betrieben werden kann und daß die im 
elektrifizierten Netz notwendigen Gebühren zur 
Deckung der laufenden Kosten und Abschreibun- 
gen, in keinem Fall aber der Zinsen, ausreichen 
würden. Aus diesem Grund ist eine Festsetzung 
der Eigenbeteiligung der Eisenbahnen des Bun- 
des an der Finanzierung der notwendigen Investi- 
tions- und Unterhaltungsmaßnahmen im Gesetz 
nicht möglich. 

Durch die vorgeschlagene Rechtsverordnung, die 
der Bimdesminister für Verkehr mit Zustimmung 
des Bundesrates zu erlassen hat, wird das notwen- 
dige Instrument geschaffen, um auf die jeweilige 
Wettbewerbssituation der Eisenbahnen des Bun- 
des, deren unternehmerisches Interesse und 
damit auf die gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
der Eisenbahnen des Bundes flexibel reagieren zu 
können. Gleichzeitig wird dadurch ein Instrument 
geschaffen, durch attraktive Gebührengestaltung 
einen Beitrag für die Ziele der Raumordnung, des 
Umweltschutzes und der Stadtentwicklung zu 
leisten. 

Die Differenzierung nach 

— Personennah-, Stadt-, Vorort- und Regional- 
verkehr, 

— Personenfemverkehr, 

— Güterverkehr 

erscheint geboten, um den unterschiedlichen 
Deckungsbeitragsmöglichkeiten dieser Ver- 
kehrsarten über die Nutzungsentgelte Rechnung 
tragen zu können. Diese Regelung zur Festset- 
zung der Eigenbeteiligung der Eisenbahnen des 
Bundes an Finanzierungslasten für das Schienen- 
wegenetz tritt an die Stelle der im Regierungsent- 
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Wurf vorgesehenen Konzeption über Abschrei- 
bungen beziehungsweise Finanzierungsverein- 
barungen. Die §§ 4 und 5 sind daher zu strei- 
chen. 


24. Zu Artikel 4 (§ 1 Abs, 2 SchWAbG) 

In Artikel 4 sind in § 1 Abs, 2 die Wörter „andere 
Gebietskörperschaften oder" zu streichen. 

Begründung 

Für eine hervorgehobene Erwähnung „anderer 
Gebietskörperschaften" als mögliche Finanzie- 
rungsträger neben der allgemeinen Formulierung 
„Dritte" besteht kein Anlaß, so daß diese Wörter 
zu streichen sind. 


25. Zu Artikel 4 (§ 1 Abs, 3 SchWAbG) 

In Artikel 4 ist in § 1 der Absatz 3 wie folgt zu 
fassen: 

„(3) Schienenwege im Sinne des Gesetzes sind 
die Schienenwege von Eisenbahnen einschließ- 
lich der Betriebsleit- imd Sicherheitssysteme. Zu 
den Schienenwegen zählen die in Anlage 1, Teil A 
der Verordnung (EWG) Nr. 2598/70 der Kommis- 
sion vom 18. Dezember 1970 zur Festlegimg des 
Inhalts der verschiedenen Positionen der Verbu- 
chimgsschemata des Anhangs I der Verordmmg 
(EWG) Nr, 1108/70 des Rates vom 4. Juni 1970 
(ABI. EG Nr. L 278, S. 1) aufgeführten Anlagen. Zu 
den Schienenwegen zählen auch Gebäude, die 
der Verwaltung der Eisenbahninfrastruktur die- 
nen, und Gebäude, in denen sich Verkaufs- imd 
Abfertigungseinrichtungen für den Personen- 
imd Güterverkehr befinden. " 

Begründung 

Die Begriffsbestimmung wiederholt im wesentli- 
chen die Begriffsbestimmimg aus § 2 Abs. 3 des 
Artikels 5 — Allgemeines Eisenbahngesetz 
(AEG), 

Diese Begriffsbestimmung entspricht weitestge- 
hend dem in Artikel 3 dritter Spiegelstrich der 
Richtlinie 91/440/EWG des Rates vom 29. Juni 
1991 zur Entwicklung der Eisenbahnuntemeh- 
men der Gemeinschaft verwendeten Begriff. Dar- 
über hinaus werden jedoch auch Empfangsge- 
bäude sowie. Gebäude, in denen sich Verkaufs- 
imd Abfertigimgseinrichtungen der Eisenbah- 
mmtemehmen befinden, in die Begriffsdefinition 
einbezogen. Diese Anlagen werden damit abwei- 
chend von der Begriffsdefinition in der Verord- 
nung (EWG) Nr. 2598/70 der Kommission, auf die 
in Satz 2 verwiesen wird, sowie abweichend von 
Artikel 3 dritter Spiegelstilch der EG-Richtlinie 
ausdrücklich in die Begriffsbestimmung mit ein- 
bezogen. 


26. Zu Artikel 4 (§ 2 Abs. 2 — neu — SchWAbG) 

In Artikel 4 wird der Text von § 2 zu Absatz 1; 

es ist folgender Absatz 2 anzufügen: 

„(2) Im Bedarfsplan sind die Neu- imd Ausbau- 
vorhaben der Schienenwege nach § 1 Abs. 3, 
insbesondere die im vorhandenen Schienenwe- 
genetz geplante Zahl der Streckengleise darzu- 
stellen. " 


Begründung 

Durch die Bezugnahme auf die Begriffsbestim- 
mung nach § 1 Abs. 3 wird der generelle Inhalt des 
Bedarfsplanes vorgegeben. Durch die besondere 
Hervorhebung, daß im vorhandenen Schienen- 
wegenetz die geplante Zahl der Streckengleise 
darzustellen ist (analog zur Angabe der Zahl der 
Fahrstreifen im Bundesfemstraßenbedarfsplan), 
wird die Gleichstellung mit dem Bundesfemstra- 
ßenbedarfsplan sichergestellt. Die Ergänzung ist 
erforderlich, weil insbesondere durch den Ausbau 
des Schienenwegenetzes für Hochgeschwindig- 
keitszüge die erforderlichen Kapazitäten für den 
Regional- imd Nahverkehr nicht eingeschränkt 
werden dürfen. Daher muß insbesondere in den 
Ballungsräumen durch den mehrgleisigen Aus- 
bau einzelner Streckenabschnitte Ersatz geschaf- 
fen werden für Gleise, die vom schnellen Fernver- 
kehr beanspmcht werden. 

Mit der Aufnahme dieser Investitionsmaßnahmen 
in den Bedarfsplan wird im Planfeststellungsver- 
fahren nur über die Zulässigkeit und über Art und 
Weise des Neu- und Ausbaus entschieden, da der 
Bedarf an Schienenwegen in diesem Gesetz vom 
Gesetzgeber verbindlich festgestellt ist. Dies ent- 
spricht der Regelung in § 1 Abs. 2 Satz 2 Femstra- 
ßenausbaugesetz. 


27. Zu Artikel 4 (§ 2 Abs. 3 — neu — SchWAbG) 

In Artikel 4 ist in § 2 nach Absatz 2 — neu — 
folgender Absatz 3 anzufügen: 

„(3) Der Neu- und Ausbau erfolgt nach Stufen, 
die im Bedarfsplan vorgesehen sind. " 


Begründung 

Ebenso wie beim Ausbau des Netzes der Bundes- 
femstraßen gemäß Femstraßenausbaugesetz soll 
der Neu- und Ausbau des Schienenwegenetzes 
der Eisenbahnen des Bundes nach Stufen erfol- 
gen, die ün Bedarfsplan vorzusehen sind. Im 
Bedarfsplan wird unterschieden werden nach den 
Stufen „Vordringlicher Bedarf" sowie „Weiterer 
Bedarf". 
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28. Zu Artikel 4 (§ 2 Abs. 4 — neu — SchWAbG) 

In Artikel 4 ist in § 2 nach Absatz 3 — neu — 
folgender Absatz 4 anzufügen: 

„(4) Einzelne Verbess erungsmaßnahmen blei- 
ben unberührt; sie sind auf die Maßnahmen 
abzustimmen, die aufgrund des Bedarfsplans aus- 
geführt werden sollen. " 

Begründung 

Der Bedarfsplan behindert nicht die Durchfüh- 
nmg einzelner Verbesserungsmaßnahmen außer- 
halb der bisherigen Planung; vielmehr genügt 
eine Abstimmung solcher Maßnahmen mit den im 
Plan genannten Vorhaben. 


29. Zu Artikel 4 (§ 3 SchWAbG) 

In Artikel 4 ist § 3 wie folgt zu fassen: 

»§3 

Verfahren zur Aufstellung des Bedarfsplans 

(1) Der Bedarfsplan für das Schienenwegenetz 
der Eisenbahnen des Bundes wird nach Anhörung 
der Länder vom Bundesministerium für Verkehr 
vorbereitet. Er ist mit den Plänen des Bimdes für 
andere Verkehrsträger abzustimmen. 

(2) In die Prüfimg bei der Aufstellung des 
Bedarfsplans sind die bei der Bedarfsplanung 
berührten Belange, insbesondere die der Raum- 
ordnimg, des Umweltschutzes und des Städte- 
baus sowie Ausbaupläne der Europäischen 
Gemeinschaft für den europäischen Eisenbahn- 
imd kombinierten Verkehr imd entsprechende 
Ausbauplanimgen von Drittländern einzubezie- 
hen. 

(3) Der Bedarfsplan muß mindestens folgende 
Maßnahmen enthalten: 

1. Neu- imd Ausbau von Femverkehrsstrecken, 

2. Neu- imd Ausbau von Anlagen zur direkten 
Verknüpfimg von Fernverkehrsstrecken mit 
internationalen Verkehrsflughäfen, 

3. Neu- und Ausbau eines Grundnetzes zur 
Anbindung der Fläche an die Fernverkehrs- 
Strecken, 

4. Neu- und Ausbau von Nahverkehrsstrecken, 
insbesondere von S-Bahnen, 

5. Neu- und Ausbau von wichtigen Bahnhöfen 
des Nah- und Fernverkehrs, 

6. Neu- imd Ausbau von Rangierbahnhöfen 
sowie von Schienenverkehrsanlagen, die dem 
kombinierten Verkehr von Schiene/Straße/ 
Schiffahrt dienen. 

Zu den Ausbaumaßnahmen gehören auch Maß- 
nahmen zur Elektrifizierung und zur Lärmsanie- 


rung an bestehenden Schienenstrecken der 
Eisenbahnen des Bundes. " 

Begründung 
Absatz 1 

Zur Absicherung der Mitwirkungsrechte der Län- 
der ist in Absatz 1 geregelt, daß bei der Aufstel- 
lung des Bedarfsplans eine Anhörung der Länder 
zu erfolgen hat. Für nicht erforderlich wird gehal- 
ten, daß die Aufstellung des Bedarfsplans an ein 
der Zustimmung des Bundesrates bedürfendes 
Gesetz geknüpft wird. 

Zur Vermeidung von Parallelinvestitionen und 
um der Forderung nach rationaler Arbeitsteilung 
zwischen den Verkehrsträgern sowie nach Ver- 
netzung ihrer Wege und Verkehrsleistungen 
Rechnung zu tragen, ist eine gegenseitige 
Abstimmung des Bedarfsplans für das Schienen- 
netz der Eisenbahnen des Bundes und der ent- 
sprechenden Pläne des Bundes für andere Ver- 
kehrsträger vorgesehen. 

Absatz 2 

Neben der Berücksichtigung der Ausbaupläne 
der Europäischen Gemeinschaft für den europäi- 
schen Eisenbahn- und kombinierten Verkehr 
sowie entsprechender Ausbauplanungen von 
Drittländern sind auch die für eine vorausschau- 
ende Verkehrswegeplanung wesentlichen öffent- 
lichen Belange angemessen zu berücksichtigen. 
Der vorgeschlagene Text entspricht § 4 des Fem- 
straßenausbaugesetzes. 

Ein Verweis auf die Bewertungskriterien 
des Bundesverkehrswegeplanes 1992, Nr. 4.2 
(S. 24 ff.) ist nicht erforderlich. Die Verpflichtung 
zur Durchführung einer Nutzen-Kosten-Untersu- 
chung folgt aus § 6 Abs. 2 des Haushalts gnmdsät- 
zegesetzes und § 7 Abs. 2 der Haushaltsordnung 
des Bundes (Auftragsverwaltung im Auftrag des 
Bundes). Im Rahmen der Erstellung einer Nutzen- 
Kosten- Untersuchung sind gesamtwirtschaftli- 
che, ökologische, städtebauliche und weitere Kri- 
terien einzubeziehen. Damit ist auch ausgeschlos- 
sen, daß entgegen der bisherigen Praxis des 
Bundesverkelirswegeplanes bei der Auswahl und 
Festlegung der Dringlichkeit von Investitionen 
bei den Eisenbahnen des Bundes ein betriebswirt- 
schaftlicher Rentabilitätsnachweis erforderlich 
ist. 

Absatz 3 

Der Bedarfsplan erfaßt nicht nur in Anlehnung an 
die bisherige Bundesverkehrswegeplanung unter 
Berücksichtigung der aktuellen Schwerpunkte 
der Schienenverkehrsentwicklung den Neu- und 
Ausbau von Femverkehrsstrecken des Personen- 
und Güterverkehrs einschließlich einer leistungs- 
fähigen Anbindung der Räche an diese Strecken 
sowie den Neu- und Ausbau von Rangierbahnhö- 
fen und Schienenverkehrsanlagen des kombi- 
nierten Verkehrs, sondern auch den Neu- und 
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Ausbau von Schienenstrecken des Nahverkehrs 
und von wichtigen Bahnhöfen (§ 44 Bundesbahn- 
gesetz) sowie durch ausdrückliche begriffliche 
Klarstellung als Ausbaumaßnahmen Elektrifizie- 
rungs- und Lärmschutzmaßnahmen an bestehen- 
den Schienenstrecken der Eisenbahnen des Bim- 
des. 


30. Zu Artikel 4 (§ 6 SchWAbG) 

In Artikel 4 ist § 6 wie folgt zu fassen: 

«§6 

Aufstehung und Anpassimg des Bedarfsplans 

(1) Spätestens nach Ablauf von zwei Jahren 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes legt das Bun- 
desministerium für Verkehr den Bedarfsplan nach 
§ 3 vor. 

(2) Spätestens nach Ablauf von jeweils fünf 
Jahren nach Inkrafttreten des ersten Bedarfsplans 
nach Absatz 1 prüft das Bundesministerium für 
Verkehr, ob der Bedarfsplan der Verkehrsent- 
wicklimg unter Beachtimg der in § 3 Abs. 2 
genannten Belange anzupassen ist. 

(3) Aufstehung und Anpassung des Bedarfs- 
plans geschehen durch Gesetz." 


Begründung 
Absatz 1 

Da der Bedarfsplan des Schienenwegenetzes der 
Eisenbahnen des Bimdes auf der Gnmdlage der 
Bundesverkehr swegeplanimg 1992 nicht die in 
§ 3 für den Inhalt eines Bedarfsplans nach diesem 
Gesetz aufgestehten Anfordenmgen erfüht, wird 
das Bundesministerium für Verkehr verpflich- 
tet, den ersten Bedarfsplan spätestens zwei 
Jahre nach Inkrafttreten dieses Gesetzes vorzu- 
legen. 

Absatz 2 

Nach dem bei der Ausbauplanung für Bundes- 
femstraßen imd beim Bimdesverkehrswegeplan 
bewährten Verfahren ist auch der Bedarfsplan für 
den Ausbau des Schienenwegenetzes der Eisen- 
bahnen des Bundes spätestens aüe fünf Jahre an 
die verkehrhchen und wirtschaftiichen Entwick- 
lungen imter Beachtung der öffenthchen Belange 
anzupassen. 

Absatz 3 

Aufstehung und Anpassimg erfolgen jeweüs 
durch Gesetz. 


31. Zu Artikel 4 (nach § 6 SchWAbG) 

In Artikel 4 ist nach § 6 folgender § 6a einzufü- 
gen: 

.§ 6a 

Planungszeitraum 

Zur Verwirkhchung des Neu- und Ausbaus 
nach dem Bedarfsplan steht das Bundesministe- 
rium für Verkehr Fünfjahrespläne (Ausbaupläne) 
auf." 

Begründung 

Zur Umsetzung der im Bedarfsplan als „dringhch" 
ausgewiesenen Vorhaben steht das Bundesmini- 
sterium für Verkehr Fünflahrespläne auf. Sie 
bhden die Grundlage für die Ausbaupläne für das 
Schienenwegenetz der Eisenbahnen des Bun- 
des. 


32. Zu Artikel 4 (nach § 6a SchWAbG) 

In Artikel 4 ist nach § 6 a — neu — folgender § 6b 
einzufügen: 

„§6b 

Unvorhergesehener Bedarf 

Soweit ein unvorhergesehener Verkehrsbedarf, 
insbesondere aufgrund einer Änderung der Ver- 
kehrsstruktur, es erfordert, können die Ausbau- 
pläne im Einzelfah auch Maßnahmen enthalten, 
die nicht dem Bedarfsplan entsprechen. " 

Begründung 

Zur raschen Reaktion auf unvorhergesehenen 
Verkehrsbedarf wird wie im Femstraßenausbau- 
gesetz zugelassen, daß die Ausbaupläne für das 
Schienenwegenetz der Eisenbahnen des Bundes 
im Einzelfah Maßnahmen enthalten, die nicht 
dem Bedarfsplan entsprechen. 


33. Zu Artikel 4 (nach § 7 SchWAbG) 

In Artikel 4 ist nach § 7 folgender § 8 anzufü- 
gen: 

.§ 8 

Übergangsregelung 

Bis zum Inkrafttreten des Bedarfsplans nach 
§§ 3 und 6 Abs. 1 güt als Bedarfsplan der Bundes- 
verkehrswegeplan 1992." 

Als Folge sind in § 2 Satz 1 die Wörter „ , der 
diesem Gesetz cils Anlage beigefügt ist" zu strei- 
chen. 

Begründung 

Um dringhch erforderhche Neu- und Ausbauvor- 
haben im Schienenwegenetz der Eisenbahnen 
des Bundes nicht zu behindern, wird festgelegt, 
daß für einen Übergangszeitraum bis zum Inkraft- 
treten des ersten Bedarfsplans nach §§ 3 und 6 
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dieses Gesetzes der Bundesverkehrswegeplan 
1992 als Bedarfsplan gilt. 


34. Zu Artikel 4 (Anlage zu § 2) 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß zum jetzi- 
gen Zeitpunkt auf die Aufnahme des Bedarfsplans 
Schiene als Anlage zu Artikel 4 (§ 2) verzichtet 
werden sollte. 

Statt dessen sollte innerhalb von zwei Jahren ein 
Bedarfsplan nach den § § 3 und 6 Abs. 1 in der vom 
Bundesrat vorgeschlagenen Fassung aufgestellt 
werden. Für den Obergangszeitraum sollte die 
Verwirklichung von Investitionsvorhaben auf der 
Grundlage des Bundesverkehrswegeplanes 1992 
erfolgen. 

Der Bundesrat weist darauf hin, daß der zu erar- 
beitende Bedarfsplan Schiene den Kriterien der 
vorgeschlagenen Fassung des § 3 entsprechen 
sollte. 

Der Bedarfsplan soll auch nach dem Schienenwe- 
geausbaugesetz in der von der Bundesregierung 
beschlossenen Fassung den Investitionsbedarf im 
Schienenwegenetz der Eisenbahnen des Bundes 
feststellen. Hienmter fällt das gesamte Schienen- 
wegenetz; eine Einengung auf die Strecken des 
Fernverkehrs steht dazu im Widerspruch. 

Der Bundesrat erwartet, daß in den Bedarfsplan 
Schiene auch die notwendigen Investitionsvorha- 
ben in das für den Stadt-, Vorort- und Regional- 
verkehr genutzte Schienennetz sowie Maßnah- 
men zur Elektrifizierung und zur Lärmsanierung 
an bestehenden Schienenstrecken aufgenommen 
werden. 


35. Zu Artikel 5 (§ 2 Abs. 5 AEG) 

In Artikel 5 ist § 2 Abs. 5 wie folgt zu fassen: 

„ (5) Schienenpersonennahverkehr ist die allge- 
mein zugängliche Beförderung von Personen in 
Zügen, die überwiegend dazu bestimmt sind, die 
Verkehrsnachfrage im Stadt-, Vorort- oder Regio- 
nalverkehr zu befriedigen. Dies ist der Fall, wenn 
in der Mehrzahl der Beförderungsfälle eines 
Zuges die Reiseweite 50 Küometer nicht über- 
steigt oder die Reisezeit weniger als eine Stunde 
beträgt. Züge in einem geschlossenen S-Bahn- 
System gehören in jedem Fall zum Schienenper- 
sonennahverkehr. " 

Begründung 

Die Änderungen dienen der begrifflichen Klar- 
stellung des Schienenpersonennahverkehrs. Es 
wird dabei auch festgelegt, daß S-Bahn-Ver- 
kehre in jedem Fall Schienenpersonennah- 
verkehr sind. Der im Regierungs entwurf vorge- 
schlagenen Konkretisierung der Richtlinie 
91/440/EWG vom 29. Juli 1991 bedarf es nicht. 
Die in den Gesetzentwürfen gewählten Formulie- 
rungen sind im Gegenteü mißverständlich. Im 
übrigen wird eine begriffliche Übereinstimmung 


mit der Definition des öffentlichen Personennah- 
verkehrs in § 2 des Gesetzes zxir Regionahsienmg 
des öffentlichen Personennahverkehrs herbeige- 
führt. 


36. Zu Artikel 5 (§ 2 Abs. 7 AEG) 

In Artikel 5 ist in § 2 Abs. 7 folgender Satz 
anzufügen: 

„Sie entscheiden auch darüber, ob Schienenper- 
sonennahverkehr im Sinne des Absatzes 5 vor- 
liegt." 

Begründung 

Die Klärung von Streitfällen, ob Schienenperso- 
nennahverkehr vorliegt, ist insbesondere im Hin- 
bUck auf eine möglichst zügige Umsetzung der 
Regionahsierung erforderlich. Die Entschei- 
dungszuständigkeit der obersten Landesver- 
kehrsbehörden ist wegen der dort vorhandenen 
Orts- und Sachnähe sachgerecht. 


37. Zu Artikel 5 (§ 4 AEG) 

In Artikel 5 sind in § 4 nach dem Wort „Zubehör" 
die Wörter „nach den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik" einzufügen. 

Begründung 

Die Sicherheit des Eisenbahnverkehrs rechtfertigt 
es, beim Sicherheitsstandard auf die allgemein 
anerkannten Regeln der Techiük abzustellen und 
damit einen einheitiichen Beurteüungsmaßstab 
herzustellen. 


38. Zu Artikel 5 (§ 4 Abs. 2 — neu — AEG) 

In Artikel 5 ist in § 4 folgender Absatz 2 anzufü- 
gen: 

„ (2) Baufreigaben, Abnahmen, Prüfungen und 
Zulassungen nach anderen Rechtsvorschriften für 
Betriebsanlagen der Eisenbahnen und Schienen- 
fahrzeuge obliegen dem Eisenbahn-Bundes- 
amt." 

Als Folge 

— ist vor dem bisherigen Text des § 4 die Angabe 
„(1)" einzufügen; 

— ist in Artikel 3 § 3 Abs. 2 nach Nummer 5 
folgende Nummer 6 anzufügen: 

„6. Aufgaben nach § 4 Abs. 2 des Allgemeinen 
Eisenbahngesetzes. " 

Begründung 

Mit dieser Änderung wird sichergestellt, daß 

— vergleichbar der Regelung des § 38 Bundes- 
bahngesetz — für Baufreigaben, Abnahmen, Prü- 
fungen und Zulassungen nach anderen Rechts- 
vorschriften nicht die Zuständigkeit der jeweili- 
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gen Länderbehörden, sondern die des Eisenbahn- 
Bundesamtes als besondere fachtechnische Be- 
hörde gegeben ist. Dies entspricht somit dem 
Gnmde nach den bisherigen Regelimgen. 


39. Zu Artikel 5 (§ 5 Abs. 1, 3, 4, 5 AEG) 

In Artikel 5 ist § 5 wie folgt zu ändern: 

a) In Absatz 1 ist Satz 2 zu streichen; 

b) in Absatz 3 sind die Sätze 1 und 2 erster 
Halbsatz wie folgt zu fassen: 

„Für die Aufsicht imd Genehmigimg nichtbim- 
deseigener Eisenbahnen mit Sitz in der Bim- 
desrepublik Deutschland ist die von der Lan- 
desregierung bestimmte Stelle zuständig. 
Diese Stelle ist auch zuständig für die Aufsicht 
und Genehnügung für Eisenbahnen des Bun- 
des sowie nichtbundeseigener Eisenbahnen 
mit Sitz im Ausland,"; 

c) in den Absätzen 4 imd 5 sowie in der Über- 
schrift des § 5 ist jeweils das Wort „Behörde" 
durch das Wort „Stelle" zu ersetzen. 

Begründung 

Wie bereits bisher von den Ländern gehandhabt, 
muß auch künftig die Übertragimg von Aufsichts- 
und Genehmigimgsbefugnissen auf beliehene 
Unternehmer möglich sein. Die Einschränkimg 
auf Behörden ist insoweit zu eng. Die Übertra- 
gungsmöglichkeit auf das Eisenbahn-Bimdesamt 
braucht nicht besonders gesetzlich fixiert zu wer- 
den, zumal in § 3 Abs. 4 des Gesetzes über die 
Eisenbahnverkehrsverwaltimg des Bimdes die 
Möglichkeit der Aufgabenübertragimg auf diese 
Behörde ausdrücklich vorgesehen ist. 


40. Zu Artikel 5 (§ 6 Abs. la, 2, 2 a und 4 a AEG) 

In Artikel 5 ist § 6 wie folgt zu ändern: 

a) Nach Absatz 1 ist folgender Absatz 1 a einzu- 
fügen: 

„(la) Die Genehnügung wird dem Unter- 
nehmer für seine Person sowie für das Erbrin- 
gen einer nach der Verkehrsart bestimmten 
Eisenbahnverkehrsleistimg oder das Betrei- 
ben einer bestimmten Eisenbahninfrastruktur 
erteüt." 

b) In Absatz 2 sind nach den Wörtern „auf Antrag 
erteilt," die Wörter „wobei im Schienenperso- 
nennahverkehr das öffentliche Verkehrsinter- 
esse zu berücksichtigen ist," einzufügen. 

c) Nach Absatz 2 ist folgender Absatz 2 a einzu- 
fügen: 

„(2 a) Der Umfang der Genehmigimg 
erstreckt sich beim 

1. Erbringen von Eisenbahnverkehrsleistun- 
gen im Schienenpersonennahverkehr auf 


den Betrieb der Fahrzeuge und die Linien- 
führung; 

2. Betreiben einer Eisenbahninfrastruktur auf 
den Bau und Betrieb der Schienenwege." 

d) Nach Absatz 4 ist folgender Absatz 4 a einzu- 
fügen: 

„(4 a) Die Geltungsdauer der Genehmigung 
bemißt sich nach dem öffentlichen Verkehrsin- 
teresse; sie beträgt bei 

1. Eisenbahnverkehrsuntemehmen in der Re- 
gel höchstens 15 Jahre; 

2. Eisenbahiünfrastrukturimtemehmen in der 
Regel höchstens 50 Jahre. 

Die Dauer der Genehmigung kann auf Antrag 
verlängert werden. " 

Begründung zu a) bis d) 

Über den Regienmgsentwurf hinausgehend wird 
eine qualifizierte Untemehmensgenehmigimg 
eingeführt. Sie erstreckt sich grundsätzlich auch 
auf die Verkehrsart, da sich je nach Verkehrsart 
sowohl personell als auch techiüsch verschiedene 
Voraussetzungen und Bedingungen ergeben. Die 
Genehmigung umfaßt auch die Festlegimg der 
Linienführung im Schienenpersonennahverkehr, 
da dort im Gegensatz ziun Fernverkehr oftmals 
die jeweüs konkreten örtlichen Bedingungen aus- 
schlaggebend sind. 

Eine Prüfung des Verkehrsbedürfnisses im Rah- 
men der Genehmigung durch Einbeziehung des 
Kriteriums des öffentlichen Verkehrstnteresses ist 
lediglich für den Schienenpersonennahverkehr 
vorgesehen. Die Genehmigimg hat sich anson- 
sten in erster Linie auf den sicherheitsrelevanten 
Bereich zu erstrecken; die Genehmigungsdauer 
SOU eine Dispositionsmöglichkeit eröffnen, wobei 
ein weitergehender Unternehmers chutz rücht 
verfolgt werden kaim. Für die Bemessung der 
Genehmigungsdauer ist das öff entiiche Verkehrs- 
interesse maßgebend; es wird eine regelmäßige 
Höchstdauer vorgesehen, die an die gewöhnliche 
Nutzungsdauer der Betriebsmittel (im FaUe von 
Eisenbahnverkehrsuntemehmen) und der Eisen- 
bahiürifrastrukturemrichtungen (im FaUe von 
Eisenbahiüiifrastrukturuntemehmen) anknüpft. 


41. Zu Artikel 5 (§ 6 Abs. 2 AEG) 

In Artikel 5 sind in § 6 Abs. 2 in Nummer 2 die 
Wörter „finanzieU leistungsfähig ist und damit die 
Gewähr für eine sichere" durch die Wörter „die 
Gewähr für eine sichere und leistungsfähige" zu 
ersetzen. 

Begründung 

Eine Beschränkung auf die finanzieUe Leistungs- 
fähigkeit des Unternehmers genügt rücht. Im 
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Hinblick auf die Liniengenehmigung muß die 
Leistungsfähigkeit insgesamt gesichert sein, da- 
mit der Unternehmer den Betrieb im genehmigten 
Umfang aufnehmen und durchführen kann. 


42. Zu Artikel 5 (§ 6 Abs. 3 AEG) 

In Artikel 5 ist § 6 Abs. 3 wie folgt zu fassen: 

„(3) Bestehende Genehmigungen öffentlicher 
Eisenbahnen, die bei Inkrafttreten dieses Geset- 
zes bereits Eisenbahnverkehrsleistungen erbrin- 
gen oder eine Eisenbahninfrastruktur betreiben, 
gelten fort, soweit sie materiell den Anforderun- 
gen dieses Gesetzes genügen. Im übrigen ist 
diesen Eisenbahnen auf Antrag die Genehmi- 
gung zu erteilen, ohne daß die Voraussetzimgen 
des Absatzes 2 geprüft werden. Satz 2 gilt nur, 
sofern die Genehmigung innerhalb eines Jahres 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes beantragt 
wird." 

Begründung 

Im Hinblick auf die Rechtsstellimg der Konzes- 
sionsinhaber ist eine Fortgeltung der Genehmi- 
gimgen — sofern diese inhaltlich den gesetzlichen 
Anforderungen genügen — festzulegen. 


43. Zu Artikel 5 (§ 6 Abs. 5 und § 7 Abs. 3 AEG) 

In Artikel 5 sind in § 6 der Absatz 5 imd in § 7 der 
Absatz 3 zu streichen. 

Begründung 

Die Herstellung des Einvernehmens mit dem 
Eisenbahn-Bundesamt würde eine überflüssige 
Formalie darstellen, zumal in den meisten Fällen 
einer Antragstellung noch nicht absehbar sein 
wird, ob das Unternehmen in der Zukunft Eisen- 
bahnverkehrsleistungen auf Schienenwegen von 
Eisenbahnen des Bundes erbringen wird. 


44. Zu Artikel 5 (§ 8 Abs. 1 und 2 AEG) 

In Artikel 5 ist in § 8 Abs. 1 und 2 das Wort 
„Eisenbahnverkehrsuntemehmen" durch das 
Wort „Eisenbahnen" zu ersetzen und ist Absatz 2 
zu streichen. 

Begründung 

Vom Begriff „öffentliche Eisenbahnen" werden 
nach § 3 Abs. 1 sowohl die Eisenbahnverkehrsim- 
temehmen als auch die Eisenbahninfrastruktur- 
untemehmen erfaßt. Damit wird Absatz 2 des 
Regierungsentwurfs entbehrlich. 


45. Zu Artikel 5 (§ 8 Abs. 2 AEG) 

In Artikel 5 ist § 8 Abs. 2 wie folgt zu fassen: 

„ (2) Absatz 1 gilt nicht für 

1. Eisenbahnverkehrsuntemehmen, deren Tätig- 
keit ausschließlich auf den Schienenpersonen- 
nahverkehr beschränkt ist; 

2. Eisenbahninfrastrukturuntemehmen, die nicht 
dem Bimd gehören." 


Begründung 

Die Richtlinie 91/440/EWG verpflichtet in Arti- 
kel 4 nur Eisenbahnverkehrsuntemehmen zur 
Unabhängigkeit der Geschäftsführung. Ausge- 
nommen sind nach Artikel 2 Abs. 2 der EG- 
Richtlinie die Unternehmen, die ausschließlich 
Stadt-, Vorort- oder Regionalverkehr betreiben. 
Das Postulat der EG-Richtlinie erstreckt sich so- 
mit nicht auf landes eigene kommunale Regie - 
imd Eigenbetriebe. Für eine weitergehende 
Regelimg im AEG besteht keine Notwendig- 
keit. 


46. Zu Artikel 5 (§ 9 Abs. 1 AEG) 

In Artikel 5 ist in § 9 Abs. 1 in Satz 2 das Wort 
„Finanzmitteln" durch das Wort „Subventionen" 
zu ersetzen. 


Begründung 

In der Richtlinie 91/440/EWG wird ein Transfer 
von Subventionen untersagt; der Begriff „Finanz- 
mittel“ ist weitergehend xmd würde ggf. auch den 
aus steuerlichen Gründen gebotenen Querver- 
bund imtersagen. 


47. Zu Artikel 5 (nach § 10 AEG) 

In Artikel 5 ist nach § 10 folgender § 10a einzu- 
fügen: 

„§ 10a 

StiQegung von Eisenbahn- 
infrastruktureinrichtungen 

(1) Beabsichtigt ein Eisenbahninfrastruktunm- 
temehmen die dauernde Einstellung des Betrie- 
bes einer Bahnstrecke, eines wichtigen Bahnhofs 
oder die deutliche Verringenmg der Kapazität 
einer Strecke, so hat es darzulegen, daß ihm der 
Betrieb der Infrastmkturemrichtimg nicht mehr 
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zugemutet werden kann und Verhandlungen mit 
Dritten, denen ein Angebot für die Übernahme 
der Infrastruktureinrichtimg zu verkehrsüblichen 
Bedingungen gemacht wurde, erfolglos blieben. 
Bei den Obemahmeangeboten an Dritte sind 
deren Vorleistungen angemessen zu berücksich- 
tigen. § 20 des Gesetzes zur Zusammenführung 
imd Neugliederung der Bimdeseisenbahnen 
bleibt unberührt. 

(2) Die Einstellung des Betriebes ist bei der nach 
§ 5 zuständigen Genehmigungsbehörde zu bean- 
tragen. Die Genehmigimgsbehörde entscheidet, 
im Falle des Eisenbahn-Bimdesamtes im Beneh- 
men mit der zuständigen Landesbehörde, unter 
Berücksichtigung verkehrlicher imd wirtschaftli- 
cher Kriterien sowie unter raumordnerischen, 
sozialpolitischen, strukturpolitischen und Um- 
weltgesichtspunkten. 

(3) Bis zur Entscheidung hat das Unternehmen 
den Betrieb der Schieneninfrastruktur aufrecht- 
zuerhalten. " 

Begründung 

Aus der Sicht der Länder muß in das AEG eine 
Bestimmung über Streckenstillegimgen aufge- 
nommen werden, sonst könnten die Schienenin- 
frastruktunmtemehmen, insbesondere der künf- 
tige Monopolist Deutsche Bahn AG/Fahrweg AG, 
jederzeit imwirtschaftliche Infrastniktureinrich- 
timgen schließen. Diese Bestimmimg schafft den 
Rahmen für einen kontinuierlichen Betrieb des 
Schienenpersonennahverkehrs auch in der Flä- 
che. Der Regelungsvorschlag orientiert sich an 
den Bestimmungen des Bundesbahngesetzes und 
des Personenbefördenmgsgesetzes. 


48. Zu Artikel 5 (§ 11 Abs. 1 AEG) 

In Artikel 5 ist in § 11 Abs. 1 folgender Satz 
anzufügen: 

„Die Eisenb€dmuntemehmen sind verpflichtet, 
daran mitzuwirken, daß für die Befördenmg von 
Personen und Gütern, die sich auf mehrere 
anschließende Eisenbahnen des öffentlichen Ver- 
kehrs erstreckt, direkte Abfertigxmg eingerichtet 
wird sowie durchgehende Tarife angewendet 
werden." 

Begründung 

Das Auseinanderfallen der Tarife aufgnmd der 
Tätigkeit verschiedener Eisenbahnuntemehmen 
soll aus verkehrlichen Gründen, insbesondere im 
Interesse einer kimdengerechten Gestaltung des 
Eisenbahnverkehrs, nach Möglichkeit vermieden 
werden. Entscheidend ist eine direkte Abferti- 
gung bei der Benutzung mehrerer cuischließender 
Eisenbcihnen sowie Bemühungen um durchge- 
hende Tarife. 


49. Zu Artikel 5 (§ 11 Abs. 2 AEG) 

In Artikel 5 ist in § 11 Abs. 2 folgender Satz 
anzufügen: 

„Von der Tarifpflicht kann imter den in einer nach 
diesem Gesetz zu erlassenden Rechtsverordnimg 
aufgeführten Bedingungen abgewichen wer- 
den." 

Begründung 

Die Befreiimg von der Tarifpflicht erscheint im 
Hinblick auf die denkbare verschiedenartige 
Gestaltimg des Nahverkehrs notwendig. 


50. Zu Artikel 5 (§ 11 Abs. 3 AEG) 

In Artikel 5 ist in § 11 der Absatz^ .3 zu strei- 
chen. 

Als Folge sind in § 1 1 Abs, 7 in Satz 1 die Wörter 
„imd 3" zu streichen. 

Begründung 

Eine nochmalige Definition des Schienenperso- 
nennahverkehrs erscheint im Hinblick auf die 
Regelimg des § 2 Abs. 5 nicht nötig. 


51. Zu Artikel 5 (§ 11 Abs. 4 Satz 2 AEG) 

In Artikel 5 ist § 11 Abs. 4 Satz 2 wie folgt zu 
fassen: 

„Die Tarifhoheit liegt beim Bimd, soweit es sich 
um Beförderungsbedingungen einer Eisenbahn 
des Bundes für ihren Schienenpersonenfemver- 
kehr imd Güterverkehr handelt, im übrigen bei 
den Ländern. " 

Begründung 
Klarstellung des Gewollten. 


52. Zu Artikel 5 (§ 11 Abs. 4 Satz 3 AEG) 

Die in § 11 Abs. 4 Satz 3 vorgesehene Formulie- 
rung, daß die Genehmigungsbehörde „auf die 
Befugnis zur Genehmigung verzichten" kann, 
bringt das Gewollte nicht klar zum Ausdruck. Der 
Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsver- 
fahren auf eine bessere Formulierung hinzuwir- 
ken. Dabei sollte geprüft werden, ob die Geneh- 
migungsbehörde entsprechend dem bisherigen 
§ 16 Abs. 3 BbG nur bei Tarifmaßnahmen von 
geringerem öffentlichen Interesse vom Erforder- 
nis einer Genehmigung absehen kann. 
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53. Zu Artikel 5 (§ 11 Abs. 7 AEG) 

In Artikel 5 ist in § 11 Abs. 7 der Satz 2 zu 
streichen. 

Begründung 
Satz 2 ist überflüssig. 


54. Zu Artikel 5 (§ 11 Abs. 7 AEG) 

In Artikel 5 sind in § 11 Abs. 7 in Satz 3 das Wort 
„Reisenden" durch das Wort „Kunden" sowie die 
Wörter „zwei Wochen" durch die Wörter „einen 
Monat" zu ersetzen. 

Begründung 

Auch für die Güterbeförderungsbedingungen ist 
eine Frist entsprechend dem Status quo vorzuse- 
hen. Für Personentarife ist die Frist von zwei 
Wochen zu kurz. 


55. Zu Artikel 5 (nach § 11 AEG) 

In Artikel 5 ist nach § 11 folgender § 11a einzu- 
fügen: 

„§ 11a 

Anschluß an andere Eisenbahnen 

(1) Jedes öffentliche Eisenbahiiiiifrastriikturun- 
temehmen hat den Anschluß und die damit 
zusammenhängende Mitbenutzxmg seiner Infra- 
struktureinrichtungen durch angrenzende öffent- 
liche Eisenbahnen unter billiger Regelxmg der 
Bedingungen und der Kosten zu gestatten. 

(2) Im Falle der Nichteinigimg über die Bedin- 
gungen des Anschlusses oder der Mitbenutzimg 
sowie über die Angemessenheit der Kosten ent- 
scheidet, wenn eine Eisenbahn des Btmdes betei- 
ligt ist, das Eisenbahn- Bundesamt, in den übrigen 
Fällen die zuständige Landesbehörde. " 

Begründung 

§ 12 regelt nur den Zugang zur Eisenbahninfra- 
struktur, nicht aber das bisher in § 7 AEG nor- 
mierte Anschlußrecht. Ohne die Aufnahme dieser 
Bestimmung können die Zugangsrechte imterlau- 
fen werden. 


56. Zu Artikel 5 (§ 12 Abs. 1 und 3 AEG) 

In Artikel 5 ist § 12 wie folgt zu ändern: 

a) In Absatz 1 smd folgende Sätze anzufügen: 

„ Dieser Grundsatz gilt sinngemäß auch für die 
Sparten Schienenpersonenfemverkehr, Schie- 
nenpersonennahverkehr und Schienengüter- 
verkehr, deren Zugang sich am Umfang und 
Zeitrahmen der Leistungen, die auf den jewei- 
ligen Strecken zum Zeitpunkt des Inkrafttre- 
tens dieses Gesetzes erbracht wurden, zu 


orientieren hat. Bei der Zuteilung der Eisen- 
bahninfrastrukturkapazitäten haben die Ei- 
senbahiünfrastriiktunmternehmen Verkehre, 
die im Interesse der Öffentlichkeit erbracht 
werden, sowie vertaktete oder ins Netz einge- 
bundene Verkehre angemessen zu berück- 
sichtigen. Das Nähere ist in einer nach diesem 
Gesetz zu erlassenden Rechtsverordnung zu 
regeln. " 

b) In Absatz 3 ist folgender Satz anzufügen: 

„Das Entgelt für die Benutzung bemißt sich 
nach dem spartenbezogenen notwendigen 
Infrastrukturaufwand; das Nähere ist in einer 
nach diesem Gesetz zu erlassenden Rechtsver- 
ordnxmg zu regeln. " 

Begründung zu a) 

Für die Länder besteht ein besonderes Interesse 
am Zugang zur Eisenbahiiinfrastriiktur und am 
Entgelt für ihre Benutzung. Der künftig von den 
Ländern zu verantwortende Schienenpersonen- 
nahverkehr muß neben dem Schienenpersonen- 
femverkehr \md dem Schienengüterverkehr 
Möglichkeiten erhalten, das Eisenbahnnetz zu 
fairen Bedingimgen zu nutzen. Dabei ist es im 
Hinblick auf die gemeiawirtschaftliche Aufgabe 
nicht möglich, allein eine Vergabe von Fahrplan- 
trassen nach marktwirtschaftlichen Gesichts- 
punkten zugrunde zu legen. Die „Orientierung" 
am „Ist- Zustand" fixiert Zugangsmöglichkeiten 
xmd gibt gleichzeitig Raum für marktwirtschaftli- 
che Entscheidungen beim Zugang zum Schienen- 
weg. 

Begründung zu b) 

Die Bemessung des Entgelts nach dem spartenbe- 
zogenen notwendigen Infrastrukturaufwand soll 
Freiraum für vereinfachte Betriebsweisen, insbe- 
sondere im Flächenverkehr, ermöglichen. Die 
Festlegung bereits im AEG bindet den Bxmd für 
seine Verordnungen und gibt den neuen Aufga- 
benträgem Zugangs- und Kostensicherheit. 


57. Zu Artikel 5 (§ 12 Abs. 4 AEG) 

In Artikel 5 ist § 12 Abs. 4 wie folgt zu fassen: 

„ (4) Kommt eine Vereinbarung nicht zustande, 
so karm jeder Beteiligte eine öffentlich-rechtliche 
Verwaltungsentscheidung herbeiführen, für die 
bei Beteiligung einer Eisenbahn des Btmdes oder 
eiuer ausländischen Eisenbahn das Eisenbahn- 
Bxmdesamt, in allen übrigen Fällen die oberste 
Landesverkehrsbehörde zuständig ist. " 

Begründung 

Da es sich bei der Nichteinigung vorwiegend um 
verkehrüche Fragen handeln wird und kartell- 
rechtliche Fragen nur sekundär sein werden, 
erscheint die Einschaltimg der Kartellbehörden, 
wie im Regierungsentwurf vorgesehen, nicht 
sachgerecht, zumal die Ausübung der Monopoli- 
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stenstellung durch die Deutsche Bahn AG durch 
die Rechtsverordnungen nach Artikel 24 Abs. 1 
Nr. 6 und 7 weitgehend beschnitten sein wird. 
Auch kommt hinzu, daß die Kartellbehörden nur 
Unterlassimgen anordnen können. Sie hätten bei 
der Lösimg des Regierungsentwurfs die Funktion 
einer Schiedss teile. Insgesamt ist aus Ländersicht 
die Einschaltung der Eisenbahnfachbehörden die 
sachnähere Lösimg. 


58. Zu Artikel 5 (§ 13 Abs. 1 AEG) 

In Artikel 5 ist § 13 Abs. 1 wie folgt zu fassen: 

„(1) Für die Auferlegung oder Vereinbarung 
gemeinwirtschaftlicher Leistimgen im Eisen- 
bahnverkehr im Sinne der Verordnimg (EWG) 
Nr. 1191/69 des Rates vom 26. Juni 1969 sind die 
Behörden des Bimdes, in den Fähen des § 2 Abs. 5 
die nach Landesrecht bestimmten Behörden 
zuständig." 

Begründung 

Im Regierungsentwurf ist die Auferlegimg imd 
Vereinbarung gemeinwirtschaftlicher Leistimgen 
im Sinne der EG-Verordnung grundsätzlich Auf- 
gabe der Länder. Es fände damit eine über den in 
§ 2 Abs. 5 definierten Schienenpersonennahver- 
kehr hinausgehende Aufgabenverlagerimg vom 
Bund auf die Länder statt. Es liegt nicht im 
Interesse der Länder, daß sich der Bund auf diese 
Weise nahezu jegUcher gemeinwirtschaftlicher 
Verpflichtungen entledigt. Auch die Trennung 
der Aufgaben nach Artikel 1 Abs. 6 der EG- 
Verordnung unter Eigentumsgesichtspunkten er- 
scheint nicht sachgerecht. Es wird daher eine 
Neufassung mit dem Ziel der Aufrechterhaltung 
der gemeinwirtschaftlichen Aufgaben beim Bund 
mit der Ausnahme des definierten Schienenperso- 
nennahverkehrs vorgeschlagen, die auch die Ein- 
heitlichkeit hinsichtlich der Fälle des Artikels 1 
Abs. 1 der EG-Verordnung wahrt. 


59, Zu Artikel 5 (§ 13 Abs. 2 AEG) 

In Artikel 5 ist in § 13 der Absatz 2 zu strei- 
chen. 

Begründung 

Eine gesetzliche Festschreibung der Ausschrei- 
bungspflicht für gemeinwirtschafüiche Leistun- 
gen im AEG wird abgelehnt, da sie erhebliche 
Nachteile hätte. Denn die Aufträge wären dann 
einklagbar; damit könnten aber Vergaben unter 
Umständen jahrelang bis zum Vorliegen eines 
letztinstanzlichen Gerichtsurteils blockiert wer- 
den. Außerdem wäre die Ausschreibung in Anbe- 
tracht der Monopolstellung der DB/Personenver- 
kehrs-AG auf absehbare Zeit in den allermeisten 
Fällen ein ungeeignetes Instrument. Auch würde 
die Ausschreibung der örtlichen Interessenlage 
im Hinblick auf die kommunalen Regie- und 
Eigenbetriebe nicht gerecht. Die Möglichkeiten 


der EG-Dienstleistungsrichtlinie — deren Umset- 
zung in nationales Recht bevorsteht — müssen 
auch den Trägem von Eisenbahnverkehrsleistun- 
gen in vollem Umfang zur Verfügung stehen; 
dabei dürfte gegenwärtig das Verhandlungsver- 
fahren in der Regel das geeignete Instniraent 
sein. 


60. Zu Artikel 5 (nach § 13 AEG) 

In Artikel 5 ist nach § 13 folgender § 13 a einzu- 
fügen: 

„§ 13a 

Ausgleichspflicht 

(1) Dem Eisenbahnverkehrsuntemehmen ist für 
die Beförderung von Personen mit Zeitfahraus- 
weisen des AusbildtBagsverkehrs auf Antrag ein 
Ausgleich nach Maßgabe des Absatzes 2 zu 
gewähren, wenn und soweit 

1. der Ertrag aus den für diese Beförderung 
genehmigten Tarifen zur Deckung der nach 
Absatz 2 Satz 2 zu errechnenden Kosten nicht 
ausreicht und 

2. das Eisenbahnverkehrsuntemehmen inner- 
halb eines angemessenen Zeitraums die 
Zustimmung zu einer Anpassung der von ihm 
erhobenen Tarife an die Ertrags- und Kosten- 
lage beantragt hat. 

(2) Als Ausgleich werden gewährt 50 vom 
Hundert des Unterschiedsbetrags zwischen dem 
Ertrag, der für die Beförderungen nach Absatz 1 
erzielt worden ist, und dem Produkt aus den für 
diese Beförderungen geleisteten Personen-Kilo- 
metern und den durchschnittlichen verkehrsspe- 
zifischen Kosten. Als durchschnittliche verkehrs- 
spezifische Kosten im Sinne dieser Vorschrift 
gelten die Kostensätze je Personen-Kilometer, die 
von den Landesregierungen oder den von ihnen 
durch Rechts Verordnung ermächtigten Behörden 
durch Rechtsverordnung nach Durchschnittswer- 
ten einzelner repräsentativer Unternehmen, die 
sparsam wirtschaften und leistungsfähig sind, 
pauschal festgelegt werden; dabei können ent- 
sprechend betrieblichen und verkehrlichen Be- 
sonderheiten unterschiedliche Kostensätze für 
verschiedene Verkehrsregionen festgelegt wer- 
den. 

(3) Den Ausgleich nach den Absätzen 1 und 2 
gewährt das Land, in dessen Gebiet der Verkehr 
betrieben wird. Erstreckt sich der Verkehr auch 
auf das Gebiet eines anderen Landes, so wird dem 
Ausgleich der Teil der Leistungen zugrunde 
gelegt, der in dem jeweiligen Land erbracht 
wird. 

(4) Uber den Ausgleich entscheidet die von der 
Landesregierung bestimmte Behörde. Die Ent- 
scheidung kaim mit Auflagen verbunden werden, 
die dazu bestimmt sind, die wirtschaftlichen 
Ergebnisse der Verkehrsleistungen zu verbes- 
sern. Kommt das Eisenbahnverkehrsuntemeh- 
men einer Auflage nach Satz 2 nicht in vollem 


20 




Deutscher Bundestag— 12. Wahlperiode DruCksache 12/5014 


Umfang nach, so ist der Ausgleich in dem Umfang 
zu ändern, wie er sich im Falle der Befolgimg der 
Auflagen errechnet hätte. " 

Begründung 

Die Übernahme des § 6a alte Fassimg ist — zu- 
mindest für eine Übergangsfrist — imabdingbar. 
Deim diese Ausgleichsregelimg für politisch 
gewollte Niedrigtarife im Ausbildungsverkehr ist 
eine für den ÖPNV sehr bedeutsame Bestim- 
mung. Ihr ersatzloser Wegfall kann von den Län- 
dern nicht akzeptiert werden. Wegen Arti- 
kel 143 a Abs. 3 GG wird in § 28 Abs. 2 eine 
Übergangsregelung für die Eisenbahnen des 
Bundes vorgesehen. 


61. Zu Artikel 5 (§ 14 Abs. 1 Allgemeines 
Eisenbahngesetz) 

In Artikel 5 ist in § 14 Abs. 1 vor dem Wort 
„Eisenbahnen" das Wort „öffentlichen" einzufü- 
gen. 

Begründung 

Mit der Einfügimg wird der Ausgleich betriebs- 
fremder Aufwendungen, insbesondere der Aus- 
gleich für Aufwendungen für die Erhaltung und 
den Betrieb von höhengleichen Kreuzungen, auf 
die öffentlichen nichtbundeseigenen Eisenbah- 
nen beschränkt. Dies entspricht den bisherigen 
Regelungen des § 6g Allgemeines Eisenbahnge- 
setz. Der Ausgleich ist von den Ländern zu zahlen. 
Die Beschränkung auf die nichtbundeseigenen 
öffentlichen Eisenbahnen ist gerechtfertigt, da die 
nicht öffentlichen nichtbundeseigenen Eisenbah- 
nen nach § 12 des Entwurfes des Allgemeinen 
Eisenbahngesetzes anderen Eisenbahnen nicht 
die Benutzung ihrer Eisenbahninfrastruktur ge- 
währleisten müssen. 


62, Zu Artikel 5 (§ 15 AEG) 

In Artikel 5 ist § 15 wie folgt zu fassen: 

»§ 15 

Planfeststellung 

(1) Schienenwege der Eisenbahnen des Bundes 
einschließhch der für den Betrieb der Schienen- 
wege notwendigen Anlagen dürfen nur gebaut 
oder geändert werden, wenn der Plan zuvor 
festgestellt worden ist. Bei der Planfeststellung ist 
die Umweltverträglichkeit zu prüfen. Die von dem 
Vorhaben berührten öffentlichen und privaten 
Belange einschließlich des Ergebnisses der Um- 
weltverträglichkeitsprüfung sind im Rahmen der 
Abwägung zu berücksichtigen. 

(2) Anstelle eines Planfeststellungsbeschlusses 
kaim eine Plangenehmigung erteilt werden, 
wenn 

1. Rechte anderer nicht oder nicht wesentlich 
beeinträchtigt werden oder die Betroffenen 


sich mit der Inanspruchnahme ihres Eigentums 
oder eines anderen Rechts schriftlich einver- 
standen erklärt haben, 

2. erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt 
nicht zu besorgen sind und 

3. mit den Trägem öffenüicher Belange, deren 
Aufgabenbereich berührt wird, das Benehmen 
hergestellt worden ist. 

Die Plangenehmigung hat die Rechtswirkungen 
der Planfeststellung; auf ihre Erteilung finden die 
Vorschriften über das Planfeststellungsverfahren 
keine Anwendimg. § 75 Abs. 4 des Verwaltungs- 
verfahrensgesetzes güt entsprechend. Vor Erhe- 
bung einer verwaltungsgerichtlichen Klage be- 
darf es keiner Nachprüfung in einem Vorverfah- 
ren. 

(3) Planfeststellung und Plangenehmigimg ent- 
fallen bei Änderungen und Erweiterungen von 
unwesentlicher Bedeutung. Fälle unwesentlicher 
Bedeutung liegen insbesondere vor, wenn 

1. Umweltbelange und andere öffentliche Be- 
lange nicht berührt sind oder die erforderlichen 
behördlichen Entscheidungen vorliegen und 
sie dem Plan nicht entgegenstehen und 

2. Rechte anderer nicht beeinflußt werden oder 
mit den vom Plan Betroffenen entsprechende 
Vereinbarungen getroffen werden. 

(4) Im Planfeststellimgsverfahren hat der Träger 
des Vorhabens die Pläne für den Bau neuer oder 
die Ändenmg bestehender Betriebsanlagen der 
nach Landesrecht zuständigen Behörde des Lan- 
des, in dem die Anlagen liegen, zur Durchführung 
des Anhönmgsverfahrens zuzuleiten, wenn die 
Pläne nicht nur den Geschäftsbereich des Trägers 
des Vorhabens berühren. Das Eisenbahn- Bundes- 
amt stellt den Plan nach Absatz 1 fest, erteilt die 
Plangenehmigung nach Absatz 2 oder trifft die 
Entscheidung nach Absatz 3." 

Begründung 

Es erfolgt die Einschränkung des Geltungsbe- 
reichs der Planfeststellungsbestimmungen auf die 
Eisenbahnen des Bundes. Ein Bedürfnis für die 
Ausschöpfung der konkurrierenden Gesetzge- 
bungskompetenz im Planfeststellungsrecht durch 
den Bund wird nicht gesehen. Allenfalls wäre eine 
subsidiäre Geltung für die Länder zu veran- 
kern. 

Im übrigen werden die Bestimmungen des sich 
gegenwärtig in der parlamentarischen Beratung 
befindlichen Planungsvereinfachimgsgesetzes 
— in der vom Bundesrat beschlossenen Fas- 
sung — übernommen. Denn es enthält wesentlich 
modernere Regelungen, die dem Anliegen einer 
Planungsbeschleunigung und Planungsveremfa- 
chung Rechnung tragen. Die Übernahme dient 
auch der Rechts- imd Verwaltungsvereinfachung, 
da eine Angleichung der Vorschriften der ver- 
schiedenen Fachplanungsgesetze erfolgt. 
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63. Zu Artikel 5 (§ 16 Abs. 1 AEG) 

In Artikel 5 sind in § 16 Abs. 1 

a) in Satz 1 die Wörter „ Sobald der Plan ausgelegt 
oder andere Gelegenheit gegeben ist, den Plan 
einzusehen," durch die Wörter „Vom Beginn 
der Auslegimg der Pläne im Planfeststellungs- 
verfahren oder von dem Zeitpunkt an, zu dem 
den Betroffenen Gelegenheit gegeben wird, 
den Plan einzusehen (§ 73 Abs. 3 des Verwal- 
timgsverfahrensgesetzes)," zu ersetzen imd 

b) in Satz 3 nach dem Wort „Anlagen" die Wörter 
„ (§ 74 Abs. 2 des Verwaltimgsverfahrensgeset- 
zes)" einzufügen. 

Begründung 

Anpassung an den Beschluß des Bundesrates zum 

Planungsvereinfachungsgesetz. 


64. Zu Artikel 5 (nach § 16 AEG) 

In Artikel 5 ist nach § 16 folgender § 16a einzu- 
fügen: 

„§ 16a 

Planfeststellungsverfahren 

(1) Für das Anhörungsverfahren gilt § 73 des 
Verwaltimgsverfahrensgesetzes mit folgenden 
Maßgaben: 

1. Die Behörden, deren Aufgabenbereich durch 
das Vorhaben berührt sind, haben ihre Stel- 
limgnahme irmerhalb einer von der Anhö- 
rungsbehörde zu setzenden Frist abzugeben, 
die drei Monate nicht übersteigen darf. 

2. Die Gemeinden legen den Plan innerhalb von 
drei Wochen nach Zugang aus; sie machen die 
Auslegung vorher ortsüblich bekannt. 

3. Die Erörtenmg nach § 73 Abs. 6 des Verwal- 
tungsverfahrensgesetzes hat die Anhönmgs- 
behörde innerhalb von drei Monaten nach 
Eingang der abschließenden Äußerung des 
Trägers des Vorhabens abzuschließen. 

(2) Einwendimgen gegen den Plan, die nach 
Ablauf der Einwendungsfrist erhoben werden, 
sind ausgeschlossen. Hierauf ist in der Bekannt- 
machung der Auslegimg oder der Einwendungs- 
frist hinzuweisen. Nach dem Erörterungstermin 
eingehende Stellungnahmen der Behörden müs- 
sen bei der Feststellung des Plans nicht berück- 
sichtigt werden; dies gilt nicht, wenn später von 
einer Behörde vorgebrachte öffentliche Belange 
der Planfeststellungsbehörde auch ohne ihr Vor- 
bringen bekannt sind oder hätten bekamit sein 
müssen. 

(3) Der Planfeststellungsbeschluß ist denjeni- 
gen, über deren Einwendungen entschieden wor- 
den ist, mit Rechtsbehelfsbelehrung zuzustellen; 
die Vorschriften des Verwaltungsverfahrensge- 
setzes über die Bekarmtgabe bleiben im übrigen 
unberührt. 


(4) Die Anfechtungsklage gegen einen Planfest- 
stellungsbeschluß oder eine Plangenehmigung 
für den Bau oder die Ändenmg von Schienenwe- 
gen der Eisenbahnen des Bimdes einschließlich 
der dazugehörenden Anlagen hat keine aufschie- 
bende Wirkung. Der Antrag auf Anordmmg der 
aufschiebenden Wirkimg der Anfechtimgsklage 
gegen einen Planfeststellimgsbeschluß oder eine 
Plangenehmigung nach § 80 Abs. 5 Satz 1 der 
Verwaltimgsgerichtsordnimg kann nur innerhcilb 
eines Monats nach der Zustellimg des Planfest- 
stellimgsbeschlusses oder der Plangenehmigung 
gestellt und begründet werden. Treten später 
Tatsachen ein, die die Anordnung der aufschie- 
benden Wirkung rechtfertigen, so kann der durch 
den Planfeststellungsbeschluß oder die Plange- 
nehmigung Beschwerte einen hierauf gestützten 
Antrag nach § 80 Abs, 5 Satz 1 der Verwaltimgs- 
gerichtsordnung irmerhalb einer Frist von einem 
Monat stellen. Die Frist beginnt in dem Zeitpxmkt, 
in dem der Beschwerte von den Tatsachen Kennt- 
nis erlangt. 

(5) Der Kläger hat innerhalb einer Frist von 
sechs Wochen die zur Begründimg seiner Klage 
dienenden Tatsachen imd Beweismittel anzuge- 
ben. § 87 b Abs. 3 imd § 128 a der Verwaltungsge- 
richtsordnung gelten entsprechend. 

(6) Mängel bei der Abwägung der von dem 
Vorhaben berührten öffentlichen und privaten 
Belange sind nur erheblich, wenn sie offensicht- 
lich auf das Abwägungsergebnis von Einfluß 
gewesen sind. Erhebliche Mängel bei der Abwä- 
gung oder eine Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften führen nur dann zur Aufhebimg 
des Planfeststellungsbeschlusses oder der Plange- 
nehmigung, wenn sie nicht durch Planergänzung 
oder durch ein ergänzendes Verfahren behoben 
werden können; §§45 und 46 des Verwaltungs- 
verfahrensgesetzes und die entsprechenden lan- 
desrechüichen Bestimmungen bleiben unbe- 
rührt." 

Begründung 

Anpassung an den Beschluß des Bundesrates zum 
Planungsvereinfachungsgesetz. 


65. Zu Artikel 5 (§ 17 AEG) 

In Artikel 5 sind in § 17 

a) in Absatz 1 Satz 1 nach dem Wort „Planes" die 
Wörter „oder Erteilimg der Plangenehmi- 
gimg" einzufügen; 

b) in Absatz 1 Satz 2 das Wort „muß" durch die 
Wörter „oder die Plangenehmigimg müssen" 
zu ersetzen; 

c) in Absatz 3 in Satz 1 die Wörter „ihn die 
Enteigmmgsbehörde vor der Besitzeinwei- 
sung in einer Niederschrift festzustellen" 
durch die Wörter „die Enteigmmgsbehörde 
diesen bis zum Begirm der mündlichen Ver- 
handlimg in einer Niederschrift festzustellen 
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oder durch einen Sachverständigen ermitteln 
zu lassen" zu ersetzen; 

d) in Absatz 4 in Satz 1 die Wörter „soll . . . 
zugestellt werden" durch die Wörter „ist . . . 
zuzustellen" zu ersetzen; 

e) in Absatz 5 folgender Satz anzufügen: 

„ Art und Höhe der Entschädigung sind von der 
Enteignungsbehörde in einem Beschluß fest- 
zusetzen."; 

f) in Absatz 6 in Satz 1 nach dem Wort „ Plan" die 
Wörter „oder die Plangenelimicfung" einzufü- 
gen; 

g) nach Absatz 6 folgender Absatz 7 anzufügen: 

„(7) Ein Rechtsbehelf gegen eine vorzeitige 
Besitzeinweisung hat keine aufschiebende 
Wirkung. Der Antrag auf Anordnung der auf- 
schiebenden Wirkung nach § 80 Abs. 5 Satz 1 
der Verwaltungsgerichtsordnung kann nur 
iimerhalb eines Monats nach Zustellung des 
Besitzeinweisungsbeschlusses gestellt und be- 
gründet werden. " 

Begründung zu a) bis g) 

Anpassung an den Beschluß des Bundesrates zum 

Planungsvereinfachungsgesetz. 


66. Zu Artikel 5 (§ 18 Abs. 1 und 3 AEG) 

In Artikel 5 sind in § 18 

a) in Absatz 1 in Satz 1 nach dem Wort „Planung" 
die Wörter „eines Vorhabens oder von Unter- 
haltungsmaßnahmen" einzufügen; 

b) in Absatz 1 die Sätze 2 und 3 durch folgenden 
Satz zu ersetzen: 

„ Arbeits-, Betriebs- oder Geschäftsräume dür- 
fen zu diesem Zweck während der jeweiligen 
Arbeits-, Geschäfts- oder Aufenthaltszeiten 
nur in Anwesenheit des Eigentümers oder 
sonstigen Nutzungsberechtigten oder eines 
Beauftragten, Wohnungen nur mit Zustim- 
mimg des Wohnungsinhabers betreten wer- 
den."; 

c) Absatz 3 wie folgt zu fassen: 

„(3) Entstehen durch eine Maßnahme nach 
Absatz 1 einem Eigentümer oder sonstigem 
Nutzungsberechtigten unmittelbare Vermö- 
gensnachteile, so hat der Träger des Vorha- 
bens eine angemessene Entschädigimg in 
Geld zu leisten. Kommt eine Einigung über die 
Geldentschädigung nicht zustande, so setzt die 
nach Landesrecht zuständige Behörde auf 
Antrag des Trägers des Vorhabens oder des 
Berechtigten die Entschädigimg fest. Vor der 
Entscheidung sind die Beteiligten zu hören." 


Begründung 

Anpassung an den Beschluß des Bundesrates zum 
Planungsvereinf achimgsgesetz . 


67. Zu Artikel 5 (§ 19 AEG) 

In Artikel 5 ist § 19 wie folgt zu fassen: 

«§ 19 

Enteignung 

(1) Für Zwecke des Baus und des Ausbaus von 
Schienenwegen der Eisenbahnen des Bundes ist 
die Enteignung zulässig, soweit sie zur Ausfüh- 
rung eines nach § 15 fest gestellten oder geneh- 
migten Bauvorhabens notwendig ist. Einer weite- 
ren Feststellung der Zulässigkeit der Enteignung 
bedarf es nicht. 

(2) Der festgestellte oder genehmigte Plan ist 
dem Enteignimgsverf ahren zugrunde zu legen. Er 
ist für die Enteignungsbehörde bindend. 

(3) Hat sich ein Beteiligter mit der Übertragung 
oder Beschränkung des Eigentums oder eines 
anderen Rechtes schriftlich einverstanden erklärt, 
kann das Entschädigungsverf ahren unmittelbar 
durchgeführt werden. 

(4) Im übrigen gelten die Enteignungsgesetze 
der Länder." 

Begründung 

Der Regierungsentwurf schafft gegenüber allen 
ansonsten gültigen Enteignungsbestimmungen 
erweiterte Enteignungsmöglichkeiten für „pri- 
vate Träger" sowie für Zwecke der Unterhaltung. 
Dies erscheint rechtlich äußerst bedenklich. Es 
wird daher vorgeschlagen, Bestimmungen für die 
Enteignung in Anlehnung an das Straßenrecht 
aufzunehmen. 


68. Zu Artikel 5 (§ 20 AEG) 

In Artikel 5 ist § 20 zu streichen. 

Begründung 

Für eine Aufnahme einer Bestimmung über Ent- 
schädigungen in das AEG wird kein Bedürfnis 
gesehen, da die Enteignimgsgesetze der Länder 
entsprechende Regelungen enthalten. 


69. Zu Artikel 5 (§ 24 Abs. 1 AEG) 

In Artikel 5 sind in § 24 Abs. 1 in Nummer 9 nach 
dem Wort „Amtshandlungen" die Wörter „der 
Bundesbehörden" einzufügen. 

Begründung 

Eine bundesrechtliche Kostenregelung ist nur für 
das Verfahren der Bundesbehörden erforderlich 
und hinzunehmen. Im übrigen sind die Kosten- 
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regelungen dem Landesgesetzgeber vorzubehal- 
ten. 


70. Zu Artikel 5 (§ 24 Abs. 3 AEG) 

In Artikel 5 ist in § 24 der Absatz 3 zu strei- 
chen. 

Begründung 

Gerade der Zugang zur Schieneninfrastruktur 
imd die Festlegung des Benutzungsentgelts sind 
für die Länder von entscheidender Bedeutung. 
Entsprechende Rechtsverordnungen müssen da- 
her der Zustimmimg des Bimdesrates unterlie- 
gen. 


71. Zu Artikel 5 {§ 24 Abs. 4 Satz 1 a — neu — ) 

In Artikel 5 § 24 Abs. 4 sind 

a) folgender neuer Satz 1 a einzufügen: 

„Rechtsverordnungen zum Schutz von Leben 
und Gesundheit der Arbeitnehmer nach 
Absatz 1 und des Fahrpersonals nach Absatz 2 
werden im Einvernehmen mit dem Bundesmi- 
nister für Arbeit und Sozialordnunq erlas- 
sen."; 

b) der Satz 4 zu streichen. 

Begründung 

Die Einbindimg des für den Arbeitsschutz zustän- 
digen Bimdesministers für Arbeit und Sozialord- 
nung bereits vor Erlaß der Rechtsverordmmgen 
gewährleistet, daß frühzeitig die Belange zum 
Schutz von Leben und Gesimdheit aller Beschäf- 
tigten umfassend berücksichtigt werden. Damit 
kann auch eine Beteiligung der für den Arbeits- 
schutz zuständigen obersten Arbeitsschutzbehör- 
den der Länder zu einem frühestmöglichen Zeit- 
punkt gesichert werden. 


72. Zu Artikel 5 (§ 24 Abs. 5 Nr. 2 AEG) 

In Artikel 5 sind in § 24 Abs. 5 Nr. 2 

a) die Wörter „zuständige Landesbehörde" durch 
das Wort „Landesregierungen" und 

b) die Wörter „erklären kaim" durch die Wörter 
„erklären können" 

zu ersetzen. 

Begründung 

Der Bundesgesetzgeber kann für den Landesbe- 
reich nur die Landesregierungen zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen ermächtigen (BVerfGE 11, 
77, 86). Angesichts der föderativen Gründe für 
diese Beschränkung der Ermächtigimgsadressa- 
ten im Bereich der Länder muß dasselbe auch für 


eine Subdelegationsermächtigimg in der Rechts- 
verordnung eines Bimdesministers gelten. 


73. Zu Artikel 5 (§ 26 Abs. 1 Nr. 1 AEG) 

In Artikel 5 sind in § 26 Abs. 1 in Nummer 1 die 
Wörter „ohne Genehmigimg nach" durch das 
Wort „entgegen" zu ersetzen. 

Begründung 

Angleichung an den üblichen Sprachgebrauch. 


74. Zu Artikel 5 (§ 26 Abs. 1 Nr. 2 AEG) 

In Artikel 5 ist in § 26 Abs. 1 die Nummer 2 zu 
streichen. 

Begründung 

Es handelt sich offenbar um ein Redaktionsverse- 
hen, da § 1 1 Abs. 3 weder einen Satz 2 noch ein mit 
Bußgeld bewehrtes Gebot enthält. Außerdem 
wird die Streichung von § 11 Abs. 3 vorgeschla- 
gen. 


75. Zu Artikel 5 (§ 26 Abs. 1 Nr. 3 AEG) 

In Artikel 5 ist in § 26 Abs. 1 die Nummer 3 wie 
folgt zu fassen: 

„3. als im Unternehmen Verantwortlicher entge- 
gen § 1 1 Abs. 2 Satz 1 Tarife nicht oder nicht in 
der dort vorgeschriebenen Weise aufstellt 
oder entgegen § 11 Abs. 2 Satz 2 Tarife nicht 
in gleicher Weise anwendet,". 

Begründung 

Im Interesse der Verständlichkeit werden die zu 
bewehrenden Gebote des § 1 1 Abs. 2 im einzelnen 
aufgeführt. Sachgerecht erscheint außerdem, daß 
der Normadressat ausdrücklich genaimt wird. 


76. Zu Artikel 5 (§ 26 Abs. 1 Nr. 4 AEG) 

a) In Artikel 5 ist in § 26 Abs. 1 in Nummer 4 
jeweils nach der Angabe „§ 21 Abs. 1" die 
Angabe „Satz 1" einzufügen. 

Begründung 
Notwendige Klarstellung. 

b) Es erscheint außerdem sachgerecht, zur Klar- 
stellung den Begriff des „Betriebspersonals" in 
§ 22 zu definieren. Dies ist für das Fachpersonal 
in § 21 Abs. 1 Satz 2 geschehen. 
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c) In Artikel 5 sind in § 26 Abs, 1 in Nummer 4 
Buchstabe a nach den Wörtern „nicht richtig" 
die Wörter „ , nicht vollständig" einzufügen. 

Begründung 

Notwendige Vervollständigung. 


77. Zu Artikel 5 (§ 26 Abs. 1 Nr. 8 AEG) 

In Artikel 5 ist in § 26 Abs. 1 in Nummer 8 nach den 
Wörtern „verweist oder" der Beistrich zu strei- 
chen. 


Begründung 
Redaktionelle Berichtigung. 


78. Zu Artikel 5 (§ 26 Abs, 1 Nr. 9 AEG) 

Es erscheint zu pauschal, daß in § 26 Abs. 1 Nr. 9 
Satz 1 generell auf Verordnungen der EG abge- 
hoben wird. Es dürften wohl nur solche Verord- 
nungen gemeint sein, die Eisenbahnen (Schie- 
nenbahnen) betreffende Regelungen enthalten. 
Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren eine entsprechende Präzisierung 
vorzunehmen (vgl. etwa die in § 24 Abs, 5 Nr, 1 
verwendete Formulierung). 


79. Zu Artikel 5 (§ 26 nach Absatz 2 AEG) 

In Artikel 5 ist in § 26 folgender Absatz 3 anzufü- 
gen; 

„(3) Die Bundesregienmg wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bimdesrates die Tatbestände zu bezeichnen, die 
als Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 9 
geahndet werden körmen, soweit dies zur Durch- 
führung der betreffenden Verordnung erforder- 
lich ist." 

Als Folge sind in § 26 Abs. 1 Nr. 9 die Angabe 
„Satz 2" durch die Angabe „Absatz 3" zu ersetzen 
und Satz 2 zu streichen. 


Begründung 

§ 26 Abs. 1 Nr. 9 Satz 2 entspricht nicht der 
üblichen Regelungstechnik. Es erscheint imge- 
wöhnlich, daß eine Verordnungsermächtigimgim 
Rahmen einer Bußgeldvorschrift erteilt wird. Die 
Verordnungsermächtigung sollte vielmehr in 
einem neuen Absatz 3 geregelt werden. 


80. Zu Artikel 5 (§ 27 Abs. 1 AEG) 

In Artikel 5 ist in § 27 in Absatz 1 die Angabe 
„§ 64a" durch die Angabe „§ 64b" zu ersetzen. 

Begründung 
Redaktionelle Berichtigung. 


81, Zu Artikel 5 (§ 28 AEG) 

In Artikel 5 ist § 28 wie folgt zu ändern: 

a) Der Text von § 28 wird Absatz 1; 

b) folgender Absatz 2 ist anzufügen: 

„ (2) Für die Eisenbahnen des Bimdes gilt § 13 a 
ab 1. Januar 1995." 

Begründung 

Folge der Übergangsregelung des Artikels 143 a 
Abs, 3 GG, 


82. Nach Artikel 5 

Nach Artikel 5 ist folgender Artikel 5 a einzufü- 
gen: 

„Artikel 5 a 

Gesetz zur Regionalisierung 
des öffentlichen Personermahverkehrs 
(Regionalisierungsgesetz) 

§ 1 

Ziele 

(1) Der öffentliche Personermahverkehr ist eine 
Aufgabe der Daseinsvorsorge. Er dient der Befrie- 
digung von Mobilitätsbedürfnissen sowie der 
Erhaltung der Lebensfähigkeit der Städte und 
Gemeinden und fördert als Alternative zum moto- 
risierten Individualverkehr die Verwirklichimg 
der Ziele des Umweltschutzes, der Schaffung 
gleichwertiger Lebensbedingimgen in allen Tei- 
len der Bundesrepublik Deutschland sowie die 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs. 

(2) Um mit den verfügbaren öffentlichen Mitteln 
einen größtmöglichen Nutzen für die Allgemein- 
heit zu erzielen, ist eine abgestimmte Gestaltung 
des öffentlichen Personennahverkehrs durch Zu- 
sammenfassung der Aufgaben- und Finanzver- 
antwortimg bei einem Träger anzustreben. 

§2 

Begriffsbestimmung 

Öffentlicher Personennahverkehr ist die allge- 
mein zugängliche Beförderung von Personen in 
Zügen und mit V erkehrsmitteln im Linienverkehr, 
die überwiegend dazu bestimmt sind, die Ver- 
kehrsnachfrage im Stadt-, Vorort- oder Regional- 
verkehr zu befriedigen. Dies ist der Fall, werm in 
der Mehrzahl der Befördenmgsfälle eines Ver- 
kehrsmittels die Reiseweite 50 Kilometer nicht 
übersteigt oder die Reisezeit weniger als eine 
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Stunde beträgt. Züge in einem geschlossenen 
S-Bahn- System gehören in jedem Fall zum öffent- 
lichen Personennahverkehr. 

§3 

Zuständigkeit 

Die Sichenmg einer ausreichenden Verkehrs- 
bedienimg im öffentlichen Personennahverkehr 
ist Aufgabe der Länder. Sie können diese Aufgabe 
auf durch Landesrecht bestimmte Stellen übertra- 
gen. 

§4 

Gemeinwirtschaftliche Leistimgen 

Für die Auferlegimg oder Vereinbarung ge- 
meinwirtschaftlicher Leistungen ist die Verord- 
nung (EWG) Nr. 1191/69 des Rates vom 26. Juni 
1969 über das Vorgehen der Mitgliedstaaten bei 
mit dem Begriff des öffentlichen Dienstes verbim- 
denen Verpflichtungen auf dem Gebiet des Eisen- 
bahn-, Straßen- imd Binnenschiffsverkehrs (ABI. 
EG Nr. L 156 S. 1) in der Fassung der Verordmmg 
(EWG) Nr, 1893/91 des Rates vom 20. Juni 1991 
(ABI. EG Nr, L 169 S. 1) maßgebend. Zuständige 
Behörden im Sinne dieser Verordmmg sind die 
nach Landesrecht bestimmten Behörden. " 

Begründung 
L Allgemeiner Teil 

Die Regionalisierung des öffentlichen Personen- 
nahverkehrs (ÖPNV) ist ein wesentlicher Be- 
standteü der Strukturreform der Bundeseisenbah- 
nen. Durch die Verlagerung der Aufgaben- und 
Finanzienmgsverantwortimg für den Schienen- 
personennahverkehr (SPNV) der Bimdeseisen- 
bahnen auf die Länder — mit der Möglichkeit der 
Weiterübertragung durch Landesrecht auf kom- 
munale oder regionale Aufgabenträger — werden 
die nötigen Voraussetzungen für eine effizientere 
imd besser auf die Bedürfnisse der Nutzer abge- 
stimmte Gestaltung des ÖPNV geschaffen. Die 
Aufgabenverlagenmg beim SPNV eröffnet zu- 
sammen mit der Finanzierungsregelimg durch 
das Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes imd 
das Gesetz zur Festsetzung und Verteüung des 
Länderanteüs an der Mineralölsteuer sowie mit 
den Gesetzen zur Änderung des Gemeindever- 
kehrsfinanzienmgsgesetzes und des Personenbe- 
förderungsgesetzes die Möglichkeit, auf Landes- 
ebene die Zuständigkeiten für den ÖPNV zusam- 
menzuführen und die Aufgabenträger in die Lage 
zu versetzen, ihre Aufgaben sachgerecht zu erfül- 
len. 

Mit dem Gesetz zur Regionalisierung des öffentli- 
chen Personennahverkehrs (Regionalisierungs- 
gesetz) werden gemeinsame Regelungen für alle 
Bereiche des ÖPNV getroffen. Konkretere Ausge- 
staltungen durch Regelimgen für die jeweiligen 
Anwendimgsbereiche finden sich im Allgemei- 
nen Eisenbahngesetz sowie im Personenbeförde- 
rungsgesetz. Das Regionalisierungsgesetz ver- 
deutlicht ferner den Aufgabenübergang im Zuge 


der Regionalisierung imd bietet einen Anknüp- 
fimgspunkt für ÖPNV-Gesetze der Länder. 

IL Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

Absatz 1 

Die Bestimmung enthält einen Progreimmsatz und 
umschreibt die mit dem ÖPNV verfolgten Ziele. 
Sie stellt klar, daß ÖPNV eine Aufgabe der 
Daseinsvorsorge ist. 

Absatz 2 

Die Durchführung des ÖPNV ist nur selten eigen- 
wirtschaftlich möglich. Der Einsatz von öffentli- 
chen Mitteln in diesem Bereich soll jedoch mög- 
lichst effizient gestaltet werden. Hierzu ist eine 
Verwirklichimg der Grundgedanken der Regio- 
nalisierung, die in der Vorschrift umschrieben ist, 
anzustreben. 

Zu §2 

Die Bestimmung enthält eine allgemein gefaßte 
Begriffsbestimmung für den ÖPNV, die Grund- 
lage ist für entsprechende Regelungen im Allge- 
meinen Eisenbahngesetz und im Personenbeför- 
derungsgesetz. Sie dient dem Zweck, eine ein- 
deutige Zuweisung der einzelnen Verkehre zu 
ermöglichen und so eine klare Zuordnung der 
Aufgaben- und Finanzierungsverantwortung 
treffen zu können. Durch Anknüpfung an die in 
der Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 verwendete 
Terminologie „Stadt-, Vorort- oder Regionalver- 
kehr" konkretisiert sie ferner den nationalen 
Anwendimgsbereich dieser Verordmmg. 

ÖPNV wird in erster Linie nach der überwiegen- 
den Zweckbestimmung des eingesetzten Ver- 
kehrsmittels definiert. Verkehrsmittel ist dabei 
weniger im fahrzeugtechnischen Sinne zu verste- 
hen. Für die Abgrenzung im Einzelf aU ist vielmehr 
auf eine bestimmte, im Fahrplan dargestellte 
Leistung abzustellen. 

Die Zuordnung eines Verkehrsmittels zum Nah- 
oder zum Fernverkehr wird in den meisten Fällen 
schon aufgrund der Zweckbestimmung durch den 
Betreiber erfolgen können. In Zweifelsfällen sieht 
die Vorschrift vor, daß die Zugehörigkeit zum 
ÖPNV aufgrund der tatsächlichen Nutzung des 
Verkehrsmittels festgestellt wird, die durch eine 
Zählung und Zuordnung jedes einzelnen Beför- 
derungsfalles zum Nah- oder Fernverkehr an- 
hand der auf geführten Kriterien geschehen kann. 
Auch hier ist nicht auf ein einzelnes Fahrzeug 
abzustellen, das durchaus im Mischverkehr ein- 
gesetzt werden kann, sondern auf eine bestimmte 
Leistung (z. B. ein im Kursbuch ausgedruckter 
Zug auf seinem gesamten Lauf weg). Bei Umstei- 
gern ist nur die Reiseweite bzw. Reisezeit zu 
berücksichtigen, die in dem jeweils zuzuordnen- 
den Verkehrsmittel zurückgelegt wird. 
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Satz 3 Stellt dar, daß Züge in einem geschlossenen 
S-Bahn-System ungeachtet von Satz 2 immer zum 
ÖPNV zu rechnen sind. 

Zu § 3 

Satz 1 trifft eine nähere Festlegimg der von den 
Ländern zu erfüllenden Aufgaben im ÖPNV. 
Danach obliegt den Ländern die Sichenmg einer 
ausreichenden Verkehrsbedienung, was nicht 
dazu verpflichtet, selbst als Unternehmer tätig zu 
werden. Entscheidend ist, daß für die Nutzer des 
ÖPNV ein ausreichendes Verkehrsangebot zur 
Verfügung steht. 

Satz 2 ermächtigt die Länder, die Aufgabe nach 
Satz 1 durch Landesrecht auf andere Stellen 
— z. B. kommimale oder regionale Gebietskör- 
perschaften — weiter zu übertragen. Dabei kann 
das Kriterium einer ausreichenden Verkehrsbe- 
diemmg eine konkretere Ausgestaltung erfah- 
ren. 

Zu §4 

Die Vorschrift stellt klar, daß für die Auferlegung 
oder Vereinbanmg gemeinwirtschaftlicher Lei- 
stimgen im ÖPNV die Verordnung (EWG) 
Nr. 1191/69 gilt. Gemäß Satz 2 erfolgt die Bestim- 
mimg der zuständigen Behörde nach dieser Ver- 
ordnung durch Landesrecht. 


83. Nach Artikel 5a — neu — 

Nach Artikel 5 a — neu — ist folgender Artikel 5 b 
einzufügen: 

„Artikel 5 b 

Gesetz zur Festsetzung und Verteilung 
des Länderanteils an der Mineralölsteuer 

§ 1 

Anteile von Bxmd und Ländern 
an der Mineralölsteuer 

Vom Aufkommen der Mineralölsteuer stehen 
dem Bimd 75 vom Himdert \md den Ländern 
25 vom Himdert zu, 

§2 

Zweckbestimmimg 

(1) Der Anteil der Länder ist zur Sicherung einer 
ausreichenden Verkehrsbedienung im Bereich 
des öffentlichen Personennahverkehrs zu ver- 
wenden. 

(2) Öffentlicher Personennahverkehr ist die all- 
gemein zugängliche Beförderung von Personen in 
Zügen imd mit Verkehrsmitteln im Linienverkehr, 
die überwiegend dazu bestimmt sind, die Ver- 
kehrsnachfrage im Stadt-, Vorort- oder Regional- 
verkehr zu befriedigen. Dies ist der Fall, wenn in 
der Mehrzahl der Beförderungsfälle eines Ver- 
kehrsmittels die Reiseweite 50 Kilometer nicht 
übersteigt oder die Reisezeit weniger als eine 
Stunde beträgt. Züge in einem geschlossenen 


S-Bahn-System gehören in jedem Fall ziun öffent- 
lichen Personennahverkehx. 

§3 

Verteilung der Mineralölsteuer 
imter den Ländern 

(Der konkrete Verteilungsschlüssel ist nachzutra- 
gen, wenn die auf die einzelnen Länder zukom- 
menden Belastimgen [Trennxmgsrechmmg] fest- 
stehen.) 

§4 

Verteilimg der Mittel aus dem 

Mineralölsteueraufkommen in den Ländern 

Die Verteilimg des nach § 3 auf das einzelne 
Lemd entfallenden Anteils an der Mineralölsteuer 
bleibt landesgesetzlicher Regelung Vorbehalten. 

§5 

Fälligkeit imd Verfahren 

(1) Der Bund leitet den Länderemteil an der 
Mineralölsteuer zu dem Zeitpunkt an die Länder 
weiter, zu dem die Mineralölsteuer gemäß § 11 
des Mineralölsteuergesetzes vom 21. Dezember 
1992 (BGBl. I S. 2150) zu entrichten ist. 

(2) Der Bimdesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bxmdesrates das Verfahren für die 
Überweisung des Länderanteils an der Mineralöl- 
steuer zu regeln. 

§6 

Revisionsklausel 

Die Höhe des Anteils der Länder an der Mine- 
ralölsteuer ist neu festzusetzen, wenn sich das 
Verhältnis zwischen den Einnahmen aus der 
Mineralölsteuer imd den nicht durch Beförde- 
rungsentgelte gedeckten Ausgaben der Länder 
für Zwecke zur Sicherung einer ausreichenden 
Verkehrsbedienung im öff entheben Personen- 
nahverkehr wesentheh anders entwickelt. " 

Begründung 
L Allgemeiner Teil 

Im Zuge der Strukturreform der Bundeseisenbah- 
nen wird die bislang vom Bund wahrzunehmende 
Aufgaben- und Finanzierimgsverantwortung für 
den Schienenpersonennahverkehr (SPNV) der 
Eisenbahnen des Bundes auf die Länder verlagert 
(Regionahsierung). Die Regionahsierung des 
SPNV steht im Gesamtzusammenhang einer 
Regionalisierung des gesamten öffenthehen Per- 
sonennahverkehrs (ÖPNV), die eine bessere imd 
effizientere Gestaltung des ÖPNV durch Abstim- 
mung von Verkehrsangeboten auf regionaler 
oder kommunaler Ebene ermöghehen soU. 

Den Ländern ist für diese Aufgabenverlagenmg 
ein finanzieller Ausgleich zu gewähren, der dau- 
erhaft sein, die entstehenden Defizite voll abdek- 
ken, der künftigen Kostenentwicklung angepaßt 
werden und darüber hinaus bislang unterlassene 
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notwendige Investitionen umfassen muß. Zu die- 
sem Zweck erhalten die Länder als originäre 
und verfassungsrechtlich abgesicherte Finanzie- 
rungsquelle eine Beteiligung am Aufkommen der 
Mineralölsteuer. Sie werden hierdurch in die 
Lage versetzt, eigenverantwortlich über die Mit- 
telverteilung zu entscheiden. 

Die Einzelheiten hierzu werden in einem Gesetz 
zur Festsetzung und Verteilung des Länderanteils 
an der Mineralölsteuer geregelt. 

11. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu§ 1 

Bei der Bemessung des Länderanteils an der 
Mineralölsteuer ist sicherzustellen, daß mit dem 
zu verlagernden Mittelaufkommen die Finanzie- 
rungszwecke erfüllt werden können. Aufgnmd 
der Ansätze im Bundeshaushalt 1993 werden die 
Kosten der Regionalisienmg des Gesamt-ÖPNV 
auf rd. 14 Mrd. DM jährlich geschätzt. Darin nicht 
enthalten sind die Mittel, die den Kommunen auf 
der Grundlage des Gemeindeverkehrsfinanzie- 
rungsgesetzes zur Verfügung gestellt werden. 
Der genannte Betrag setzt sich im wesentlichen 
aus 

— den Ausgleichsleistungen des Bundes an die 
Bundeseisenbahnen aufgiund der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1191/69 des Rates vom 
26. Juni 1969, 

— den Eigenanteilen der Bundeseisenbahnen an 
der Verlustabdeckung, 

— den unterlassenen notwendigen Investitionen 
und 

— dem Nachholbedarf der neuen Länder 
zusammen. 

In den neuen Ländern besteht im Investitionsbe- 
reich ein erheblicher Nachholbedarf, der gegen- 
wärtig noch nicht zuverlässig abgeschätzt werden 
kann, sich aber auf mindestens 1,5 Mrd. DM 
jährlich belaufen dürfte. 

Das Aiifkommen der Mineralölsteuer beläuft sich 
nach der Steuerschätzung vom November 1992 in 
1993 auf rd. 56,6 Mrd, DM. Dem Ausgleichsvolu- 
men von 14 Mrd. DM entspricht eine Beteiligung 
der Länder am Mineralölsteueraufkommen in 
Höhe von 25 v. H. Die Finanzhilfen des Bundes 
zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der 
Gemeinden nach dem Gemeindeverkehrsfinan- 
zierungsgesetz sind dabei auch künftig aus dem 
Bundesanteil am Aufkommen der Mineralöl- 
steuer zu erbringen. 

Zu§ 2 
Absatz 1 

Die Länderanteile an der Mineralölsteuer sind im 
Rahmen der durch Artikel 106 Abs. 3 des Gnmd- 
gesetzes vorgegebenen Zweckbestimmung nur 
für Zwecke des OPNV zu verwenden. Maßgeblich 
ist dabei, daß die notwendigen Ausgaben zur 


Sicherung einer ausreichenden Verkehrsbedie- 
nung im ÖPNV abgedeckt werden können. Bei 
der Bestimmung des Umfangs einer ausreichen- 
den Verkehrsbedienung ist vom Verkehrsange- 
bot bei Inkrafttreten dieses Gesetzes auszuge- 
hen. 

Der Begriff Zwecke umfaßt sowohl Investitions- 
maßnahmen als auch die Abdeckung von 
Betriebskostendefiziten. 

Absatz 2 

Der Absatz 2 enthält eine Begriffsbestimmung des 
ÖPNV. Diese entspricht der Regelung in § 2 des 
Gesetzes zur Regionalisierung des öffentlichen 
Personennahverkehrs (Regionalisierungsgesetz) . 

Zu §3 

(Begründung ist nachzureichen) 

Zu § 4 

Die Vorschrift stellt klar, daß die Länder unabhän- 
gig von den Verteilungskriterien in § 3 landesin- 
tem die weitere Verteilung des auf sie entfallen- 
den Mineralölsteueranteils regeln können. Da- 
durch wird sichergestellt, daß die Weitervertei- 
lung der Finanzmittel auf die in ÖPNV-Gesetzen 
der Länder gewählten Regionalisierungsregelun- 
gen abgestimmt werden kaim. 

Zu §5 

Die Vorschrift regelt das Verfahren, nach dem die 
Länderanteile an der Mineralölsteuer zu überwei- 
sen sind. 

Zu § 6 

Da weder die weitere Entwicklung des Mineralöl- 
steueraufkommens (z. B. durch Steuererhöhun- 
gen) noch die Ausgabenentwicklung beim ÖPNV, 
insbesondere der exakte Nachholbedarf bei den 
Investitionen sowie die Entwicklung der Betriebs- 
kostendefizite, mit Sicherheit abzuschätzen sind, 
ist es erforderlich, eine Revisionsklausel vorzuse- 
hen, die auch eine kurzfristige Anpassung der 
Anteilssätze an die sich verändernden Verhält- 
nisse erlaubt. 

In den folgenden Jahren wird sich der Aufwand 
der Länder/Kommunen für den ÖPNV aller Vor- 
aussicht nach erhöhen, da 

— inflations- und leistungsbedingte Kostenerhö- 
hungen auftreten, 

— die politischen und marktmäßigen Möglich- 
keiten zu nachhaltigen Tariferhöhungen be- 
schränkt sind und 

— der Verkehrs- und umweltpolitische Druck zur 
Erhöhung und qualitativen Verbesserung der 
ÖPNV-LeisUmgen bei gleichzeitig nur maß- 
voll möglichen Tarifanpassungen 

steigen wird. 
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Die Länder und Kommunen werden längerfristig 
in Anbetracht ihrer beschränkten Haushaltsmög- 
lichkeiten nicht in der Lage sein, diesen überpro- 
portional steigenden Aufwand auszugleichen. 
Damit wäre automatisch auch der Erfolg einer 
Regionalisierung des ÖPNV in Frage gestellt. 
Dies zu vermeiden, bezweckt die in § 6 enthaltene 
Revisionsklausel. 


84. Zu Artikel 6 Abs. 52 (§ 2 Abs. 1 Nr. 6 des 
Gesetzes über die Statistiken der Öffentlichen 
Finanzen und des Personals im Öffenüichen 
Dienst) 

In Artikel 6 ist Absatz 52 wie folgt zu fassen: 

,(52) In § 2 Abs. 1 Nr. 6 des Gesetzes über die 
Statistiken der Öffentlichen Finanzen und des 
Personals im Öffentlichen Dienst vom 21. Dezem- 
ber 1992 (BGBl. I S. 2119) werden die Wörter 
„Deutsche Bundesbahn und der Deutschen 
Reichsbahn" durch die Wörter „Eisenbahnen des 
Bundes" ersetzt.' 

Begründung 

Das Gesetz über die Finanzstatistik trat gemäß 
§ 16 des Finanz- und Personalstatistikgesetzes mit 
Inkrafttreten dieses Gesetzes außer Kraft. 


85 Zu Artikel 6 Abs. 66 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 
Mineralölbewirtschaftungs-Verordnung) 

In Artikel 6 ist Absatz 66 wie folgt zu fassen: 

,(66) In § 9 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b 
der Mineralölbewirtschaftungs-Verordnung vom 
19. April 1988 (BGBl. I S. 530) werden die Wörter 
„Deutsche Bundesbahn und" gestrichen.' 

Begründung 

Die Zuständigkeiten nach der Mineralölbewirt- 
schaf tungs- Verordnung sollten hinsichtlich der 
Eisenbahnen einheitlich bei den Ländern lie- 
gen, wie auch im Falle anderer Privatuntemeh- 
men. 


86. Zu Artikel 6 Abs. 76 Nr. 3 — neu — und 
Abs. 76 a — neu — (§ 24 Abs. 1 Atomgesetz 
und § 9 Abs. 3 StrlSchV) 

In Artikel 6 

— ist in Absatz 76 nach Nummer 2 folgende 
Nummer 3 anzufügen: 

,3. In § 24 Abs. 1 wird folgender Satz 3 
eingefügt: 

„Dies gilt auch für die Genehmigtmg sol- 
cher Beförderungen, soweit eine Zustän- 
digkeit nach § 23 nicht gegeben ist." '; 


— ist nach Absatz 76 folgender Absatz 76a ein- 
zufügen: 

,(76a) Die Strahlenschutzverordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 
1989 (BGBl. I S. 1321, 1926), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zum Einigungsvertrag vom 
23. September 1990 (BGBl. II S. 885), wird wie 
folgt geändert: 

„In § 9 Abs. 3 wird Nummer 1 gestrichen; die 
Nummern 2 und 3 werden die Nummern 1 und 
2 ." ' 

Begründung 

Für privatrechtlich betriebene Eisenbahnen des 
öffentlichen Verkehrs ist die Befreiung vom 
Genehmigimgserfordemis des § 8 Strahlen- 
schutzverordnung nicht mehr gerechtfertigt, die 
§ 9 Strahlenschutzverordnung bisher enthält. Sie 
war sinnvoll, solange es sich nur um den öffent- 
lich-rechtlich organisierten Bundesbahnverkehr 
sowie relativ geringfügige Ergänzungen han- 
delte. Der Verordnungsgeber hatte sich bei der 
Begründung der Regelung ausdrücklich darauf 
bezogen, daß die besondere Organisation der 
öffentlichen Eisenbahnen — womit die Deutsche 
Bimdesbahn gemeint war — bereits die Beach- 
tung der für die Befördenmg geltenden Vorschrif- 
ten gewährleiste. Weim es künftig nur noch pri- 
vatrechtlich organisierte Eisenbahnen geben soU, 
erscheint es geboten, auch hier eine vorgängige 
Kontrolle einzuführen. Da es hinsichtlich der 
Zuverlässigkeit und Fachkunde sowie der weite- 
ren rechtlichen Anforderungen bei einem privat- 
wirtschaftlichen Eisenbahnuntemehmen keinen 
Gnmd für einen Prüfverzicht gibt, sollte diese 
Privilegierung entfallen. Der Verzicht auf eine 
vorgängige Prüfung wäre im Vergleich zu einem 
Straßenverkehrsuntemehmen nicht zu rechtferti- 
gen. Die Zuständigkeit für die Genehmigung 
kann entsprechend § 24 Abs. 1 Satz 2 AtomG (neu) 
geregelt werden. 


87. Zu Artikel 6 Abs. 80 (§ 14 Abs. 4 

Kraftstoff- Lief erbeschränkungs- V er Ordnung) 

In Artikel 6 ist in Absatz 80 die Nummer 2 zu 
streichen. 

Begründung 

Ebenso wie in der Mineralölbewirtschaf tungs- 
Verordnung sollen auch die Zuständigkeiten 
nach der Kraftstoff-Lieferbeschränkungs-Verord- 
mmg hinsichtlich der Eisenbahnen einheiüich bei 
den Ländern hegen. Dies auch deshalb, weil die 
Geschäftszweige des Wirtschaftsuntemehmens 
Eisenbahnen des Bundes ihren Kraftstoffbedarf 
jeweils selbständig auf dem örtlichen Markt dek- 
ken werden, so daß bei einer Bewirtschaftimg 
keine neuen Verwaltungsverfahren erforderhch 
wären. 
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88. Zu Artikel 6 Abs. 88 Nr. 2 

(§ 14 Abs. 2 Satz 2 GerSiG) 

In Artikel 6 Abs. 88 Nr. 2 ist § 14 Abs. 2 Satz 2 wie 
folgt zu fassen: 

„Die Prüfung von überwachimgsbedürftigen An- 
lagen auf Schienenfahrzeugen und Anlagen, die 
unmittelbar der Sicherstellung des Betriebsab- 
laufs dienen, werden bei Eisenbahnen des Bundes 
von den vom Bundesminister für Verkehr 
bestimmten Stellen vorgenommen." 

Begründung 

Nach Artikel 5 § 5 Abs. 5 (AEG) wird die Überwa- 
chung der Arbeitsschutzvorschriften bei allen 
Bahnuntemehmen von denselben Behörden vor- 
genoimnen wie bei anderen Betrieben auch. Aus 
diesem Grunde kann nur die Prüfung, aber nicht 
die Überwachung von überwachimgsbedürftigen 
Anlagen den vom Bundesminister für Verkehr 
bestimmten Stellen übertragen werden. Diesen 
Stellen ist nur die Prüfung von überwachungsbe- 
dürftigen Anlagen auf Schienenfahrzeugen und 
Anlagen, die unmittelbar der Sicherstellung des 
Betliebsablaufs dienen, zu übertragen. Die Prü- 
fung der übrigen überwachungsbedürftigen An- 
lagen (z. B. Dampfkessel in einem Heizhaus, Auf- 
zug im Verwaltungsgebäude) ist von den nach 
Landesrecht zuständigen Stellen vorzimehmen. 


89. Zu ArUkel 6 Abs. 104 Nr. 4 

(§19 Eisenbahnkreuzungsgesetz) 

In Artikel 6 ist in Absatz 104 die Nummer 4 zu 
streichen. 

Begründung 

Der Wegfall des bisherigen § 19 Abs. 1 Eisenbahn- 
kreuzungsgesetz (EKrG) ist abzulehnen. Seine 
Sätze 1 und 2 werden auch künftig zur Klarstel- 
lung benötigt, daß die Erhaltimgsregelung des 
§ 14 auch für Eisenbahnkreuzungen Anwendung 
findet, die vor Inkrafttreten des EKrG im Jahre 
1963 bestanden. Der Wegfall des bisherigen Sat- 
zes 3 hätte zur Folge, daß die aufgrund alter 
Vereinbanmgen oder sonstiger Rechtstitel beste- 
hende Sondenmterhaltimgslast der Deutschen 
Bundesbahn an Überführungen im Zuge von 
Kommimalstraßen ipso iure außer Kraft träte und 
an ihrer Stelle gemäß § 14 Abs. 1, 3 EKrG diese 
Gemeinden erhaltungspflichtig würden. Bei der 
großen Zahl dieser Fälle (nach Angaben der 
Deutschen Bundesbahn mehrere Tausend in den 
alten Ländern) hätte dies eine erhebliche finan- 
zielle Belastung der Kommxmen zur Folge, für die 
keine sachliche Rechtfertigimg besteht. 

Sowohl § 39 RBG 1924 wie § 9 Abs. 2 KrG 1939 
haben diese Sonderunterhaltungslasten aufrecht- 
erhalten. Auf Verlangen des Bimdesrates wurde 
die Bestimmung zur Vermeidung unbilliger Här- 
ten für kommunale Straßenbaulastträger in das 
EKrG 1963 auf genommen. Diese Interessenlage 


— erst nach einer wesentlichen Änderung soll die 
gesetzliche Erhaltungsregelimg auch bei diesen 
Überführungen zum Tragen kommen — besteht 
imverändert fort. Die Begründung des Gesetzent- 
wurfes der Bundesregierung ist unzutreffend. 


90. Zu Artikel 6 nach Absatz 104 (§§ 2 und 10 
Gemeindeverkehrsfinanzienmgsgesetz) 

In Artikel 6 ist nach Absatz 104 folgender 
Absatz 104 a einzufügen: 

,(104 a) Das Gesetz über Finanzhilfen des Bun- 
des zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 
der Gemeinden (Gemeindeverkehrsfinanzie- 
rungsgesetz — GVFG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28. Januar 1988 (BGBl. I 
S. 100), zuletzt geändert durch Artikel 29 des 
Gesetzes vom 25. Februar 1992 (BGBl. I S. 297), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe g werden die 
Wörter „in den Jahren 1992 bis 1995" gestri- 
chen. 

2. § 10 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Zusätzlich zu den Mitteln nach Absatz 1 
wird den Ländern ein Betrag von 3 000 
Millionen Deutsche Mark zur Verfügimg 
gestellt." 

b) Die Sätze 5 und 6 werden gestrichen.* 

Begründung 
Zu Nummer 1 

Durch Artikel 29 des Steuerändenmgsgesetzes 
1992 vom 25. Februar 1992 (BGBl. I S. 297) wurde 
der Förderkatalog des § 2 Abs. 1 Nr. 1 GVFG um 
die Förderung von öffentlichen Verkehrsflächen 
für in Bebauungsplänen ausgewiesene Güterver- 
kehrszentren einschließlich der in diesen Ver- 
kehrsflächen liegenden zugehörigen konumma- 
len Erschließimgsanlagen nach den §§127 und 
128 des Baugesetzbuches erweitert. Allerdings 
wurde die Fördermöglichkeit im Hinblick auf die 
in § 10 Abs. 2 enthaltene Befristung der vom Bund 
zusätzlich zur Verfügimg gestellten Mittel auf die 
Jahre 1992 bis 1995 beschränkt. Beim praktischen 
Vollzug hat sich gezeigt, daß wegen des notwen- 
digen Planungsvorlaufs konkrete Förderprojekte 
iimerhalb der vom Gesetz gewählten Zeitspanne 
nicht in nennenswertem Umfang abgeschlossen 
werden können. Da Güterverkehrszentren von 
erheblicher verkehrspolitischer Bedeutung sind, 
erscheint ihre Förderung über das Jahr 1995 
hinaus notwendig und bei Verlängenmg der 
Finanzienmgsregeltmg gemäß Nummer 2 auch 
vertretbar. 

Zu Nummer 2 

Die in § 10 Abs. 2 Satz 2 (alter Fassimg) enthaltene 
Befristung der zusätzlich zur Verfügung gestell- 
ten Beträge auf das Jahr 1995 berücksichtigt 
nicht, daß zum einen ÖPNV- Investitionen wie der 
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Bau und Ausbau von U- und S-Bahn-Systemen 
niu: langfristig geplant werden können, zum 
anderen auch nach 1995 bundesweit ein erhebli- 
cher Ausbaubedarf im ÖPNV und kommunalen 
Straßenbau besteht. Das Absinken der GVFG- 
Fördermittel nach 1995 um 3 Mrd. DM wäre daher 
verkehrspoütisch nicht zu vertreten und würde 
sowohl die Länder als auch die Vorhabenträger 
und ausführenden Unternehmen vor unlösbare 
Probleme stellen. Die in § 10 Abs. 2 Satz 2 
genannten Zusatznüttel von 3 000 Mio. DM sind 
daher auf Dauer ziu: Verfügimg zu stellen. 


91. Zu Artikel 6 nach Absatz 112 
(Personenbefördenmgsgesetz) 

In Artikel 6 ist nach Absatz 112 folgender 
Absatz 112 a einzufügen: 

,(112a) Das Personenbefördenmgsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 8. August 
1990 (BGBl. I S. 1690), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes zur Festlegung des Anwendungsbe- 
reiches und zur Durchfühnmg der Verordnung 
(EWG) Nr. 1191/69 in der Fassung der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1893/91 vom 23. Juü 1992 
(BGBl. I S. 1379) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. § 8 wird wie folgt gefaßt: 

„§8 

Förderung der Verkehrsbedienung 
und Ausgleich der Verkehrsinteressen 
im öffentlichen Personennahverkehr 

(1) Öffentlicher Personennahverkehr im 
Sinne dieses Gesetzes ist die allgemein 
zugängliche Beförderung von Personen nüt 
Straßenbahnen, Obussen und Kraftfahrzeugen 
im Linienverkehr, die überwiegend dazu 
bestimmt sind, die Verkehrsnachfrage im 
Stadt-, Vorort- oder Regionalverkehr zu befrie- 
digen. Dies ist der Fall, wenn in der Mehrzahl 
der Beförderungsfälle eines Verkehrsmittels 
die Reiseweite 50 Kilometer nicht übersteigt 
oder die Reisezeit weniger als eine Stunde 
beträgt. 

(2) Die Genehmigimgsbehörde hat im Inter- 
esse einer ausreichenden Versorgung der 
Bevölkenmg nüt Leishmgen des öffentlichen 
Personennahverkehrs für eine Integration der 
Nahverkehrsbedienung, insbesondere für Ver- 
kehrskooperationen, für die Abstimmung oder 
den Verbund der Bef ördenmgsentgelte und für 
die Abstimmung der Fahrpläne, in Zusammen- 
wirken nüt dem Axifgabenträger des öffentli- 
chen Personennahverkehrs (Aufgabenträger), 
der zuständigen Behörde im Sinne der Verord- 
mmg (EWG) Nr. 1191/69 des Rates vom 
26. Juni 1969 über das Vorgehen der Mitglied- 
staaten bei nüt dem Begriff des öffentiichen 
Dienstes verbundenen Verpflichtungen auf 
dem Gebiet des Eisenbahn-, Straßen- und 
Binnenschiffsverkehrs (ABI. EG Nr. L 156 S. 1) 
in der Fassung der Verordnung (EWG) 


Nr. 1893/91 des Rates vom 20. Juiü 1991 (ABI. 
EG Nr. L 169 S. 1) und nüt den Verkehrsunter- 
nehmem zu sorgen. Sie hat dabei das von dem 
Aufgabenträger beschlossene Nahverkehrs- 
konzept zugnmde zu legen und auf eine 
Durchführung des öffentlichen Personennah- 
verkehrs hinzuwirken, die die geringsten 
Kosten für die Allgemeinheit nüt sich bringt. 
Wer Aufgabenträger ist, bestinmit sich nach 
Landesrecht. 

(3) Verkehrsleistungen im öffentlichen Per- 
sonennahverkehr sind gnmdsätzlich eigen- 
wirtschaftlich zu erbringen. Soweit eine ausrei- 
chende Verkehrsbedienung nicht entspre- 
chend Satz 1 möglich ist, güt die Verordnung 
(EWG) Nr. 1191/69 des Rates vom 26. Juni 
1969." 

2. In § 9 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„Soweit es die Zielsetzung des § 8 erfordert, 
kann in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 die 
Genehmigung für eine Linie oder für mehrere 
Linien gebündelt erteüt werden. " 

3. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nr. 2 Buchstabe c Satz 1 werden 
nach dem Wort „Frist" die Wörter „und, 
soweit es sich um öffentlichen Personennah- 
verkehr handelt, unter den Voraussetzun- 
gen des § 8" eingefügt. 

b) In Absatz 2 Nr. 2 Buchstabe c werden die 
Sätze 2 bis 5 gestrichen. 

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a 
eingefügt: 

„(2 a) Im öffentlichen Personennahver- 
kehr kann die Genehmigimg versagt wer- 
den, wenn der beantragte Verkehr nüt 
einem von dem Aufgabenträger beschlosse- 
nen Nahverkehrskonzept nicht in Einklang 
steht oder im Falle des § 8 Abs. 3 Satz 2 nicht 
die geringsten Kosten für die Allgemeinheit 
mit sich bringt. " 

d) In Absatz 3 werden nach dem Wort „Um- 
stand" die Wörter „ , im öffentlichen Perso- 
nennahverkehr unter den Voraussetzungen 
des § 8" eingefügt. 

4. In § 16 Abs. 2 AAÜrd folgender Satz angefügt: 

„Im öffentlichen Personennahverkehr ist § 8 zu 
beachten. " 

5. In § 21 Abs. 4 werden die Niunmer 1 und die 
Angabe „2" gestrichen sowie folgender Satz 2 
eingefügt: 

„Steht das öffentliche Verkehrsinteresse einer 
Entbindung entgegen, so güt § 8 Abs. 3 ent- 
sprechend." 


31 


Drucksache 12/5014 Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


6. In § 39 Abs. 2 werden die Wörter „und mit den 
öffentlichen Verkehrsinteressen imd dem Ge- 
meinwohl in Einklang stehen" gestrichen 
sowie folgender Satz angefügt: 

„Wird den Befördenmgsentgelten aus Grün- 
den des öffentlichen Verkehrsinteresses oder 
des Gemeinwohls nicht wie beantragt zuge- 
stimmt, gilt § 8 Abs. 3 entsprechend." 

7. In § 40 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 
„§ 8 Abs. 3 gilt entsprechend." 

8. In § 45 a Abs. 4 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Genehmigungsbehörde" die Wörter „oder 
die von der Landesregienmg bestimmte 
Behörde." eingefügt.' 

Begründung 
/. Allgemeiner Teil 

Einen wesentlichen Bestandteil der Strukturre- 
form der Bundeseisenbahnen bildet die Regio- 
nalisierung des Schienenpersonennahverkehrs. 
Hierzu sollen die Aufgaben- imd Ausgabenver- 
antwortung auf regionaler Ebene mit dem Ziel 
zusammengeführt werden, eine nach den örtli- 
chen Bedingungen, Anfordenmgen imd Erwar- 
timgen bestmögliche Verkehrsbediemmg zu er- 
reichen. Die Einheit der ÖPNV- Verkehrsbedie- 
nung auf Schiene imd Straße erfordert im Inter- 
esse integrierter Verkehrsgestaltung einheitliche 
Grundlagen und Rahmenbedingungen. Diese 
müssen für Schiene und Straße gleichzeitig 
geschaffen werden. Die Regionalisienmg des 
öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) geht 
von einer Trennung der politischen und betriebli- 
chen Ebene dergestalt aus, daß der regionale 
ÖPNV-Aufgabenträger für die konzeptionellen 
Vorgaben, ihre Realisienmg und Finanzienmg 
verantwortlich ist, wohingegen dem Verkehrsun- 
temehmer die Organisation und Durchführung 
der Verkehrsbediemmg obliegt. 

Die Verordmmg (EWG) Nr. 1191/69 des Rates 
vom 26. Juni 1969 in der Fassung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1893/91 des Rates vom ZO. Juni 1991 
setzt neue Rahmenbedingungen für den ÖPNV. 
Hiernach sind insbesondere künftig gemeinwirt- 
schaftliche Verpflichtungen im ÖPNV nur noch 
zulässig, soweit dem Verkehrsimtemehmer ein 
finanzieller Ausgleich gewährt wird. Der Aus- 
gleich ist von demjenigen zu leisten, der die 
gemeinwirtschaftliche Nahverkehrsleistung ver- 
anlaßt (Bestellerprinzip). Das ist regelmäßig der 
ÖPNV-Aufgabenträger. Im Interesse eines effi- 
zienten Einsatzes öffentiicher Mittel und der 
geringsten Kosten für die Allgemeinheit ist dem 
Wettbewerb zwischen den Verkehr sanbietem ein 
angemessener Spielraum einzuräumen. 

Auch die bisherige Entwicklung, so insbesondere 
die zunehmenden Versorgmigs- und Bedie- 
mmgsanfordenmgen an den ÖPNV aufgrund sei- 
ner verstärkten Verkehrs-, umweit- imd struktur- 
politischen Aufgaben erfordern geänderte rechtli- 
che Rahmenbedingungen. 


Das Personenbeförderungsgesetz wird weder den 
erweiterten Anfordenmgen an den ÖPNV noch 
den Anfordenmgen der Regionalisienmg und der 
EG-Verordnung gerecht. Mit den Neuregelungen 
wird dem Postulat der politischen Verantwortung 
der regionalen ÖPNV-Aufgabenträger dadurch 
Rechnung getragen, daß die Genehmigungsbe- 
hörden einen an den Planungsvorgaben der Auf- 
gabenträger orientierten erweiterten Gestal- 
tungsauftraq erhalten. 

An dem Institut der Genehmigung wird aus ord- 
nungspolitischen Gründen und im Interesse eines 
geregelten Bestandes öffentlicher Verkehrsein- 
richtungen festgehalten. 

//. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Nummer 1 

§ 8 Abs. 1 führt den Begriff des „öffentlichen 
Personennahverkehrs" in das Gesetz ein und 
enthält eine gesetzliche Begriffsdefinition. Dies ist 
Ausgangsvoraussetzung für die Bestimmung und 
Abgrenzung des Aufgabenbereichs und der Auf- 
gabenverantwortung im ÖPNV. 

Die begrifflichen Abgrenzungskriterien orientie- 
ren sich an Verkehrsbeziehungen und -leistun- 
gen, wie sie unter Berücksichtigung der Anforde- 
nmgen der Verkehrsnetze nach allgemeiner 
Bewertung dem Nahverkehr zuzuordnen sind. 
Die Begriffsbestimmung beschränkt sich dabei 
auf die diesem Gesetz unterliegenden Beförde- 
rungen von Personen mit Straßenbahnen, Obus- 
sen und Kraftfahrzeugen im Linienverkehr. Im 
übrigen entspricht sie der Definition in § 2 des 
Gesetzes zur Regionalisierung des öffentlichen 
Personennahverkehrs. Die Ergänzungsfunktion 
des Taxenverkehrs für den ÖPNV bleibt unbe- 
rührt. 

§ 8 Abs. 2 legt als allgemeine Zielvorgaben für die 
ÖPNV-Gestaltung die Integration der Nahver- 
kehrsbedienung durch Verkehrskooperationen, 
die Abstimmung oder den Verbund von Beförde- 
rungsentgelten und Fahrplänen fest. Die Rege- 
lung verpflichtet die Genehmigungsbehörde 
hierzu, über die Förderung der freiwilligen 
Zusammenarbeit der Verkehrsimtemehmer hin- 
aus, für ein Zuscimmenwirken des ÖPNV-Aufga- 
benträgers und der Verkehrsimtemehmer zu sor- 
gen und mit Rücksicht auf die öffentlichen Haus- 
halte auf eine für die Allgemeinheit kostengün- 
stige Durchführung des ÖPNV hinzuwirken. Dies 
setzt eine Gesamtbetrachtung aller finanziellen 
Auswirkungen für die Allgemeinheit, so auch der 
externen Effekte, voraus, wie z. B. die Freisetzung 
öffentlich geförderter ÖPNV-Infrastnikturen 
(Nahverkehrsfahrzeuge, Omnibusbetriebshöfe 
etc.), der Verlust von Arbeitsplätzen oder Beein- 
trächtigungen der Qualität und Zuverlässigkeit 
der Verkehrsdurchfühnmg. Dem Wettbewerb 
zwischen den Verkehrsanbietem ist ein angemes- 
sener Spielraum einzuräumen. Dabei ist die Ver- 
gleichbarkeit der Angebote auch unter Berück- 
sichtigung der Qualitätsstandards zu beachten. 
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Soweit Aufgabenträger den ÖPNV als pflichtige 
oder als freiwillige Aufgabe der Daseinsvorsorge 
wahmehmen und entsprechende Nahverkehrs- 
konzepte sowie deren Umsetzung beschließen, 
muß das Konzessionsrecht den darin festgelegten 
konzeptionellen und finanziellen Vorgaben Rech- 
nung tragen. Im einzelnen müssen der Aufgaben- 
träger und die Genehmigungsbehörde die erfor- 
derlichen Abstimmungen treffen. Bei der Erstel- 
lung von Nahverkehrskonzepten sollen auch die 
Kenntnisse, Erfahnmgen und Vorstellungen der 
bisher im ÖPNV tätigen Verkehrsuntemehmen 
einbezogen werden. 

§ 8 Abs. 3 hält am Gnmdsatz der Eigenwirtschaft- 
lichkeit der Verkehrsleistungen im ÖPNV fest. 
Die Regelung verlangt vom Unternehmer im Rah- 
men der Eigenwirtschaftlichkeit eine ausrei- 
chende, d. h. den Verkehrsbedürfnissen entspre- 
chende Verkehrsbedienung. Sie kann nach § 21 
Abs. 3 auf erlegt werden, soweit dies im Rahmen 
der Gesamtverkehrsleistung des Unternehmers 
im ÖPNV unter Berücksichtigung seiner wirt- 
schaftlichen Lage, einer ausreichenden Verzin- 
sung und Tügung des Anlagenkapitals und der 
notwendigen technischen Entwicklung zugemu- 
tet werden kann. Ist dies nicht der Fall, so handelt 
es sich um eine gemeinwirtschaftliche Leistung, 
für die die Regelung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1191/69 güt. 

Zu Nummer 2 

Die Erweiterung der Gestaltungsmöglichkeiten 
von Linienverkehrsgenehmigungen entspricht 
der Zielsetzung einer integrierten Nahverkehrs- 
gestaltung nach § 8, indem verbundene Verkehrs- 
leistungen auch genehmigungsrechtlich zusam- 
mengeführt werden können. Zugleich ermöglicht 
dies auch eine gesamtwirtschaftliche Bewertung 
verbundener Linienverkehre mit einem Aus- 
gleich zwischen guten und schlechten Risiken. 
Dies ist insbesondere bei der Bemessung öffentli- 
cher Ausgleichsverpflichtungen bedeutsam. 

Die Regelung führt weiter zu einem erleichterten 
und rationelleren Genehmigungsverfahren. Dies 
güt auch für etwaige zwischen ÖPNV- Aufgaben- 
träger und Verkehrsuntemehmen zu treffende 
Ausgleichsvereinbarungen. 

Die Formulierung begründet aber andererseits 
auch weiterhin die Festlegung der einzelnen 
Linienführungen, auf die wegen der sich deiraus 
ergebenden öffentlich-rechtlichen Folgerungen, 
wie Fahrplan- und Haltestellenfestlegung, aber 
auch aus Gründen einer klaren Verantwortlich- 
keitsabgrenzung zwischen mehreren Unterneh- 
mern in einem liniennetz nicht verzichtet werden 
kaim. 

Zu Nummer 3 a 

Das Ausgestaltungsrecht wird an die in § 8 auf ge- 
stellten allgemeinen Voraussetzungen gebunden, 
wonach bei der ÖPNV- Gestaltung verbindliche 
Nahverkehrskonzepte und die Belange einer für 


die AQgemeinheit kostengünstigen Verkehrsbe- 
dienung zu berücksichtigen sind. 

Nahverkehrskonzepte sind zu berücksichtigen, 
soweit sie nach den jeweiligen Regelungen des 
Kommunalrechts oder nach den Landes- oder 
kommunalen Planungsgesetzen aufgestellt sind. 
Die Konzeptinhalte müssen von den jeweüs 
zuständigen Beschlußkörperschaften definiert 
und verabschiedet sein. 

Zu Nummer 3 b 

Eine gesetzliche Vorrangstellung für Schienenun- 
temehmen, ParaUelverkehre auf der Straße 
durchzuführen, läuft der verkehrspolitischen Ziel- 
setzung einer Erhaltung und Stärkung des Schie- 
nenverkehrs entgegen und hat eine Ausdünnung 
von Schienenverkehrsangeboten eher begün- 
stigt. 

Zu Nummer 3 c 

Die Regelung greift den Auftrag der Genehmi- 
gungsbehörde nach § 8 Abs. 2 auf und verpflichtet 
sie, die Nahverkehrskonzepte und die Kostenaus- 
wirkungen für die AQgemeinheit bei der Geneh- 
migungserteUung zu berücksichtigen. 

Zu Nummer 3 d 

Der ÖPNV hat der Befriedigung von Mobilitäts- 
bedürfnissen, dem Erhalt der Funktionsfähigkeit 
der Städte und Gemeinden und als Alternative 
zum motorisierten Individualverkehr der Redu- 
zienmg der Umweltbelastung zu dienen. Dies 
bedingt vielfach Veränderungen im Liniennetz, 
wird aber auch zu einem größeren Leistungsum- 
fang im ÖPNV und damit zu einer generell 
verbesserten Marktlage für die Verkehrsunter- 
nehmer führen. Ein Besitzstandsschutz im Falle 
einer Wiedererteilung für bestimmte Linien ist 
daher nur im Rahmen der in § 8 aufgestellten 
aUgememen Zielvorgaben und Voraussetzungen 
für eine ÖPNV-Gestaltung zu berücksichtigen 
und gerechtfertigt. 

Zu Nummer 4 

Die Ergänzung füUt den unbestimmten Rechtsbe- 
griff „öffentliche Verkehrsinteressen" inhaltlich 
dahin gehend aus, daß hier iusbesondere den in 
§ 8 aufgestellten allgemeinen Zielvorgaben und 
Voraussetzungen für eine ÖPNV-Gestaltung 
Rechnung zu tragen ist. Die Berücksichtigung der 
Interessen des Unternehmers an einer langfristi- 
gen Disposition relativiert sich bei der Bemessung 
der Genehmigungsdauer in dem Maße, in dem 
Nahverkehrskonzeptionen (siehe Begründung zu 
Nummer 3 a) dem entgegenstehen bzw. Aufga- 
benträger und Verkehrsuntemehmer andere ver- 
tragliche Regelungen getroffen haben. 

Zu Nummer 5 

Die Änderung greift die Regelung der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1191/69 auf. Danach dürfen nicht 
eigenwirtschaftlich zu erbringende Verkehrslei- 
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stungen, die ein Unternehmer aber im öffentli- 
chen Verkehrsinteresse weiter betreiben soll, die- 
sem nur imter der Voraussetzung eines Vertrages 
zwischen dem Verkehrsuntemehmer und dem 
Aufgabenträger oder gegen eine entsprechende 
Ausgleichsleistung des Aufgabenträgers aufer- 
legt werden. Dies wird durch die Ergänzung im 
neuen Satz 2 sichergestellt, womit durch den 
Verweis auf § 8 Abs. 3 die Anwendbarkeit der 
EG-Verordnimg in diesem Fall verdeutlicht 
wird. 

Zu Nummer 6 

Nach der Verordnimg (EWG) Nr. 1191/69 kann 
für die Tarifbildimg die Gemeinwohlverpflich- 
tung des Unternehmers nicht mehr in der bisheri- 
gen Form aufrechterhalten werden. Soll gleich- 
wohl ein Tarif am öffentlichen Verkehrsinteresse 
oder Gemeinwohl orientiert werden, muß die 
Genehmigimgsbehörde hierbei imter Beachtung 
des § 8 Abs. 3 verfahren. 

Zu Nummer 7 

Verlangt die Genehmigungsbehörde Fahrplan- 
änderungen, so hat sie hierbei die Vorgaben des 
§ 8 Abs. 3 zu beachten. 

Zu Nummer 8 

Die Ergänzung trägt den besonderen Schwierig- 
keiten der Verwaltung in den neuen Ländern 
Rechnung, indem sie die Möglichkeit schafft, die 
Ausgleichsregelung des § 45 a, die mit umfangrei- 
chen und komplizierten Rechnungen verbunden 
ist, in einem Verfahren zusammen mit den übri- 
gen Subventionen des ÖPNV vereinfacht abzu- 
wickeln. Unter den besonderen Voraussetzungen 
in den neuen Ländern ermöglicht eine Zusam- 
menführung aller Ausgleichs- imd Subventions- 
mittel in einer Hand einen effizienten Mittelein- 
satz und eine rationelle Mittelverwaltung. 

Die Entscheidung über eine Verlagerung der 
Zuständigkeit nach § 45 a Abs. 4 liegt im Ermessen 
der Länder. 


92. Zu Artikel 6 nach Absatz 113 (§ 44 BOKraft) 

In Artikel 6 ist nach Absatz 113 folgender 
Absatz 113 a einzufügen: 

„(113 a) § 44 der Verordnung über den Be- 
trieb von Kraftfahrzeugen im Personenverkehr 
(BOKraft) vom 21. Jimi 1975 (BGBl. I S. 1573), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 der Verordnung 
vom 30. Juni 1989 (BGBl. I S. 1273), wird aufge- 
hoben. " 

Begründung 

Die Regelung ist für die Deutsche Bundespost seit 
Überleitung des Postreisedienstes auf die Deut- 
sche Bimdesbahn im Jahre 1984 gegenstandslos. 
Für den Bereich der Deutschen Bundesbahn ist sie 
seit Bildung der regionalen Busverkehrsgesell- 


schaften (Tochterunternehmen der DB in der 
Rechtsform der GmbH) seit 1989/90 gegenstands- 
los. Die Bestimmimg hätte daher bereits unabhän- 
gig von der Strukturreform der Bundeseisenbah- 
nen aufgehoben werden können. 


93. Zu Artikel 6 Abs. 122 Nr. 1 

(§ 10 Abs. 2 Verkehrssicherstellungsgesetz) 

In Artikel 6 ist in Absatz 122 in Nummer 1 
Buchstabe b der Doppelbuchstabe cc wie folgt zu 
fassen; 

,cc) Nach Satz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Verpflichtung öffentlicher Eisenbahnen 
erfolgt für die Eisenbahnen des Bundes durch 
den Bundesminister für Verkehr; im übrigen 
durch die zuständigen Behörden der Län- 
der."' 


Begründung 

Der Regierungsentwurf geht davon aus, daß die- 
ser Bestimmung auch die Linienbusse der öffent- 
lichen Eisenbahnen unterliegen. Das ist jedoch 
nicht mehr der Fall. Die einschlägigen Begriffe 
sind nunmehr im Allgemeinen Eisenbahngesetz 
geregelt. Konsequenterweise beschränkt sich § 10 
Verkehrssicherstellungsgesetz auf Eisenbahnen 
im Sinne des AEG als Eisenbahnverkehrs- und/ 
oder Eisenbahninfrastrukturunternehmen. Dem 
muß auch Absatz 2 letzter Satz Rechnung tra- 
gen. 


94. Zu Artikel 6 Abs. 122 Nr. 2 

(§ 10 a Verkehrssicherstellungsgesetz) 

In Artikel 6 ist in Absatz 122 in Nummer 2 der 
§ 10 a zu streichen, 

Begründung 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Bestim- 
mung ist im Verkehrssicherstellungsgesetz sach- 
fremd. Diesem Anliegen könnte der Bimd als 
Eigentümer der Eisenbahnen jederzeit Rechnung 
tragen, ohne daß formell hoheitliche Verpflich- 
tungen hierfür getroffen werden müssen. 


95. Zu Artikel 6 Abs. 122 Nr. 2 

(§ 10b Abs. 2 Verkehrssicherstellungsgesetz) 

In Artikel 6 sind in Absatz 122 in Nummer 2 in 
§ 10b Abs. 2 Satz 1 die Wörter „Strecke betriebs- 
bereit gehalten" durch die Wörter „Eisenbahn- 
infrastruktur vorgehalten" zu ersetzen. 
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Begründung 

Begriffliche Klarstellung im Hinblick auf die Defi- 
nitionen im AEG. 


96. Zu Artikel 6 Abs. 122 Nr. 5 

(§ 20 Verkehrssicherstellimgsgesetz) 

In Artikel 6 ist in Absatz 122 die Nummer 5 wie 
folgt zu fassen: 

,5. § 20 erhält folgende Fassung: 

„§ 20 

Die Ausführung dieses Gesetzes für die in 
§ 9 Abs. 2 genannten Zwecke obliegt den 
Ländern als eigene Angelegenheit. " ' 

Begründung 

Nach § 9 Abs. 2 Verkehrssicherstellimgsgesetz 
siud Eisenbahnen im Sinne des AEG zu Leistun- 
gen nach § 10 Verkehrssicherstellungsgesetz 
auch für die nicht der Verteidigung dienenden 
Zwecke des § 1 Abs. 1 Bundesleistungsgesetz 
verpflichtet. Diese Zwecke werden von Arti- 
kel 87 b Abs. 2 GG nicht erfaßt. Eine bundes- 
eigene Verwaltung kommt deshalb nicht in 
Betracht. Unter Berücksichtigung der Einheitlich- 
keit der Verwaltung des Bundes-Sondervermö- 
gens Deutsche Bimdesbahn erschien es unter 
praktischen Gesichtspunkten vertretbar, in der 
Vergangenheit die Regelung nach § 20 Verkehrs- 
sicherstellungsgesetz zu treffen. Diese Einheit- 
lichkeit entfällt nun mit der Strukturreform der 
Bundeseisenbahnen, so daß nunmehr eine verfas- 
sungsgemäße Regelung getroffen werden kann. 


97. Zu Artikel 6 Abs. 127 

(Abschnitt A Eisenbahn-Signalordnung) 

In Artikel 6 ist in Absatz 127 die Nummer 1 wie 
folgt zu ändern: 

a) Buchstabe a ist wie folgt zu fassen: 

,a) In Absatz 3 Nr. 1 werden die Wörter „Deut- 
sche Bundesbahn (DB) " durch die Wörter 
„Eisenbahnen des Bundes (EB)" ersetzt; 

b) in Buchstabe b sind im Absatz 4 die Wörter 
„im Einvernehmen mit dem BMV," zu 
streichen.* 

Begründung zu a) und b) 

Die bisherige Regelung ist völlig ausreichend, um 
die Einheit des Eisenbahnbetriebs auch künftig zu 
erhalten. Die Herstellung des Einvernehmens mit 
dem BMV in j edem Einzelfall wäre ein unverhält- 
nismäßiger Formalismus. 


98. Zu Artikel 6 Abs. 128 Nr. 1 (§ 1 Abs. 2 
Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung) 

In Artikel 6 sind in Absatz 1 28 in Nummer 1 in § 1 
Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 nach den Wörtern „Eisenbah- 
nen des Bundes" die Wörter „ (nichtbundesei- 
gene Eisenbahnen) " einzufügen. 

Begründung 

Der bisher in Nummer 2 enthaltene Klammer- 
vermerk sollte weiterhin beibehalten werden, da 
der Begriff „nichtbundeseigene Eisenbahnen" 
im weiteren Text wiederholt vorkommt und auch 
weiterhin beibehalten wird. 


99. Zu Artikel 6 Abs. 128 Nr. 7 (§ 35 Abs. 3 
Eisenbahn-Bau- imd Betriebsordnung) 

In Artikel 6 ist in Absatz 128 in Nummer 7 der 
Buchstabe b zu streichen. 

Begründung 

Das im Regienmgsentwurf vorgesehene Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Verkehr 
war in der Vergangenheit nicht erforderlich. Es 
wird auch künftig hier keine Notwendigkeit 
gesehen, die Einheit des Eisenbahnbetriebs 
durch diese Formalie zu sichern. 


100. Zu Artikel 6 Abs. 128 Nr. 8 (§ 36 Abs. 4 
Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung) 

In Artikel 6 ist in Absatz 128 in Nummer 8 der 
Buchstabe b wie folgt zu fassen: 

,b) Satz 2 erhält folgende Fassimg: 

„Hiervon darf nur mit Zustimmung der in § 3 
Abs. 1 Nr. 2 genannten Behörden abgewi- 
chen werden. " * 

Begründung 

Es kann nicht in die Kompetenz eines auf 
Gewiimerzielimg ausgerichteten Unternehmens 
gestellt werden, von den Bestimmungen über die 
technische Einheit des Eisenbahnwesens abzu- 
weichen, insbesondere wenn es sich um sicher- 
heitsrelevante Bestimmungen handelt. 


101. Zu Artikel 6 Abs. 129 Nr. 2 (§ 35 Abs. 3 
Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung für 
Schmalspurbahnen) 

In Artikel 6 ist in Absatz 129 in Nummer 2 der 
Buchstabe b zu streichen. 

Begründung 

Das im Regienmgsentwurf vorgesehene Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Verkehr 
war in der Vergangenheit nicht erforderlich. Es 
wird auch künftig hier keine Notwendigkeit 
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gesehen, die Einheit des Eisenbahnbetriebs 
durch diese Formalie zu sichern. 


102. Zu Artikel 6 (§ 6 Gewerbeordnung) 

Neben den vorgesehenen Änderungen anderer 
Rechtsvorschriften ist zusätzlich eine Anpassung 
der Gewerbeordnung erforderlich. In § 6 der 
Gewerbeordnung sind die Wörter „und der 
Eisenbahnuntemehmungen" zu streichen. 

Begründung 

Es muß sichergestellt werden, daß die Arbeits- 
schutzvorschriften der Gewerbeordnung in den 
Eisenbahnuntemehmen anzuwenden sind. 


103. Zu Artikel 10 (Inkrafttreten) 

Artikel 10 ist wie folgt zu ändern: 

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort „betref- 
fen,"' die Wörter „des Artikels 5b sowie des 
Artikels 6 Abs. 112a Nr. 1, soweit in dieser 
Bestimmung § 8 Abs. 3 Satz 2 des Personen- 
befördenmgsgesetzes neu gefaßt Avird, und 
Nr. 3d" eingefügt; 

b) Absatz 2 wird v^e folgt gefaßt: 

„(2) Artikel 5 § 5 Abs. 3 Satz 2, § 11 Abs. 4 
und § 13 Abs. 1 Satz 2, soweit diese Bestim- 
mungen den Schienenpersonennahverkehr 
der Eisenbahnen des Bundes betreffen, sowie 
Artikel 5b und Artikel 6 Abs. 112a Nr. 1, 
soweit in dieser Bestimmung § 8 Abs. 3 Satz 2 
des Personenbeförderungsgesetzes neu ge- 
faßt wird, treten am 1. Januar 1995 in 
Kraft."; 

c) nach Absatz 2 wird folgender Absatz ange- 
fügt: 

„(3) Artikel 6 Abs. 112 a Nr. 3d tritt am 
1. Juli 1994 in Kraft." 

Begründung zu a) bis c) 

Gemäß Artikel 143 a Abs. 3 GG wird der Bund bis 
zum 31. Dezember 1994 die staatlichen Aufga- 
ben im Bereich des Schienenpersonennahver- 
kehrs der Eisenbahnen des Bundes wahmeh- 
men. Dementsprechend soll auch die dem finan- 
ziellen Ausgleich für den Aufgabenübergang 
auf die Länder dienende Regelung des Arti- 
kels 5 b erst mit dem tatsächlichen Aufgaben- 
übergang zum 1. Januar 1995 in Kraft treten. 

Die in Artikel 6 Abs. 112 a Nr. 1 enthaltene 
Neufassung des § 8 Abs. 3 Satz 2 Personenbeför- 


derungsgesetz soU zeitgleich mit der völli- 
gen Anwendbarkeit der Verordnung (EWG) 
Nr. 1191/69 des Rates vom 26. Juni 1969 in Kraft 
treten. Dadurch ist das Auslaufen der Verord- 
nungen zur Festlegung des Anwendungsberei- 
ches der Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 in der 
Fassung der Verordnung (EWG) Nr. 1893/91 im 
Straßenverkehr vom 31. Juli 1992 (BGBl. I 
S. 1442) sowie im Eisenbahnverkehr vom 31 . Juli 
1992 (BGBl. I S. 1443) zum 31. Dezember 1994 
berücksichtigt. 

Die in Absatz 3 vorgesehene Übergangsfrist für 
das Inkrafttreten von Artikel 6 Abs. 112 a Nr. 3 d 
soll den Genehmigungsinhabem den erforderli- 
chen zeitlichen Spielraum geben, sich auf die 
Änderung des Besitzstandsrechts einzustellen. 


104. Zum Gesetzentwurf 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sollte dar- 
auf hingewirkt werden, daß das Eisenbahimeu- 
ordnungsgesetz so ergänzt wird, daß die ver- 
kehrlichen Anlagen und die Beförderungsmittel 
im Personenverkehr grundsätzlich so gestaltet 
und betrieben werden, daß sie von Behinderten, 
insbesondere RoUstuhlbenutzem, in gleicher 
Weise v^e von Nichtbehinderten in Anspruch 
genommen werden können. 

Begründung 

Eine Neuordnung des Rechtsrahmens des deut- 
schen Eisenbahnwesens ist ohne Berücksichti- 
gung der Mobilitätsbedürfnisse der Behinderten 
gesellschafts- und sozialpolitisch nicht vertret- 
bar. 

Die gleichberechtigte Teilnahme aller Men- 
schen am öffentlichen Personenverkehr wird 
angesichts der Bevölkerungsentwicklung um so 
notwendiger, als gerade der stetig wachsende 
Anteil alter und behinderter Menschen keine 
Alternative im Individualverkehr hat. 

Während im Eisenbahnneuordnungsgesetz ei- 
nerseits der mehrfach angeführte Gemeinwohl- 
bereich Undefiniert bleibt, werden anderer- 
seits Umweltverträglichkeitsprüfungen zwin- 
gend vorgeschrieben. 

Der Bundesrat ist daher der Meinung, daß es für 
mobilitätsbehinderte Personen an Regelungen 
fehlt, die sicherstellen, daß deren Belange beim 
Bau der Infrastruktur und der Beschaffung oder 
Umrüstung der Befördenmgsmittel zu berück- 
sichtigen sind. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu Nummer 1 (zu Artikel 1 [§ 3 Abs. 2 Gesetz 
zur Zusammenführung 
und Neugliederung 
der BundeseisenbahnenJ) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Die Bimdesregierung hält die Übertragimg des Eigen- 
tums an bahnnotwendigen Liegenschaften auf die 
Deutsche Bahn AG (DBAG) für erforderlich, um imter- 
nehmerisches Verhalten der AG gerade auch im 
Infrastrukturbereich zu erreichen. Eine Verwaltungs- 
oder Verfügungsberechtigimg der Bahn über die 
bahrmotwendigen Liegenschaften reicht hierfür nicht 
aus. Die Beibehaltung des unmittelbaren Eigentums 
des Bundes am Schienenweg widerspräche dem 
Grundgedanken der Bahnreform: Nur durch umfas- 
sende Eigenverantwortimg imd höchstmögliches 
kaufmännisches Eigeninteresse können Leistungsfä- 
higkeit der bisherigen Behörde Bahn imd die Produk- 
tivität des Gesamtsystems Schiene so gesteigert wer- 
den, daß die Bahn im Wettbewerb bestehen kann imd 
überproportional am Verkehrswachstum beteiligt ist. 
Dies muß auch für den Kembereich des Systems 
Schiene, den Fahrweg, gelten. Das im Entwurf vorge- 
sehene Eigentum der DBAG und später der Fahrweg 
AG gewährleisten am ehesten die gebotene strikte 
Trennung von unternehmerischer Verantwortimg 
einerseits und staatlicher Aufgabenstellung anderer- 
seits. Es verhindert eine unmittelbare politische Ein- 
flußnahme auf die Untemehmensführung, und es ist 
im übrigen auch Voraussetzung für die Aufhahme 
privaten Kapitals. 


Zu Nummer 2 (zu Artikel 1 [§ 7 Abs. 5 Gesetz 
zur Zusammenführung 
und Neugliederung 
der Bundeseisenbahnen]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Die vorgesehene Ermächtigung für den Bundesmini- 
ster für Verkehr zum Erlaß ergänzender Bestimmung 
entspricht dem geltenden Recht (§ 22 BbG). Negative 
Auswirkungen auf das gesetzlich geregelte Reise- 
und Umzugskostenrecht haben sich daraus nicht 
ergeben. Der Gesetzgeber hat seit Erlaß des Bundes- 
bahngesetzes (1951) keine Veranlassung gesehen, 
diese Bestimmung in eine Verordnungsermächtigung 
umzuwandeln. Materiell geht es um Sonderregelun- 
gen für die der Deutsche Bahn AG zugewiesenen 
Beamten, die durch die Eigenart des Eisenbahnbetrie- 
bes und durch die Arbeitsleistung in einer Aktienge- 
sellschaft begründet sind. Da die Zahl der betroffenen 
Beamten kontinuierlich abnehmen wird, besteht auch 


quantitativ keine Notwendigkeit für eine Regelung 
durch Rechtsverordnung. 


Zu Nummer 3 (zu Artikel 1 [§ 13 Abs. 3 Gesetz 
zur Zusammenführung 
und Neugliederung 
der Bundeseisenbahnenj) 

Die Bundesregierung wird das Anliegen im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren prüfen. 

Sie weist bereits jetzt darauf hin, daß für die Errich- 
tung einer eigenständigen Eisenbahn-Unfallkasse im 
wesentlichen folgende Überlegungen ausschlagge- 
bend waren: 

— Für die Eisenbahner der Unternehmen des Bundes 
soll, wie bisher, ein Unfallversicherungsträger 
zuständig sein. Die vorgeschlagene Eisenbahn- 
Unfallkasse soll nicht nur für die Versicherten der 
Deutsche Bahn AG und daraus hervorgehenden 
Gesellschaften, sondern auch für die Versicherten 
des Bundeseisenbahnvermögens (= Restsonder- 
vermögen des Bundes) zuständig sein; das Bundes- 
eisenbahnvermögen hat öffentlich-rechtliche Auf- 
gaben (vgl. Artikel 1 § 3 ENeuOG). Die vorgeschla- 
gene Regelung stellt sicher, daß sowohl der bishe- 
rige Zuständigkeitsbereich des Trägers für die 
Bundeseisenbahnen als auch der der gewerbli- 
chen Berufsgenossenschaften bestehen bleibt. Die 
Akzeptanz der Strukturreform der Bundeseisen- 
bahnen durch die Beschäftigten wird auch dadurch 
erhöht, daß die bewährten Sozialversichenmgen 
der Eisenbahner erhalten bleiben. 

— Die Bahn wird auch nach der Organisationspriva- 
tisierung noch der staatlichen Aufsicht unterlie- 
gen, die von der Eisenbahnverkehrsverwaltung 
des Bundes ausgeübt wird (vgl. den neu einzufü- 
genden Artikel 87 e GG und Artikel 3 ENeuOG). 

— Die vorgesehene Regelung für die Unfallversiche- 
rung entspricht Regelungen für die Renten- und 
Krankenversicherung im Eisenbahnbereich; auch 
dort werden weiterhin besondere Sozialversiche- 
nmgsträger für die Eisenbahnen des Bundes be- 
stehenbleiben. 


Zu Nummer 4 (zu Artikel 1 [§ 15 Abs. 4 Gesetz 
zur Zusammenführung 
und Neugliederung 
der Bundeseisenbahnenj) 

Die Bundesregierung hat die Anregung mit dem 
Ergebnis geprüft, die im Gesetzentwurf vorgesehene 
freie Entscheidungsmöglichkeit (vgl. Artikel 2 § 26 
ENeuOG) der Deutsche Bahn AG über die Anerken- 
nung von oder Beteiligung an bestehenden Sozialein- 
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richtungen nicht in eine gesetzliche Verpflichtung 
hierzu abzuändem. 

Eine solche gesetzliche Verpflichtung wäre nicht 
folgerichtig. Denn wesentliches Ziel der Struktur- 
reform ist, die Deutsche Bahn AG und ihre Folgeun- 
temehmen in die Lage zu versetzen, wie jedes Wirt- 
schaftsuntemehmen Entscheidungen ausschließlich 
Unternehmens- und marktorientiert zu treffen. In 
diese unternehmerische Entscheidungsfreiheit würde 
der Gesetzgeber eingreifen, wenn der Anregung 
gefolgt würde. Dies hätte für die Deutsche Bahn AG 
unmittelbar Auswirkungen auf ihr Wirtschaftsergeb- 
nis durch Belastungen mit Aufwendungen für be- 
stehende Sozialeinrichtungen, die eine Aktiengesell- 
schaft so nicht Vorhalten würde. Diese Aufwendungen 
würden die Gesellschaft bereits bei ihrem „Start“ mit 
Personalausgaben belasten, die eine an Gewinnerzie- 
limg orientierte Untemehmensführung wesentlich 
erschwerten. 


Zu Nummer 5 (zu Artikel 1 [§§ 20, 21 Gesetz 
zur Zusammenführung 
und Neugliederung 
der Bundes eisenbahnen]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 


Zu } 20 

Es ist nicht beabsichtigt, daß das Eigentum an bahn- 
notwendigen Liegenschaften und sonstigem Vermö- 
gen beim Bimd verbleibt (vgl. Ausführungen zu Num- 
mer 1). 

Im Hinblick auf die enge Vernetzung und gemischte 
Nutzung der Schieneninfrastruktur für Zwecke des 
Güterverkehrs sowie des SPFV und des SPNV kann 
eine gesetzliche Verpflichtung der DBAG ziu Heraus- 
lösung des Schienennetzes und entsprechender Lie- 
genschaften imd Fahrzeuge, die für die Durchführung 
des SPNV notwendig sind, aus dem Vermögen und 
Eigenhun der DBAG nicht in Betracht kommen. Die 
Frage der Übertragung einzelner mu dem SPNV 
dienender Strecken muß vielmehr vertraglichen Ver- 
einbarungen im Einzelfall überlassen werden. Es steht 
der DBAG als Unternehmen frei, Teile des Schienen- 
netzes und Fahrzeuge für Zwecke des SPNV auf die 
Länder zu übertragen. 


Zu § 21 

Die DBAG muß das Eigentum und nicht niu ein 
wirtschaftliches Nutzungsrecht an den Liegenschaf- 
ten erhalten, um unabhängig, eigenverantwortlich 
imd unternehmerisch handeln zu können. 

Erhielte die DBAG nicht die Produktionsmittel selbst, 
sondern niu ein Nutzimgsrecht, so würde dies zu einer 
Reduzierung ihres wirtschaftlichen Eigeninteresses 
an einer optimalen Nutzung der Produktionsmittel 


und damit zu einer Gefährdung der erforderlichen 
finanziellen Entlastung des Bundes führen. 

Der Bundesrat hat die Grundkonzeption der Bimdes- 
regierung für die Strukturreform der Bundeseisen- 
bahnen ausdrücklich begrüßt. Die Beibehaltung des 
unmittelbaren Eigentums des Bundes am Schienen- 
weg widerspräche jedoch dem Grundgedanken der 
Bahnreform: 

siehe Ausführungen zu Nummer 1. 

Eine „Verwaltung" des Fahrwegs — so der Vorschlag 
des Bundesrates zu § 3 Abs. 2 und § 21 Abs. 3 — oder 
eine „Nutzung" des Fahrwegs — so der Vorschlag des 
Bundesrates in § 21 Abs. 1 — entspricht nicht den 
Vorstellungen der Bundesregienmg von einer wirt- 
schaftlich effektiven Nutzung des Produktionsmittels 
Fahrweg. Das im Entwurf vorgesehene Eigentum der 
DBAG imd später der Fahrweg AG ist im übrigen auch 
Voraussetzung für die Aufnahme privaten Kapitals. 


Zu Nummer 6 (zu Artikel 1 [§ 22 Abs. 3 und 4 
Gesetz zur Zusammenführung 
und Neugliederung 
der Bundeseisenbahnen]) 

Die Bimdesregienmg stimmt den vorgeschlagenen 
Änderungen nicht zu. 

Auf die Begründung zu den Nummern 1 und 5 (zu §21) 
wird verwiesen. 


Zu Nummer 7 (zu Artikel 1 [§§ 23 bis 25 Gesetz 
zur Zusammenführung 
und Neugliederung 
der Bundeseisenbahnen]) 

Die Bundesregienmg stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Auf die Begründung zu den Nummern 1 und 5 (zu § 2 1 ) 
wird verwiesen. 


Zu Nummer 8 (zu Artikel 1 [§ 26 Abs. 2 Gesetz 
zur Zusammenfühnmg 
und Neugliederung 
der Bundeseisenbahnen]) 

Die Bundesregienmg stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Auf die Begründung zu den Nummern 1 imd 5 (zu §21) 
wird verwiesen. 


Zu Nummer 9 (zu Artikel 1 [§ 29 Gesetz 
zur Zusammenfühnmg 
und Neugliederung 
der Bundeseisenbahnen]) 

Die Bundesregienmg stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung zu. Sowohl beim Bundeseisenbahnvermö- 
gen als auch bei den übrigen in § 29 genannten 
Einrichtungen handelt es sich um Bundesbehörden. 
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Für eine spätere Aufgabenveränderung soll ein Orga- 
nisationsakt in jedem Fall ausreichen. 


Zu Nummer 10 (zu Artikel 2 [§ 1 Abs. 1 DBGrG]) 

Die Bimdesregienmg stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Auf die Begründimg zu den Nuimnem 1 imd 5 (zu § 2 1) 
wird verwiesen. 


Zu Nummer 11 (zu Artikel 2 [§ 2 DBGrG]) 

Die Bimdesregienmg stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Eines der Ziele der Strukturreform der Bundeseisen- 
bahnen ist es, in mehreren Schritten selbständige 
Aktiengesellschaften zumindest für die Bereiche Per- 
sonenverkehr, Güterverkehr und Fahrweg zu schaf- 
fen. Dies ist bereits das Ergebnis intensiver Untersu- 
chungen und Beratungen. Möglicherweise entfal- 
lende Synergieeffekte werden nach Ansicht der Bun- 
desregierung ausgeglichen diurch ein Mehr an Wett- 
bewerb im Eisenbcihnbereich und einer dadmrch ein- 
tretenden Effizienzsteigerung. Dies gilt insbesondere 
auch für die Ausnutzimg der Kapazität des Fahrwegs. 
Deshalb ist eine Ausgliedenmg der drei Bereiche 
innerhalb eines gesetzlich festgelegten Zeitraumes 
bestimmt, um einen entsprechenden Handlungs- 
zwang sicherzustellen. Die Ausgliederung ist nach 
Ansicht der Bimdesregienmg auch iimerhalb des 
gewählten Zeitraumes realisierbar. 


Zu Nummer 12 (zu Artikel 2 [§ 10 Abs. 3 DBGrG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Auf die B egründung zu den Nummern 1 und 5 (zu §21) 
wird verwiesen. 


Zu Nummer 13 (zu Artikel 2 [§ 11 Abs. 3 DBGrG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Die in den §§ 1 und 2 DBGrG vorgesehenen Organi- 
sationsschritte sind als Einheit zu sehen. Organisato- 
risches Endziel der Strukturreform ist die Schaffung 
dreier selbständiger Aktiengesellschaften. Es handelt 
sich um die — wenn auch in zwei Stufen erfolgende — 
Umstrukturierung eines Sondervermögens des Bun- 
des in drei Aktiengesellschaften, an denen der Bund 
zunächst alle Aktien hält. Die Einwendungen des 
Bundesrates bestünden nicht, weim dies in einem 
Schritt erfolgte, das heißt, die Gnmderwerbsteuerbe- 
freiung wird dem Grunde nach anerkaimt. 


Insofern stellt der Ändenmgsvorschlag nicht auf Sinn 
und Zweck der vorgesehenen Bestimmung ab, son- 
dern auf eine Rechtsform. Die Bimdesregienmg weist 
darauf hin, daß entsprechend den Überlegungen des 
Bundesrates für spätere Ausgliederungen nach 
§§ 28 ff. DBGrG eine Gnmderwerbsteuerbefreiung 
nicht vorgesehen ist (s. § 22 DBGrG). 

Die Länder erhalten infolge der Umstrukturienmg der 
Bahn dmrch den Bund erhebliche neue Eiimahmen, 
nämlich ihren Anteil aus der Körperschaftsteuer. Fer- 
ner erhalten sie von dem den Kommunen zufließen- 
den Gewerbesteueraufkommen (auf Kapital und 
Ertrag) nach heutigem Stand eine Umlage in Höhe 
von 7,5 V. H. Den Stadtstaaten fließt aufgnmd ihres 
Status zusätzlich der den Ländern zustehende Anteü 
an der Gewerbesteuerumlage zu. Das Aufkommen 
aus der Gewerbesteuerumlage wird sich als Folge der 
z. Z. in der Beratung befindlichen Gesetzentwürfe 
(FKP- Gesetz, Standortsicherungsgesetz) noch erhö- 
hen. Nach den Modellrechnungen der Bundesregie- 
rung werden die Länder im 10-Jahres-Zeitraum von 
1994 bis 2003 nach heutigem Stand rd. 6 bis 7 Mrd. DM 
Steuermehreinnahmen aus Anlaß der Strukturreform 
der Bundeseisenbahnen erhalten. 


Zu Nummer 14 (zu Artikel 2 [§ 12 DBGrG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Auf die Ausführungen zu Nummer 13 wird Bezug 
genommen. Die aus Anlaß der Umwandlung eines 
Sondervermögens des Bundes in drei Aktiengesell- 
schaften anfallenden Gebühren nach Teü 1 der 
Kostenordmmg würden den Bimd, der bereits alle 
Altlasten der bisherigen Sondervermögen DB imd DR 
übernimmt, weiter belasten. Dies erscheint nicht ver- 
tretbar, zumal es nicht Ziel der Länder, denen diese 
Gebühren zufließen würden, sein kaim, zu „Kostgän- 
gern" der Strukturreform zu werden. 


Zu Nummer 15 (zu Artikel 2 [§ 25 DBGrG]) 

Die Bundesregienmg wird den Vorschlag des Bimdes- 
rates prüfen. 

Dabei ist jedoch zu bedenken, ob zu Begiim der DB AG 
über die vom EG-Recht durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 1191/69 des Rates über das Vorgehen der Mit- 
gliedstaaten bei mit dem Begriff des öffentlichen 
Dienstes verbimdenen Verpflichtungen auf dem 
Gebiet des Eisenbahn-, Straßen- \md Binnenschiffs- 
verkehrs (ABI. EG Nr. L 156 S. 1) in der Fassung der 
Verordmmg (EWG) Nr. 1893/91 des Rates vom 
20. Juni 1991 (ABI. EG Nr. 169 S. 1) (Verordnung 
[EWG] Nr. 1191/69) ohnehin vorgeschriebene rechne- 
rische Treimung der gemeinwirtschaftlich imd eigen- 
wirtschaftlich betriebenen Bereiche hinaus (vgl. auch 
Artikel 5 § 9 Abs. 3 ENeuOG) auch eine organisatori- 
sche Trennung sachdienlich ist. 
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Zu Nummer 16 (zu Artikel 2 [§ 27 DBGrG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Ändenmg nicht zu. 

Der Vorschlag bedeutet, die Beteiligungsprüfung 
nach dem Haushaltsgnmdsätzegesetz entfallen zu 
lassen, statt dessen aber die Abschlußprüfung durch 
den Bundesrechnungshof vornehmen zu lassen. 

Dem kann nicht gefolgt werden, da Beteiligimgsprü- 
fung und Abschlußprüfung entgegengesetzte Ziel- 
richtungen verfolgen. Der Bundesrechnimgshof über- 
prüft mit der Beteiligungsprüfung staatliches Handeln 
auf Vereinbarkeit mit Gesetz und Haushalt. 

Ein Wirtschaftsprüfer prüft im Rahmen der Abschluß- 
prüf img bei einer Gesellschaft vorrangig imtemeh- 
merisches Handeln gemäß Gesellschaftsrecht (z. B. 
Aktionärsinteressen) . 

Findet nur eine Abschlußprüfung bei Ausschluß des 
geltenden Haushaltsrechts statt, werden die Rechte 
des Parlaments unzulässig verkürzt und die Aktivitä- 
ten des Bimdes als Anteilseigner der Prüfxmgskompe- 
tenz des Bxmdesrechmmgshofes entzogen. 

Das würde auch nicht dadurch verhindert, daß die 
Abschlußprüfung durch den Bundesrechnungshof 
erfolgen soll. Auch dieser ist an den Prüfauftrag 
gebunden. 


Zu Nummer 17 (zu Artikel 2 [nach § 27 DBGrG]) 

Die Bundesregienmg stimmt der vorgeschlagenen 
Ändenmg in dieser umfassenden Form nicht zu. 

Die Beteiligimg privaten Kapitals an den Eisenbahnen 
des Bundes soll nicht behindert werden; sie entspricht 
vielmehr einem wesentlichen Ziel der Bimdesregie- 
rung. Im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens sollte 
geprüft werden, ob hinsichtlich des Infrastrukturbe- 
reichs (spätere Fahrweg AG) ein entsprechender ein- 
fach-gesetzlicher Vorbehalt aufgenommen werden 
soll. 


Zu Nummer 18 (zu Artikel 3 [§ 2 Abs. 2 Gesetz 
über die 

Eis enbahnverkehrsverwaltung 
des Bxmdesj) 

Die Bundesregienmg stimmt der vorgeschlagenen 
Ändenmg nicht zu. 

Die Organisation der Eisenbahnverkehrsverwaltung 
des Bundes unterliegt der alleinigen Organisationsge- 
walt des Bimdes; ebenso wie die Organisation von 
Länderverwalhmgen der alleinigen Entscheidungs- 
kompetenz der Länder imterliegt (Artikel 80 GG). 

Für die Lage der Außenstellen werden fachliche 
Gesichtspunkte ausschlaggebend sein. Es geht um die 
Effizienz der Aufgabenwahmehmung. Im übrigen 
decken sich auch die heutigen Direktionsgrenzen 
nicht mit den Landesgrenzen. 


Zu Nummer 19 (zu Artikel 3 [§ 3 . i.bs. 3 Gesetz 
über die 

Eisenbahnverkehrsverwaltung 
des Bundes]) 

Die Bimdesregienmg stimmt der vorgeschlagenen 
Ändenmg nicht zu. 

Verkehrspolitisches Ziel der von der Bundesregienmg 
vorgeschlagenen Verlagerung der Zuständigkeit für 
das Anhönmgsverfahren ist die Investitionsbeschleu- 
nigimg. 

Hierfür ist eine Konzentration des Verfahrens notwen- 
dig. Diese wird dadurch erreicht, daß Anhönmg und 
Planfeststellimg von derselben sachkundigen Be- 
hörde durchgeführt werden. Diese Regelung hat sich 
hinsichtlich der Bundeswasserstraßen bereits be- 
währt. Sie ist auch Element der allgemeinen Pla- 
nungsbeschleunigung nach dem von der Bundesre- 
gierung eingebrachten Entwurf eines Planungsver- 
einfachungsgesetzes (vgl. Begründung hierzu und 
Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellung- 
nahme des Bxmdesrates). 

Nach der vorgesehenen Gliedenmg des für Anhönmg 
und Planfeststellung zuständigen Eisenbahn-Bundes- 
amtes sollen diese Verfahren, abweichend von sonsti- 
gen Aufgaben, nach derzeitigem Stand nicht zentral, 
sondern dezentral von den Außenstellen dieses Amtes 
wahrgenommen werden. Bei dem im Kompetenzbe- 
reich der Länder liegenden Planfeststellungsverfah- 
ren z. B. nach Bimdesfemstraßengesetz oder Perso- 
nenbefördenmgsgesetz liegen Anhönmg und Plan- 
feststellung häufig in der Hand ein und derselben 
Landesbehörde. 

Der von den Ländern befürchtete Kompetenzverlust 
ist im übrigen nicht so groß, daß auf den mit der 
Regelimg verbundenen Beschleunigungseffekt ver- 
zichtet werden sollte. 


Zu Nummer 20 (zu Artikel 3 [§ 4 Gesetz über die 
Eisenbahnverkehrsverwaltimg 
des Bimdes]) 

Die Bundesregienmg greift die Anregimg auf, indem 
in § 4 folgender Satz 2 eingefügt wird; 

„Diese imterliegt der Rechtsaufsicht durch das Eisen- 
bahn-Bundesamt. " 

Darüber hinaus soUte in Satz 1 das Wort „Verord- 
nung" ersetzt werden durch das Wort „Rechtsverord- 
nung". 


Zu Nummer 21 (zu Artikel 3 [§ 4 Gesetz über die 
Eisenbahnverkehrsverwaltimg 
des Bundes]) 

Die Bundesregienmg stimmt der vorgeschlagenen 
Ändenmg nicht zu. 

Belange der Länder werden durch die Übertragung 
von Aufsichtsbefugnissen im Bereich der Eisenbahn- 
verkehrsverwaltung des Bundes nicht berührt. Die 
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vorgesehene Möglichkeit der Beleihung von öffentli- 
chen oder privaten Einrichtungen mit der dem Eisen- 
bahn-Bundesamt obliegenden Aufgabe der techni- 
schen Aufsicht bezieht sich nur auf Anlagen und 
Fahrzeuge der Eisenbahnen des Bimdes, Auch die 
Zuständigkeit der Länder für die Aufsicht über die 
Einhaltimg von Arbeitsschutzvorschriften wird hier- 
von nicht berührt. 

Im Hinblick auf Artikel 80 Abs. 2 GG sollte in Artikel 3 
§ 4 jedoch der bisherige Text Absatz 1 werden und zur 
Klarstellung folgender Absatz 2 angefügt werden: 

„(2) Rechtsverordnimgen nach Absatz 1 bedürfen 
nicht der Zustimmung des Bundesrates. " 


Zu Nummer 22 (zu Artikel 4 [§ 1 Abs. 1 
SchWAbG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Der Fortbestand der Infrastrukturverantwortung des 
Bimdes für Aus- und Neubau des Schienennetzes der 
bisherigen Sondervermögen DB und DR ist politisches 
Ziel der Bundesregierung und wird durch die Über- 
tragung des Eigentums an diesem Netz auf die künf- 
tige DBAG nicht in Frage gestellt. In welcher Weise 
der Bund seiner Infrastmkturverantwortung nach- 
kommt, regelt das Schienenwegeausbaugesetz (Arti- 
kel 4 ENeuOG), Danach finanziert der Bund Bau, 
Ausbau und Ersatzinvestitionen von Schienenwegen 
der Eisenbahnen des Bundes nach Maßgabe dieses 
Gesetzes im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel. 

Die Beibehaltung unmittelbaren Eigentums des Bun- 
des am Schienenweg widerspräche dem Grundge- 
danken der Bahnreform: Nur durch umfassende 
Eigenverantwortung imd höchstmögliches kaufmän- 
nisches Eigeninteresse können die Leistimgsfähigkeit 
der bisherigen Behörde Bahn und damit die Produk- 
tivität insgesamt so gesteigert werden, daß die Bahn 
im Wettbewerb bestehen kann imd überproportional 
am Verkehrswachstum beteihgt ist. Dies muß gerade 
für den Kembereich des Systems Schiene, den Fcihr- 
weg, gelten. Das im Entwurf vorgesehene Eigentum 
der DBAG, später der Fahrweg AG, gewährleistet am 
ehesten die gebotene strikte Trennung von unterneh- 
merischer Verantwortung einerseits und staatlicher 
Aufgabenstellung andererseits und wirkt einer unmit- 
telbaren politischen Einflußnahme auf die Untemeh- 
mensführung entgegen. Das Eigentum der Fahrweg 
AG ist im übrigen auch Voraussetzung für die Auf- 
nahme privaten Kapitals. 

Nur durch die Übertragung des Eigentums an den 
Schienenwegen auf die DBAG imd die volle Disposi- 
tionsbefugnis hierüber wird ein unternehmerischer 
Handlungszwang erzeugt, die Kosten des Schienen- 
netzes zu reduzieren und zu erwirtschaften. Blieben 
die Schienenwege im Eigentum des Bundes, bhebe 
das wirtschaftliche Interesse der DBAG darauf 
beschränkt, das nicht in jedem Fall nach betriebswirt- 
schaftlichen Kriterien festgesetzte Nutzungsentgelt 
zu erwirtschaften. Es liegt im Bundesinteresse, daß die 


DBAG nach unternehmerischen Kriterien die Kosten 
des Fahrwegs bestimmt und sie voll erwirtschaftet. 

Mit Entschiedenheit wird der These der Länder, daß 
der Fahrweg nie „auf seine Kosten kommen" könne, 
entgegengetreten. Sowohl die Arbeiten der Regie- 
rungskommission Bahn als auch Modellrechnungen 
der Bundesregierung haben gezeigt, daß mit einer 
öffentlich- rechthchen Organisation des Fahrwegs ein 
wirtschaftlicher Betrieb des Schieneimetzes nicht 
erreicht werden kann, daß jedoch mit der Untemeh- 
mensreform entscheidend veränderte Kostenstruktu- 
ren geschaffen und dadurch unternehmerische Hand- 
lungsspielräume möghch werden sowie unternehme- 
rische Handlungszwänge entstehen. 

Im Rahmen der Bahnstnikturreform ist eine umfas- 
sende Sanierung durch den Bund vorgesehen. 
Dadurch wird die Kostenstruktur der DBAG in zehn 
Jahren nach den vorhegenden ModeUrechnungen um 
rund 250 Mrd. DM entlastet: 

— Entschuldung, 

— Sonderabschreibungen, 

— Übernahme der Mehrbelastungen, die hinsichthch 
Personal und Material bei der DR auf Grund des 
jetzigen technisch unzureichenden Zustandes ent- 
standen sind und entstehen, 

— Übernahme ökologischer Altlasten der DR, 

— Finanzierung bestimmter Investitionen bei der 
DR, 

— Finanzierung der Investitionen für den Ausbau 
und Neubau im Fahrweg durch zinslose Darle- 
hen. 

Daneben ergeben sich beachthche AG -Effekte 
sowohl auf der Aufwands- als auch auf der Ertrags- 
seite. 

Nach vorliegenden ModeUrechnungen werden die 
Transportbereiche der DBAG mit einem Ergebnis 
abschUeßen, das ihnen für die Nutzung des Fahrwegs 
Zahlungen in einer Höhe ermöglicht, die die voraus- 
sichtlichen Kosten des Fahrwegs abdecken. Das Zah- 
lungsvermögen der einzelnen Sparten (vgl. § 25 
DBGrG) wird jedoch unterschiedUch sein. Insoweit 
wird es Aufgabe des Untemehmensbereichs bzw. der 
AG „Fahrweg" seta müssen, mit Hilfe der PreispoUtik 
die Kapazitätsnutzung und damit die Erträge so zu 
steuern, daß sie mit einem positiven Ergebnis 
abschließt. Bei der Festlegung der Preise wird die 
Fahrweg AG die Marktsituation und die Preiselastizi- 
täten berücksichtigen können. Damit sind die Voraus- 
setzungen für eine Optimierung der Einnahmen gege- 
ben. 


Zu Nummer 23 (zu Artikel 4 [§ 1 nach Absatz 1 
SchWAbG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Nach dem Gesetzentwurf der Bundesregierung hat 
der Bund die Infrastrukturverantwortung für den Bau, 
den Ausbau der Schienenwege und die Ersatzinvesti- 
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honen im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel. Die DBAG soll als Eigentümerin der 
Schienenwege ein wirtschaftliches Interesse erhalten, 
die Kapazitätsauslastxmg zu optimieren, Kosten des 
Schienenweges zu reduzieren und auch zu erwirt- 
schaften. 

Nur frei vereinbarte Nutzxmgsentgelte, so wie sie die 
Regelxmgen im Entwurf der Bundesregienmg vorse- 
hen, bringen aber marktwirtschaftliche Gesichts- 
punkte zum Tragen und bedeuten echte Leistimgsan- 
reize für das Unternehmen, die dem jeweiligen Ver- 
tragspartner in Gestalt höherer Leistungsfähigkeit des 
Bereiches bzw. der AG „Fahrweg" zugute kommen. 
Eine Preisregelung durch Verordnung kann der sich 
ständig wandelnden Wettbewerbssituaüon nicht fle- 
xibel genug Rechnung tragen. Im übrigen träte staat- 
liches Handeln an die Stelle imtemehmerischer Ver- 
antwortung. Schließlich steht der Vorschlag der Län- 
der nicht in Einklang mit den Vorgaben in Artikel 10 
der Richtlinie 91/440/EWG des Rates vom 29. Juli 
1991 zur Entwicklimg der Eisenbahnuntemehmen 
der Gemeinschaft. 


Zu Nummer 24 (zu Artikel 4 [§ 1 Abs. 2 
SchWAbG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Die Erwähnung „anderer Gebietskörperschaften" 
dient der Klarstellung und Hervorhebung, daß neben 
dem Bund vor allem andere Gebietskörperschaften 
Interesse an einer (Mit-)Finanzierung haben kön- 
nen. 


Zu Nummer 25 (zu Artikel 4 [§ 1 Abs. 3 
SchWAbG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nur zum Teil zu. 

Nach dem Regierungsentwurf können Investitionen 
in Betriebsanlagen der Eisenbahn (Artikel 4 § 1 Abs. 1 
und 3 i. V. m. Artikel 5 § 15 ENeuOG) finanziert 
werden. 

Betriebsanlagen sind alle Anlagen einer Eisenbahn, 
die unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse 
zur Abwicklung oder Sicherung des Reise- oder 
Güterverkehrs auf der Schiene erforderlich sind. Zu 
den Betriebsanlagen gehören z. B. Empfangsge- 
bäude, Umformerwerke und sonstige feste technische 
Anlagen wie Gleise oder Signal- imd Fernmeldeanla- 
gen, nicht dagegen reine Verwaltungsgebäude. Diese 
sollen demgemäß — entgegen der vorgeschlagenen 
Änderung — nach dem Schienenwegeausbaugesetz 
auch nicht gefördert werden können. So werden auch 
Verwaltungsgebäude anderer Verkehrsuntemeh- 
men, die z. B. die Bundesfemstraßen benutzen, nicht 
imter dem Gesichtspunkt des Verkehrswegebaus vom 
Bund finanziert. Betriebsleitsysteme, die in Betriebs- 
anlagen eingebaut werden, gehören zu den Betriebs- 
anlagen der Eisenbahn. Eine Aufnahme in den 
Gesetzestext ist damit nicht erforderlich. 


Die Bundesregierung stimmt jedoch zur Klarstellimg 
folgender Ergänzung durch Anfügimg eines Absat- 
zes 4 in § 1 zu: 

„(4) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für 
ortsfeste Betriebsleitsysteme, die die Kapazität der 
Schienenwege steigern imd andere aufwendigere 
Investitionen in diese ersetzen oder vermeiden. “ 


Zu Nummer 26 (zu Artikel 4 [§ 2 Abs. 2 — neu — 
SchWAbG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Einer gesetzlichen Festlegung der Art und Weise der 
Darstellimg der Bauvorhaben im Bedarfsplan bedarf 
es nicht. 


Zu Nummer 27 (zu Artikel 4 [§ 2 Abs. 3 — neu — 
SchWAbG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Die vom Bundesrat gewünschte Regelung ist in § 3 
Abs. 1 des Regienmgsentwurfs enthalten. 


Zu Nummer 28 (zu Artikel 4 [§ 2 Abs. 4 — neu — 
SchWAbG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Anknüpfimgspunkt der Regelimg müssen wie in § 3 
Abs. 3 des Regienmgsentwurfs Baumaßnahmen im 
Bereich der Schienenwege sein, die nicht in den 
Bedarfsplan auf genommen worden sind. Sonstige 
Maßnahmen gibt es nicht. 


Zu Nummer 29 (zu Artikel 4 [§ 3 SchWAbG]) 

Die Bimdesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Die Belange der Länder sind wie auch beim Femstra- 
ßenausbaugesetz dmch ihre Beteiligimg an der Auf- 
stellung des Bxmdesverkehrswegeplanes, der die 
Grundlage des Femstraßenausbaugesetzes und des 
Schienenwegeausbaugesetzes bildet, umfassend ge- 
wahrt. Bereits in der Bundesverkehrswegeplanung 
werden die Belange der verschiedenen Verkehrsträ- 
ger sowie die verschiedenen Politikbereiche aufein- 
ander abgestimmt. Die vorgeschlagene Regelung in 
Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 ist daher nicht erforder- 
lich. Im übrigen kennt auch das Femstraßenausbau- 
gesetz keine solche Regelimg. 

Im Bedarfsplan werden alle Maßnahmen für den Bau 
und Ausbau dargestellt, die aus staatlicher oder imter- 
nehmerischer Sicht verwirklicht werden sollen. Ein 
Mindestkatalog — wie in Absatz 3 gefordert — ist 
daher ebensowenig wie beim Femstraßenausbau- 
gesetz erforderlich. 
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Zu Nummer 30 (zu Artikel 4 [§ 6 SchWAbG]) 

Die Bundesregierung stinunt der vorgeschlagenen 
Änderung zum Teil zu. 

§ 6 sollte wie folgt gefaßt werden: 

„§6 

Aufstellung und Anpassung des Bedarfsplans 

(1) Nach Ablauf von jeweils fünf Jahren nach 
Inkrafttreten des gemäß Absatz 2 aufgestellten 
Bedarfsplans prüft das Bundesministerium für Ver- 
kehr, ob der Bedarfsplan der Verkehrsentwicklung 
anzupassen ist. In die Prüfung sind die bei der 
Bedarfsplanung berührten Belange, insbesondere die 
der Raumordnung und des Umweltschutzes, einzube- 
ziehen. Für den Bedarfsplan legen die Eisenbahnen 
des Bundes ihre Vorschläge für Investitionen, die in 
ihrem Interesse hegen, vor. Die Anpassung geschieht 
durch Gesetz. § 2 gilt entsprechend. 

(2) Spätestens nach Ablauf von zwei Jahren nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes erstellt das Bundesmini- 
sterium für Verkehr einen neuen Bedarfsplan nach 
§ 2. Absatz 1 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

(3) Das Gesetz zur Förderung der Stabihtät und des 
Wachstums der Wirtschaft vom 8. Juni 1967 (BGBl. I 
S. 582), zuletzt geändert gemäß Artikel 38 der Verord- 
nung vom 26, Februar 1993 (BGBl. I S. 278), bleibt 
unberührt. " 

Auf die Ausführungen zu Nummer 29 wird verwie- 
sen. 


Zu Nummer 31 (zu Artikel 4 [nach § 6 SchWAbG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Die FeststeUung des Bedarfs im Bedarfsplan ist für die 
PlanfeststeUung nach § 15 des AUgemeinen Eisen- 
bahngesetzes verbindlich. Die Durchführung einzel- 
ner Maßnahmen erfolgt auf der Grundlage einer 
Vereinbarung zwischen der Eisenbahn des Bundes 
und den Gebietskörperschaften oder Dritten, die den 
Bau oder Ausbau ganz oder teilweise finanzieren. 
Insofern besteht ein Unterschied zum Straßenbau. Für 
zusätzliche Pläne besteht deshalb kein gesetzgeberi- 
scher Handlungsbedarf. 


Zu Nummer 32 (zu Artikel 4 [nach § 6a 
SchWAbG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Es besteht kein gesetzgeberischer Handlungsbedarf 
für eine solche Vorschrift. Kleinere Investitionen 
außerhalb des Bedarfsplans sind möglich. Für diese 
gilt lediglich nicht die Feststellung der Verbindlich- 
keit die Planfeststellung nach § 2 Satz 2 SchWAbG. 
Die Überarbeitung des Bedarfsplans im Fünf-Jahres- 
Rhythmus gewährleistet im übrigen die Berücksichti- 
gung veränderten Bedarfs, 


Zu Nummer 33 (zu Artikel 4 [nach § 7 SchWAbG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung zum Teil zu. 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlage- 
nen Ergänzung um einen § 8 mit der Maßgabe zu, 
daß die Angabe „§ 3 und" gestrichen und hinter 
der Angabe „§ 6" die Angabe „Abs. 2" eingefügt 
wird. 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlageiien 
Folgeänderung nicht zu, da mit dem neuen § 8 ein 
Bedarfsplan vorliegt, der Anlage zum Schienenwege- 
ausbaugesetz werden soll. § 2 Abs. 1 muß daher 
unverändert beibehalten werden. 


Zu Nummer 34 (zu Artikel 4 [Anlage zu § 2]) 

Die Bundesregierung greift die Anregung des Bun- 
desrates auf, daß bis zur Aufstellung des „Bedarfs- 
plans Schiene" als Anlage zu Artikel 4 die Auswahl 
von Investitionsvorhaben, die nach den Regeln des 
Schienenwegeausbaugesetzes gebaut und finanziert 
werden sollen, zunächst auf der Grundlage des Bun- 
desverkehrswegeplanes 1992 erfolgt. 

Die Bundesregierung stimmt dem Bundesrat auch 
darin zu, daß auch Investitionsvorhaben des Schie- 
nenpersonennahverkehrs, wenn die Voraussetzun- 
gen für eine Aufnahme in den Bedarfsplan gegeben 
sind, aufgenommen werden können, da sich der 
Bedarfsplan nicht nur auf Investitionen in das dem 
Fernverkehr dienende Schienennetz beschränken 
muß. 


Zu Nummer 35 (zu Artikel 5 [§ 2 Abs. 5 AEG]) 

Die Bundesregienmg stimmt dem Vorschlag insoweit 
zu, als auch Schienenpersonennahverkehr als die 
allgemein zugängliche Beförderung von Personen in 
Zügen definiert wird, die überwiegend dazu bestimmt 
sind, die Verkehrsnachfrage in Stadt-, Vorort- oder 
Regionalverkehr zu befriedigen. 

Die Formulierung in Satz 2 des Vorschlages bedeutet, 
daß zur Abgrenzung des Nahverkehrs in allen Fällen 
zunächst ermittelt werden müßte, ob der betreffende 
Zug die genannten Kriterien erfüllt oder nicht. Dies 
vermeidet der Vorschlag der Bundesregierung, indem 
nur in Zweifelsfällen eine Zählung stattfindet. Auch 
muß der sogenannte „gebrochene" Verkehr (der 
Reisende fährt z. B. auf einer kurzen Strecke mit der 
S-Bahn als Zubringer zum Femverkehrszug) zugeord- 
net werden können. 

§ 2 Abs. 5 sollte daher lauten: 

„ (5) Schienenpersonennahverkehr ist die allgemein 
zugängliche Beförderung von Personen in Zügen, die 
überwiegend dazu bestimmt sind, die Verkehrsnach- 
frage im Stadt-, Vorort- oder Regionalverkehr zu 
befriedigen. In Zweifelsfällen liegt Schienenperso- 
nennahverkehr vor, wenn in der Mehrzahl der Beför- 
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derungsfälle eines Zuges die gesamte Beförderungs- 
leistung durch die Eisenbahn 50 Kilometer nicht 
übersteigt oder die gesamte Reisezeit in Zügen der 
Eisenbahn weniger als eine Stunde beträgt. " 


Zu Nummer 36 (zu Artikel 5 [§ 2 Abs. 7 AEG]) 

Die Bimdesregienmg stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Die vorgeschlagene Regelung ist entbehrhch. Sowohl 
nach dem Regierungsentwurf als auch nach dem 
Vorschlag des Bundesrates kann es keine Streitfälle 
geben, da nach dem Textvorschlag des Bundesrates 
stets und nach dem Regierungsentwurf „in Zweifels - 
fällen" die 50 km-/bzw. 1-Stunden-Regelung gelten 
soU. 


Zu Nummer 37 (zu Artikel 5 [§ 4 AEG]) 

Die Bundesregienmg stimmt der vor geschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Am gesetzlichen Sicherheitsstandard entsprechend 
den Vorschriften der ESBO, der EBO, der ESO und 
den entsprechenden technischen Regelungen muß 
festgehalten werden. 


Zu Nummer 38 (zu Artikel 5 [§ 4 Abs. 2 — neu — 
AEG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Ändenmg nicht zu. 

Durch die vorgeschlagene Ändenmg wäre das Eisen- 
bahn-Bundesamt auch zuständig für Baufreigaben, 
Abnahmen, Prüfungen und Zulassungen im Bereich 
der nichtbundeseigenen Eisenbahnen. Eine solche 
Ausweitimg der Bundeskompetenz liegt nicht im 
Interesse der Bundesregierung. Es soll beim bewähr- 
ten Verfahren der Landesaufsicht über nichtbundes- 
eigene Eisenbahnen bleiben. 

Im übrigen sind die Aufgaben des Eisenbahn- Bimdes- 
amtes im Bereich der Eisenbahnen des Bundes in 
Artikel 3 § 3 Abs. 2 ENeuOG abschließend geregelt. 
Von einer Übernahme der umfassenden Regelung des 
§ 38 des geltenden Bundesbahngesetzes wurde 
bewußt abgesehen, da sich die Verwaltungskompe- 
tenz des Eisenbahn-Bundesamtes nur auf die Eisen- 
bahnverkehrsverwaltimg beschränken soll. Eine ge- 
nerelle Zuständigkeit für Baufreigaben, Abnahmen, 
Prüfungen und Zulassungen nach anderen Rechtsvor- 
schriften ist damit nicht vereinbar. Sofern Zuständig- 
keiten über die Ausübung der Eisenbahnaufsicht 
hinaus festgelegt werden sollen, müßte dies in ande- 
ren Gesetzen ausdrücklich erfolgen (s. auch Artikel 3 
§ 3 Abs. 2 Nr. 4 ENeuOG). 


Zu Nummer 39 (zu Artikel 5 [§ 5 Abs. 1, 3, 4, 5 
AEG]) 

Die Bundesregienmg stimmt den vorgeschlagenen 
Änderungen zum Teil zu. 

Die Möghchkeit einer Übertragung der Eisenbahn- 
aufsicht auf das Eisenbahn-Bundesamt muß gesetz- 
hch festgelegt werden, da anderenfalls eine Bundes- 
behörde solche Aufgaben nicht übernehmen kann 
(Absatz 1 Satz 2). 

Den übrigen vorgeschlagenen Ändenmgen (zu 
Absätzen 3, 4 und 5) stimmt die Bundesregierung mit 
der Maßgabe zu, daß dem § 5 Abs. 1 folgender Satz 
angefügt wird: 

„Anderen öffentlichen oder privaten Einrichtungen 
können Aufgaben der Eisenbahnaufsicht ganz oder 
teilweise durch Rechtsverordmmg übertragen wer- 
den. " 

Soweit in den Arbeitsschutzvorschriften gemäß 
Absatz 5 eine derartige Übertragimgsmöglichk eit vor- 
gesehen ist, kann diese genutzt werden. Ein darüber 
hinausgehender Sondertatbestand im Allgemeinen 
Eisenbahngesetz wird nicht für erforderlich gehal- 
ten. 


Zu Nummer 40 (zu Artikel 5 [§ 6 Abs. 1 a, 2, 2 a, 4 a 
AEG]) 

Zu Buchstaben a) und c) 

Die Bundesregienmg wird prüfen, ob es angezeigt ist, 
die Erteilung einer Genehmigung nach Person und 
Verkehrsart zu beschränken. 


Zu Buchstabe b) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Auch im Schienenpersonennahverkehr sollten neben 
den subjektiven Zugangsvoraussetzungen „Zuverläs- 
sigkeit", „finanzielle Leistungsfähigkeit" imd „Fach- 
kunde" keine objektiven Zugangsvoraussetzungen in 
Form unbestimmter Rechtsbegriffe vorgesehen wer- 
den. 


Zu Buchstabe d) 

Die Bimdesregienmg wird prüfen, ob eine zeitliche 
Befristung der Geltungsdauer der Genehmigung 
sachdienlich ist. 


Zu Nummer 41 (zu Artikel 5 [§ 6 Abs. 2 AEG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 
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Durch die Erfüllung der Voraussetzungen Zuverläs- 
sigkeit, finanzielle Leistungsfähigkeit und Fachkunde 
bietet der Unternehmer Gewähr für eine sichere 
und leistungsfähige Betriebsführung. Außerdem 
soll aus Wettbewerbsgründen eine Angleichung an 
die Regelungen im Straßengüterfemverkehr erfol- 
gen. 


Zu Nummer 42 (zu Artikel 5 [§ 6 Abs. 3 AEG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung mit der Maßgabe zu, daß das Wort „Beste- 
hende" durch das Wort „Gültige" und das Wort 
„materiell" durch das Wort „inhaltlich" ersetzt wer- 
den. 


Zu Nummer 43 (zu Artikel 5 [§ 6 Abs. 5 und § 7 
Abs. 3 AEG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung insoweit zu, als in § 6 Abs. 5 AEG das Wort 
„Einvernehmen" durch das Wort „Benehmen" ersetzt 
werden sollte. 

Zumindest die Herstellung des Benehmens zwischen 
Eisenbahnaufsichtsbehörde des Landes und des Bun- 
des ist erforderlich, um die Einheitlichkeit der Hand- 
habung der Vorschriften sicherzustellen und Ent- 
scheidungen zu Lasten von Eisenbahnen des Bundes 
zu vermeiden. 


Zu Nummer 44 (zu Artikel 5 [§ 8 Abs. 1 und 2 
AEG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung zu. 


Zu Nummer 45 (zu Artikel 5 [§ 8 Abs. 2 AEG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Nach der Richtlinie 91/440/EWG ist die im Entwurf 
der Bundesregierung vorgesehene Regelung zwar 
nicht geboten. Wegen der von der Bundesregierung 
vorgesehenen, über die Richtlinie hinausgehenden 
Regelung (Öffnung der Netze aller Eisenbahnen der 
Bundesrepublik Deutschland untereinander) muß aus 
Wettbewerbsgründen am Ziel der rechtlichen Ver- 
selbständigung und Unabhängigkeit aller öffentli- 
chen Eisenbahnen von staaüichem/kommunalem 
Einfluß festgehalten werden. 


Zu Nummer 46 (zu Artikel 5 [§ 9 Abs. 1 AEG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung zu. 


Zu Nummer 47 (zu Artikel 5 [nach § 10 AEG]) 

Die Bimdesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Entgegen der Auffassung des Bundesrates müssen 
privatrechtlich organisierte Eisenbahnen als Wirt- 
schaftsuntemehmen in der Lage sein, unwirtschaftiich 
gewordene Infrastruktureinrichtungen — unabhän- 
gig von öffentlichen Interessen — zu schließen. Das 
Verfahren im geltenden Bundesbahngesetz macht 
keinen Sinn, wenn öffentliche Besteller beim Trans- 
portunternehmen keine Leistungen auf der betroffe- 
nen Strecke mehr einkaufen oder auferlegen. 

Das öffentliche Interesse an der Aufrechterhaltung 
einer Eisenbahninfrastruktur karm dadurch durchge- 
setzt werden, daß Leistungen gemäß Verordnung 
(EWG) Nr. 1191/69 „bestellt" oder auferlegt werden 
können, die einen 'wirtschaftlichen Betrieb einer 
Eisenbahninfrastruktur ermöglichen. 


Zu Nummer 48 (zu Artikel 5 [§ 11 Abs. 1 AEG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung zum Teil zu. 

Durch das Tarif aufhebungsgesetz 'wird die Tarif- 
pflicht im Güterverkehr aufgehoben werden. Im 
Änderungsvorschlag des Bundesrates ist das Wort 
„Eisenbahnuntemehmen" durch das Wort „Sie" zu 
ersetzen und nach dem Wort „sowie" sind die Wörter 
„im Personenverkehr" einzufügen. 


Zu Nummer 49 (zu Artikel 5 [§ 11 Abs. 2 AEG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Dem Anliegen des Bundesrates 'wird bereits durch die 
in § 24 Abs. 1 Nr. 2 enthaltene Verordnungsermäch- 
tigung Rechnung getragen. 


Zu Nummer 50 (zu Artikel 5 [§ 11 Abs. 3 AEG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung zu. 

Die von der Bundesregierung vor geschlagene Rege- 
lung enthält keine Definition des Begriffes Schienen- 
personennahverkehr, sondern eine Klarstellung, da 
zweifelhaft sein kann — auch im Hinblick auf die 
geltende Mehrwertbesteuerung von Schienenver- 
kehrsleistungen bis zu 50 km — , ob Tarife im SPNV nur 
solche sind, die generell für Entfernungen bis zu 50 km 
gelten, unabhängig davon, welcher Zug benutzt 'wird. 
Mit der Streichung der Bestimmung erfolgt eine 
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Festlegung dahin, daß es auf die Funktion des Zuges 
als Zug des Nahverkehrs ankonunt. 


Zu Nummer 51 (zu Artikel 5 [§ 11 Abs. 4 Satz 2 
AEG]) 

Die Bundesregierung stinmit der vorgeschlagenen 
Änderung zu. 


Zu Nummer 52 (zu Artikel 5 [§ 11 Abs. 4 Satz 3 
AEG]) 

Die vom Bundesrat angeregte Prüfung hatte folgendes 
Ergebnis: 

Die Formulieiung entspricht § 16 Abs. 3 des geltenden 
Bundesbahngesetzes. Die Genehmigungsbehörde 
soll davon abweichend künftig bei jeder Tarifmaß- 
nahme auf ihre Befugnisse zur Genehmigung verzich- 
ten können. 


Zu Nummer 53 (zu Artikel 5 [§ 11 Abs. 7 AEG]) 

Die von der Bundesregierung vorgeschlagene Rege- 
lung entspricht § 6 Abs. 5 Satz 2 der geltenden 
Eisenbahn-Verkehrsordnung. Gleichwohl stimmt die 
Bimdesregierung der vorgeschlagenen Änderung 
zu. 


Zu Nummer 54 (zu Artikel 5 [§ 11 Abs. 7 AEG]) 

Die Bundesregienmg stimmt den vorgeschlagenen 
Änderungen zu. 


Zu Nummer 55 (zu Artikel 5 [nach § 11 AEG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung zum Teil zu. 

Die Mitbenutzung der Infrastruktur anderer Eisen- 
bahnen ist in § 12 geregelt. § 11a sollte daher 
lauten: 

.§ 11a 

Anschluß an andere Eisenbcihnen 

(1) Jede öffentliche Eisenbahn hat angrenzenden 
öffentlichen Eisenbahnen mit Sitz in der Bundesrepu- 
blik Deutschland den Anschluß an ihre Eisenbahnin- 
frastruktur unter biUiger Regelung der Bedingungen 
und der Kosten zu gestatten. Im übrigen gilt § 12. 

(2) Im Falle der Nichteinigung über die Bedingun- 
gen des Anschlusses sowie über die Angemessenheit 
der Kosten entscheidet, wenn eine Eisenbahn des 
Bundes beteiligt ist, das Eisenbahn-Bundesamt, in 
den übrigen Fällen die zuständige Landesbehörde." 


Zu Nummer 56 (zu Artikel 5 [§ 12 Abs. 1 und 3 
AEG]) 

Zu Buchstabe a) 

Die Bundesregierung stimmt den vorgeschlagenen 
Änderungen nicht zu. 

Bei den vorgeschlagenen Ergänzimgen handelt es 
sich um Vorgaben für die „Zuteilung" von Fahrweg- 
trassen. Diese Vorgaben würden sowohl hinsichtlich 
der in Satz 2 vorgesehenen Orientierungspflicht als 
auch hinsichtlich der in Satz 3 vorgesehenen Berück- 
sichtigimg von Verkehren im öffentlichen Interesse 
die Wirkungen der Stiukturreform wesentlich beein- 
trächtigen. Zukünftig sollen privatwirtschaftliche Un- 
ternehmen nach marktwirtschaftlichen Kriterien 
Eisenbahnverkehrsleistungen erbringen und Eisen- 
bahninfrastruktur Vorhalten. Das öffentliche Interesse 
wird dadurch berücksichtigt, daß Leistungen nach 
Maßgabe der Verordnung (EWG) Nr. 1 191/69 bestellt 
oder auferlegt werden köimen. 

Marktwirtschaftliche Kriterien reichen für das Zurver- 
fügimgstellen von Trassen imd für die Entgeltverein- 
barung auch aus, da der hohe wirtschaftliche Wert des 
Schienenpersonennahverkehrs (40 % des bisherigen 
Gesamtumsatzes von DB und DR) die DBAG veranlas- 
sen wird, stets vertretbare Lösimgen für mehrere 
konkurrierende Nachfrager nach Infrastrukturkapa- 
zität zu finden. 


Zu Buchstabe b) 

Die Bimdesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Der nutzungsbezogene Infrastruktiuaufwand ist ein 
wesentliches Element der Entgeltberechnung. Dies 
bedarf keiner gesetzlichen Festschreibung. Im übri- 
gen entspricht der Vorschlag nicht der generellen 
Zielsetzung der Strukturreform, politische und unter- 
nehmerische Verantwortung für den Eisenbahnver- 
kehr strikt zu trennen. Eine politische Verantwortung 
hinsichtlich Zugangs- und Kostensicherheit, insbe- 
sondere für die neuen Aufgabenträger im SPNV trifft 
danach nicht die Eisenbahnuntemehmen. Nicht Bund 
oder Länder, sondern die Eisenbahnuntemehmen 
selbst müssen die Möghchkeit haben, Preise für die 
Benutzung der Eisenbahninfrastruktiu in freier unter- 
nehmerischer Verantwortung zu vereinbaren. Diese 
Preise spiegeln sich wider in den Transportpreisen, 
die das Eisenbahnverkehrsuntemehmen von seinen 
Kunden oder „Bestellern" im Sinne der Verordnung 
(EWG) Nr. 1191/69 verlangt. 


Zu Nummer 57 (zu Artikel 5 [§ 12 Abs. 4 AEG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Da das Verhalten des Eisenbahniiifrastruktixrunter- 
nehmens den Wettbewerb unter den Eisenbahnver- 
kehrsuntemehmen maßgeblich beeinflussen kann, ist 
ein Schiedsverfahren durch Kartellbehörden sachge- 
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recht. Die Entscheidung über den diskriminierungs- 
freien Zugang zum Fahrweg muß von in Wettbe- 
werbsangelegenheiten kimdigen imd erfahrenen 
Behörden getroffen werden. Bei einer Zuständigkeit 
der Eisenbahnaufsichtsbehörden besteht insbeson- 
dere im Falle des Schienenpersonennahverkehrs die 
Gefahr einer Interessenkollision, da diese Behörden 
auch „Besteller" im Sinne der Verordnimg (EWG) 
Nr. 1191/69 sein könnten. 


Zu Nummer 58 (zu Artikel 5 [§ 13 Abs. 1 AEG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Ändenmg nicht zu. 

Die Zuständigkeitsregelung für die Auferlegung 
gemeinwirtschaftlicher Leistimgen sollte der in Arti- 
kel 87 e Abs. 1 imd 2 des Gnmdgesetzes entsprechen. 
Danach ist der Bimd zuständig für Eisenbahnen des 
Bundes imd die Länder für nichtbimdeseigene Eisen- 
bahnen und den SPNV aller Eisenbahnen. 


Zu Nummer 59 (zu Artikel 5 [§ 13 Abs. 2 AEG]) 

Die Bundesregienmg stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Die begrenzten Mittel sind optimal einzusetzen. 

Dem Anliegen des Bimdesrates wird aber dadurch 
Rechnimg getragen, daß in Absatz 2 nach den Wörtern 
„haben diese Leistungen" das Wort „grundsätzlich" 
eingefügt wird. 


Zu Nummer 60 (zu Artikel 5 [nach § 13 AEG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung insoweit zu, als es um die befristete Beibe- 
haltimg der Ausgleichsregelimg nach § 6a AEG (alt) 
für den Ausbildimgsverkehr der nichtbimdeseigenen 
Eisenbahnen geht. 

Die Beibehaltimg der §§ 6a, 6c, 6e Abs. 1, §§ 6f imd 
6 g AEG (alt) ist für eine Obergangsfrist bis 3 1 . Dezem- 
ber 1994 erforderlich. Dies kann jedoch einfacher 
durch folgende Änderung des Artikels 8 erreicht 
werden: 

1. In § 1 Nr. 1 werden der Punkt am Ende durch ein 
Komma ersetzt und folgende Wörter angefügt: 

„soweit sich aus § 3 nicht anderes ergibt." 

2. Nach § 2 wird folgender § 3 angefügt: 

.§3 

Die §§ 6a, 6c, 6e Abs. 1, §§ 6f und 6g des 
Allgemeinen Eisenbahngesetzes in der im Bundes- 
gesetzblatt Teü III, Gliederungsnummer 930-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän- 
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 23. Juli 1992 
(BGBl. I S. 1379), treten mit Ablauf des 31. Dezem- 
ber 1994 außer Kraft." 


Zu Nummer 61 (zu Artikel 5 [§ 14 Abs, 1 

Allgemeines Eisenbahngesetz]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Ändenmg zu. 


Zu Nummer 62 (zu Artikel 5 [§ 15 AEG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Es ist Absicht der Bundesregierung, die Regelungen 
des Plcmungsvereinfachungsgesetzes, sobald dessen 
Inkrafttreten feststeht, für das PlanfeststeUimgsver- 
fahren im Bereich aller Eisenbahnen zu übernehmen. 
Eine Festlegung auf die vom Bundesrat beschlossene 
Fassung des Planungsvereinfachungsgesetzes ist da- 
her nicht möglich. 

Vielmehr beabsichtigt die Bundesregierung, die 
§§ 15 ff. AEG entsprechend dem Regienmgsentwurf 
des Planungsvereinfachungsgesetzes (s. Drucksache 
12/4328 Artikel 1) zu fassen. Hierbei ist vorgesehen, 
daß vor einer Plangenehmigung oder vor einer Ent- 
scheidung im Falle von Änderungen und Erweiterun- 
gen von unwesentlicher Bedeutung die EG -Kommis- 
sion gemäß Artikel 2 Abs. 3 der Richtlinie 
85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 zu unter- 
richten ist. 

Die Ausschöpfung der konkurrierenden Gesetzge- 
bungskompetenz erfolgte vor allem im Hinblick auf 
die neuen Länder, die (noch) keine entsprechenden 
Regelungen haben. Die Bundesregierung hält dies 
nach wie vor — auch im Hinblick auf die von den 
Ländern nie in Frage gestellte Ausschöpfung der 
konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz im Be- 
reich des Baus von Straßenbahnen (§§ 28 ff. PBefG) — 
für sachgerecht. 


Zu Nummer 63 (zu Artikel 5 [§ 16 Abs. 1 AEG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Auf die Ausführungen zu Nummer 62 wird verwie- 
sen. 


Zu Nummer 64 (zu Artikel 5 [nach § 16 AEG]) 

Die Bundesregienmg stimmt den vorgeschlagenen 
Änderungen nicht zu. 

Auf die Ausführungen zu Nummer 62 wird verwie- 
sen. 


Zu Nummer 65 (zu Artikel 5 [§ 17 AEG]) 

Die Bundesregienmg stinunt den vorgeschlagenen 
Änderungen nicht zu. 

Auf die Ausführungen zu Nummer 62 wird verwie- 
sen. 
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Zu Nummer 66 (zu Artikel 5 

[§ 18 Abs. 1 und 3 AEG]) 

Die Bundesregierung stimmt den vorgeschlagenen 
Änderungen nicht zu. 

Auf die Ausführungen zu Nummer 62 wird verwie- 
sen. 


Zu Nummer 67 (zu Artikel 5 [§ 19 AEG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung vorbehaltlich notwendig werdender redak- 
tioneller Anpassimgen zu. 


Zu Nummer 68 (zu Artikel 5 [§ 20 AEG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung zu. 


Zu Nummer 69 (zu Artikel 5 [§ 24 Abs. 1 AEG]) 

Die Bundesregierimg stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung zu, weist jedoch auf die Regelimg in § 57 
Abs. 1 Nr. 10 PBefG hin. 


Zu Nummer 70 (zu Artikel 5 [§ 24 Abs. 3 AEG]) 

Die Bundesregierimg stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Durch eine Verordnung nach § 24 Abs. 1 Nr. 7 können 
die Grundsätze zur Erhebimg von Entgelten festge- 
legt werden, nicht die Entgelte selbst. Diese sind so zu 
gestalten, daß jegliche Diskriminierung von Eisen- 
bahnuntemehmen imtereinander vermieden wird. 
Länderinteressen werden davon nicht betroffen (vgl. 
auch Gegenäußerung der Bimdesregienmg zur Stel- 
lungnahme des Bundesrates zum Änderungsvor- 
schlag zu Artikel 80 Abs. 2 des Grundgesetzes). 


Zu Nummer 71 (zu Artikel 5 

[§ 24 Abs. 4 Satz la — neu — ]) 

Die Bundesregierung stimmt der vor geschlagenen 

Änderung im wesentlichen zu, wobei 

— § 24 Abs. 4 Satz 1 a wie folgt zu fassen wäre: 

„ Rechtsverordnimgen zum Schutz von Leben und 
Gesundheit der Arbeitnehmer nach Absatz 1 sowie 
des Personals nach Absatz 2 werden im Einverneh- 
men nüt dem Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordmmg erlassen. " imd 

— in § 24 Abs. 2 nach den Wörtern „des Fahrperso- 
nals" die Wörter „sowie des Personals, das unmit- 
telbar in der betrieblichen Abwicklung der Beför- 
derungen eingesetzt ist," eingefügt werden soll- 
ten. 


Der bisherige Wortlaut d ■ ^ Absatzes 2 erfaßt nicht das 
stationär eingesetzte Personal (z. B. Rangierer, Wa- 
genmeister, Stellwerkpersonal), das im Verbund mit 
dem Fahrpersonal (vgl. Artikel 5 § 21 Abs. 1 ENeuOG) 
für die Erbringung von Eisenbahnverkehrsleistungen 
erforderlich ist imd denselben Arbeitszeitregelungen 
unterworfen sein muß. 


Zu Nummer 72 (zu Artikel 5 

[§ 24 Abs. 5 Nr. 2 AEG]) 

Die Bundesregierung stimmt den vorgeschlagenen 
Änderungen zu. 


Zu Nummer 73 (zu Artikel 5 

[§ 26 Abs. 1 Nr. 1 AEG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Nach den Leitsätzen zur Ausgestaltung von Straf- und 
Bußgeldvorschriften im Nebenstrafrecht (Bundesan- 
zeiger vom 7. September 1983, Beilage Nr. 42/83) 
erfolgt bei verwaltungsrechtiichen Genehmigungs- 
oder Erlaubnistatbeständen die Bezugnahme auf die 
sachlich-rechtliche Vorschrift in der Bußgeldvor- 
schrift durch die Wendimg „. . . nach §...". 


Zu Nummer 74 (zu Artikel 5 

[§ 26 Abs. 1 Nr. 2 AEG]) 

Die Bimdesregienmg stimmt der vorgeschlagenen 
Ändenmg nicht zu. 

§ 26 Abs. 1 Nr. 2 ist zur Bewehrung des § 11 Abs. 4 
Satz 1 erforderlich, der zusätzlich zu § 6 Abs. 1 für 
bestimmte Fälle ein Genehmigungserfordemis für 
Entgelte und Bedingungen aufstellt. Zur Klarstellung 
des Gewollten ist § 11 Abs. 4 Satz 1 wie folgt zu 
fassen: 

„Ohne eine vorherige Genehmigung 

1. der Beförderungsbedingungen, 

2. der Beförderungsentgelte im Schienenpersonen- 
nahverkehr 

dürfen Eisenbahnverkehrsleistimgen nach § 3 Abs. 1 
Nr. 1 nicht erbracht werden. " 

§ 26 Abs. 1 Nr. 2 muß dann wie folgt lauten: 

„2. ohne Genehmigung nach § 11 Abs. 4 Satz 1 
Eisenbahnverkehrsleistungen nach § 3 Abs. 1 
Nr. 1 erbringt,". 

Hinsichtlich der Fassung des Bußgeldtatbestandes bei 
verwaltungsrechtiichen Genehmigungstatbeständen 
wird auf die Ausführungen zu Nummer 73 verwie- 
sen. 
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Zu Nummer 75 (zu Artikel 5 

[§ 26 Abs. 1 Nr. 3 AEG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Ändenmg mit der Maßgabe zu, daß nach der Angabe 
„§ 11 Abs. 2 Satz 2 Tarife" die Wörter „gegenüber 
jedermann" eingefügt werden. 


Zu Nummer 76 (zu Artikel 5 

[§ 26 Abs. 1 Nr. 4 AEG]) 


Zu Buchstaben a) und c) 

Die Bimdesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung zu. 


Zu Buchstabe b) 

Die Bxmdesregierung stimmt der Anregung zu. 

Dem § 22 sollte folgender Absatz 5 angefügt wer- 
den: 

„(5) Zum Betriebspersonal im Sinne des Absatzes 4 
gehören die in § 47 Abs. 1 der Eisenbahn- Bau- imd 
Betriebsordnimg vom 8. Mai 1967 (BGBl. II S. 1563), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 Abs. 128 des Gesetzes 
vom . . . (BGBl. IS... .), genannten Betriebsbeam- 
ten, " 


Zu Nummer 77 (zu Artikel 5 

[§ 26 Abs. 1 Nr. 8 AEG]) 

Die Bimdesregienmg stimmt der vor geschlagenen 
Änderung zu. 

Zwischen den Wörtern „verweist" und „oder" ist ein 
Beistrich zu setzen. 


Zu Nummer 78 (zu Artikel 5 

[§ 26 Abs. 1 Nr. 9 AEG]) 

Die Bxmdesregierung stimmt der Anregxmg zu. 

In § 26 Abs. 1 Nr. 9 sollten nach den Wörtern „einem 
Gebot oder Verbot einer" die Wörter „die Eisenbah- 
nen betreffenden" eingefügt werden. 


Zu Nummer 79 (zu Artikel 5 

[§ 26 nach Absatz 2 AEG]) 

Die Bxmdesregienmg stimmt der vorgeschlagenen 
Ändenmg zu. 


Zu Nummer 80 (zu Artikel 5 [§ 27 Abs. 1 AEG]) 

Die Bimdesregienmg stimmt der vorgeschlagenen 
Ändenmg zu. 


Zu Nummer 81 (zu Artikel 5 [§ 28 AEG]) 

Die Bimdesregienmg stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Rechtsgrundlage für die Auferlegung gemeinwirt- 
schaftlicher Leistungen einschließlich der Tarifpflicht 
und des zu zahlenden Ausgleichs ist ab 1. Januar 1995 
für alle Eisenbahnen die Verordnung (EWG) 
Nr. 1191/69. Auf das Auslaufen der Verordnung vom 
31. Juli 1992 (BGBl. I S. 1443) wird hingewiesen. 


Zu Nummer 82 (nach Artikel 5) 

Die Bundesregierung hält ein Gesetz zur Regionalisie- 
rung des öffentlichen Personennahverkehrs nicht für 
erforderlich. Der vom Bundesrat vorgeschlagene 
Inhalt eines solchen Gesetzes (§§ 1 bis 4) enthält 
Regelungen, die überwiegend in der vom Bundesrat 
vorgeschlagenen Novelle zum Personenbeförde- 
nmgsgesetz (PBefG) (§§ 2 und 4 = Artikel 6 Abs. 1 12a) 
und in dem von der Bundesregierung vorgeschlage- 
nen Gesetz zur Neuordnung des Eisenbahnwesens 
(§ 2 = Artikel 5 § 2 Abs. 5 ENeuOG; § 4 = Artikel 5 § 13 
Abs. 1 ENeuOG) enthalten sind oder sich unmittelbar 
aus dem Gesetz zur Ändenmg des Grundgesetzes 
ergeben (§3). Die Bundesregierung wird jedoch den 
Vorschlag, soweit eine zusätzliche Vereinheitlichung 
und Ergänzung des Bundesrechts für den ÖPNV 
(AEG, PBefG) zweckmäßig ist, prüfen. 

Die Regionalisierung des Schienenpersonennahver- 
kehrs von DB und DR bedarf neben der vorgesehenen 
Ändenmg des Artikels 87 Abs. 1 GG keiner bundes- 
gesetzlichen Regelung. Mit Wegfall der bisherigen 
Bundeszuständigkeit in Artikel 87 Abs. 1 GG für die 
bundeseigenen Eisenbahnen sind nach Artikel 30 GG 
staatliche Aufgaben im Bereich des Schienenperso- 
nennahverkehrs Sache der Länder. Die von den 
Ländern im Zusammenhang mit der Regionalisierung 
des Schienenpersonennahverkehrs geplanten Rege- 
lungen zur Sicherung des öffentlichen Personennah- 
verkehrs insgesamt fallen schon bisher nach Arti- 
kel 30 GG in den Zuständigkeitsbereich der Länder. 
Das PBefG trägt dem bereits jetzt Rechnung. 


Zu Nummer 83 (nach Artikel 5 a — neu — ) 

Die Bundesregierung stimmt dem vorgeschlagenen 
Gesetz zur Festsetzung und Verteilung des Länderan- 
teils an der Mineralölsteuer nicht zu. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, den finanziellen 
Ausgleich für die Übertragung der Aufgaben- und 
Finanzverantwortung für den Schienenpersonennah- 
verkehr (SPNV) auf die Länder auf dem bei einer 
Aufgabenneuverteilung zwischen Bund und Ländern 
finanzverfassungsrechtlich üblichen Weg vorzuneh- 
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men; durch Neufestsetzung der Umsatzsteueran- 
teile. 

Im Rahmen der Bahnstrukturreform ist eine umfas- 
sende Sanierung durch den Bund vorgesehen. 
Dadurch wird die Kostenstruktur der DBAG in 
zehn Jahren nach den vorliegenden Modellrechnun- 
gen um rund 250 Mrd. DM entlastet. 

Daneben ergeben sich beachtliche AG-Effekte 
sowohl auf der Aufwands- als auch auf der Ertrags- 
seite. 

Durch diese Maßnahmen dürfte der Gesamtaufwand 
der künftigen DBAG für den SPNV nach vorliegenden 
Erkenntnissen größenordnungsmäßig um nahezu ein 
Viertel des Aufwands der heutigen Behörde Bahn 
DB/DR sinken. Die „Besteller" werden also mit den in 
der mittelfristigen Finanzplanung des Bundes vorge- 
sehenen Ausgleichsmitteln — die diese Kostensen- 
kungseffekte noch nicht berücksichtigen — zumin- 
dest die heutigen Verkehrsleistimgen „einkaufen" 
können. 

Der von den Ländern als „Kosten der Regionalisie- 
rung des Gesamt-ÖPNV" auf geführte Betrag von 
14 Mrd. DM ist schon dem Grunde nach nicht berech- 
tigt (vgl. auch Gegenäußerung zu Nummer 1 der 
Stellungnahme des Bundesrates zum Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes). 

Darin enthalten sind zum einen Finanzleistungen für 
eine Betriebskostenunterdeckung im ÖPNV, der nicht 
SPNV der DB/DR ist. Dem Bund ist die Finanzierung 
dieserLänderaufgaben wegen Artikel 104 a Abs. 1 GG 
versagt. 

Zum anderen ist die Forderung der Höhe nach nicht 
berechtigt. Die gegenwärtig für den SPNV aufge- 
wandten Mittel sind ausreichend, um mindestens den 
heutigen SPNV auf dieser Basis weiterführen zu 
können, 

— Soweit Finanzleistungen für investive Zwecke in 
den neuen Ländern gefordert werden, ist hierfür 
Vorsorge getroffen worden durch die nach dem 
Entwurf eines G VFG -Änderungsgesetzes der Ko- 
alitionsfraktionen (Drucksache 12/4518) für die 
Jahre 1993 bis 1995 vorgesehene Umverteilung 
der GVFG-Fördemüttel von jährlich 990 Mio. DM 
von den alten auf die neuen Bundesländer, und 
zwar durch eine Änderung des Aufteilungsschlüs- 
sels tm Verhältnis 60:40 (West/Ost). Den neuen 
Bundesländern wird damit ein Finanzvolumen von 
zusätzlich rd. 1 Mrd. DM pro Jahr zur Verfügung 
stehen. Im übrigen werden nach Artikel 2 § 22 des 
ENeuOG Aufwendungen der künftigen DBAG für 
„Altiasten" im Bereich der bisherigen DR vom 
Bund für die Dauer von neun Jahren finanziert. 
Dies kommt auch dem SPNV zugute. 

— Die Regionalisierung wird auch zu einer Nachfra- 
geoptimierung bei den regionalen „Bestellern" 
und damit zu Kostensenkungen für sie führen 
dmch 

* einheitliche Planung, Organisation und Finan- 
zierung des gesamten ÖPNV einsc±Lließlich des 
SPNV in der Region durch eine verantwortliche 
Stelle, 


* Trennung der politischen und unternehmeri- 
schen Verantwortung; das wird sich insbeson- 
dere im SPNV auswirken, 

„Einkauf" der SPNV-Leistimgen in einem 
marktgerechten Wettbewerb der in der Region 
vorhandenen Nahverkehrsanbieter. 

— Die von der Bundesregierung vorgeschlagene 
Lösung des finanziellen Ausgleichs über die 
Umsatzsteuemeuverteilung bewirkt eine Dynami- 
sierung der Mittel, weü die Umsatzsteuer eine 
typische Wachstumssteuer ist. In ihrem Aufkom- 
men schlagen sich auch allgemeine Kosten- bzw. 
Preissteigerungen nieder. Insoweit werden auch 
zukünftige Kostensteigerungen im SPNV berück- 
sichtigt. 

Die Vorschläge der Länder sind außerdem mit den 
geltenden Verfassungsgrundsätzen nicht vereinbar. 
Die Fmanzverfassung ist gekennzeichnet durch eine 
klare Zuweisung der Steuereinnahmen für die einzel- 
nen staatlichen Ebenen. Das einzige variable Element 
ist die Umsatzsteuerverteüung, die unterschiedliche 
Ausgabenentwicklungen in Bund und Ländern aufzu- 
fangen vermag. Die Ländervorschläge sehen nun- 
mehr die Einführung eines zweiten variablen Ele- 
ments, der Mineralölsteuerverteilung, vor. An wel- 
chem Kriterium sich die Verteüung orientieren soll, 
bleibt unklar. Damit wird ein ständiger Verteüungs- 
streit zwischen Bund und Ländern sowie unter den 
Ländern vorprogrammiert. 

Verschärft wird dieser Einbruch in das geltende 
Finanzverfassungssystem dadurch, daß die Mineral- 
ölsteuereiimahmen der Länder beim horizontalen 
Länderfinanzausgleich unberücksichtigt bleiben sol- 
len. Die Nichtberücksichtigung der Einnahmen beim 
Länderfinanzausgleich widerspricht der bisherigen 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und 
der bisherigen Staatspraxis, alle relevanten Steuer- 
einnahmen in den Finanzkraftvergleich einfließen zu 
lassen. 

Im übrigen liegen seit 22. April 1993 allen Ländern 
Kosten-ZErtragsrechnungen für den SPNV der DB im 
jeweüigen alten Bundesland (Basisjahr 1991) vor. 


Zu Nummer 84 (zu Artikel 6 Abs. 52 

[§ 2 Abs. 1 Nr. 6 des Gesetzes über 
die Statistiken der Öffentlichen 
Finanzen und des Personals 
im öffentlichen Dienst)) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Das Gesetz über die Finanzstatistik, das durch 
Absatz 52 geändert wird, ist außer Kraft getreten. 
Absatz 52 ist daher insgesamt zu streichen. Den 
Änderungswünschen des Bxmdesrates zum Finanz- 
und Personalstatistikgesetz wurde in Absatz 37 ent- 
sprochen. 
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Zu Nummer 85 (zu Artikel 6 Abs. 66 
[§ 9 Abs. 1 Nr. 1 
Mineralölbewirtschaftungs- 
verordnung]) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor- 
schlag nicht zu. 

Die vorgesehene Regelung ist sachlich geboten, weil 
nur durch einheitliche, zentrale Bearbeitung und 
Durchführung auf Bundesebene die Versorgimg der 
Eisenbahnen des Bundes sichergestellt werden kann. 
Nur so können die Eisenbahnen des Bundes auch in 
einer Krise ihre überregionalen Aufgaben erfüllen. 


Zu Nummer 86 (zu Artikel 6 Abs. 76 Nr. 3 

— neu — und Abs. 76 a — neu — 

[§ 24 Abs. 1 Atomgesetz und § 9 
Abs. 3 StrlSchVj) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung zu. 

Artikel 6 Abs. 76 Nr. 2 ist wie folgt zu fassen: 

,2. § 24 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Beaufsichtigung der Beförderung radio- 
aktiver Stoffe im Schienen- und Schiffsverkehr 
der Eisenbahnen obliegt dem Eisenbahn-Bun- 
desamt; dies gilt nicht für die Befördenmg 
radioaktiver Stoffe durch nichtbundeseigene 
Eisenbahnen, wenn die Verkehre ausschließ- 
lich über Schienenwege dieser Eisenbahnen 
führen. “ 

b) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Satz 2 gilt auch für die Genehmigimg solcher 
Beförderungen, soweit eine Zuständigkeit nach 
§ 23 nicht gegeben ist. " ' 

In Artikel 6 ist nach Absatz 76 folgender Absatz 76a 
einzufügen: 

„(76 a) § 9 Abs. 3 Nr. 1 der Strahlenschutzverord- 
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30. Juni 1989 (BGBl. I S. 1321, 1926), zuletzt geändert 
durch Anlage I Kapitel XII Sachgebiet B Abschnitt II 
Nr. 2 des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 in 
Verbindung mit Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Sep- 
tember 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 1116), wird auf- 
gehoben. " 


Zu Nummer 87 (zu Artikel 6 Abs. 80 

[§ 14 Abs. 4 Kraftstoff-Uefer- 
beschränkungs- Verordnung] ) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor- 
schlag nicht zu. 

Die Bezugsscheine für Eisenbahnen des Bundes müs- 
sen weiterhin vom Bundesminister für Verkehr ausge- 
geben werden, da die Eisenbahnen des Bundes über 
ein zentralgesteuertes Kraftstoffverteilungsnetz ver- 


fügen. Gerade in einer Krise soll die überregional 
tätige Bahn darauf zurückgreifen können. 


Zu Nummer 88 (zu Artikel 6 Abs. 88 Nr. 2 
I§ 14 Abs. 2 Satz 2 GerSiG]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Der Antrag bezweckt die Streichung des Wortes 
„Überwachung" (1) sowie eine andere Formulierung 
hinsichtlich der erfaßten Anlagen (2), 

a) Zu (1): 

Die Worte „Prüfung" und „Überwachung" haben im 
Zusammenhang mit überwachungsbedürftigen Anla- 
gen nach § 11 Gerätesicherheitsgesetz (GSG) (früher 
§ 24 GewO) die Bedeutung, daß die Anlage (z. B. ein 
Druckbehälter) vor Ort erstmalig und wiederkehrend 
durch einen Sachverständigen geprüft und damit 
sicherheitstechnisch „überwacht" wird. Von der „Prü- 
fung und Überwachung" der Anlage zu unterschei- 
den ist die Tätigkeit des Staates, der darüber wacht, 
daß die gesetzlichen Vorschriften eingehalten und die 
vorgeschriebenen Prüfungen ordnungsgemäß durch- 
geführt werden. Diese staatliche Tätigkeit ist nicht in 
§ 14, sondern in § 15 GSG geregelt. Im Unterschied zur 
Prüfung und Überwachung der Anlage wird sie als 
„Aufsicht" bezeichnet. Die Aufsicht ist nach Artikel 5 
§ 5 Abs. 5 des Regierungsentwurfs eine Angelegen- 
heit der Länder. Um dieses Ergebnis zu erreichen, ist 
eine Streichung des Wortes „Überwachung" in § 14 
Abs. 2 Satz 2 GSG nicht erforderlich. 

b) Zu (2): 

Es ist auch das Ziel der Bundesregierxmg, nicht alle 
überwachungsbedürftigen Anlagen von Eisenbahnen 
des Bundes einer Sonderregelung hinsichtlich der 
Prüfpersonen zugänghch zu machen, sondern nvir 
solche, die eng mit dem Eisenbahnverkehr verknüpft 
sind. Daher sieht der Entwurf eine Einschränkung auf 
„dem Eisenbahnbetrieb dienende" Anlagen vor und 
schließt damit auch die in der Begründung des 
Antrags genannten Dampfkessel im Heizhaus oder 
Aufzüge im Verwaltungsgebäude aus. Das Ziel des 
Antrags wird also bereits durch die Formulierung im 
Entwurf der Bundesregierung erreicht. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß sich die 
Formuherung im Entwurf der Bimdesregierung an die 
bereits in § 14 Abs. 2 Satz 1 GSG enthaltene Regelung 
für die Deutsche Bundespost cinlehnt. Unterschiedli- 
che Formulierungen sollten vermieden werden. 


Zu Nummer 89 (zu Artikel 6 Abs, 104 Nr. 4 

[§ 19 Eisenbahnkreuzungsgesetz]) 

1 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Eine Rechtfertigimg für die Beibehaltung der „Son- 
derxmterhaltungslast der DB", d. h. abweichend von 
der Grundsatzregelung des § 14 EKrG Unterhaltungs- 
aufwendungen für Straßenüberführungen zu tragen, 
besteht nach der vorgesehenen Organisationsprivati- 
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sierung der DB und DR nicht mehr. Dreißig Jahre nach 
Inkrafttreten des EKrG ist kein Grund dafür ersicht- 
lich, eine schon im KrG 1939 nur übergangsweise 
geltende Regelimg fortzuführen imd die neue Aktien- 
gesellschaft nüt Kosten zu belasten, die nach § 14 
EKrG gnmdsätzlich vom Straßenbaulastträger zu tra- 
gen sind. Ein solches „Sonderopfer" ist für eine dem 
Wettbewerb unterworfene Gesellschaft nicht vertret- 
bar und auch nicht tragbar. Dies muß um so mehr 
gelten, als die daraus resultierende finanzielle Bela- 
stung — wie vom Bundesrat bekräftigt — nicht imer- 
heblich ist. 

Mit dem Auslaufen der Übergangsregelimg wird 
zugleich eine Vereinheitlichung in den alten und 
neuen Ländern erreicht, da die Übergangsregelung 
des § 19 EKrG in den neuen Ländern nicht greift. 

Schließhch wird mit der Änderung des § 19 EKrG der 
Zielsetzimg des EKrG, die Verhältnisse an Kreuzim- 
gen zu verbessern, Rechnung getragen. Die derzeitige 
Regelung des § 19 EKrG birgt die Gefahr, daß notwen- 
dige Verbesserungen an Straßenüberführungen 
durch die hierfür zuständigen Straßenbaulastträger 
unterbleiben, weil sonst die Unterhaltslast auf sie 
übergehen würde. 


Zu Nummer 90 (zu Artikel 6 nach Absatz 104 

[§§ 2 imd 10 Gemeindeverkehrs- 
finanzierungsgesetz]) 

Die Bimdesregierung stimmt den vorgeschlagenen 
Ändenmgen nicht zu. 

Die Aufstockung der Mittel nach dem Gemeindever- 
kehrsfinanzienmgsgesetz um 3 Mrd. DM ist im Rah- 
men des Vermittlungsverfahrens zum Steuerände- 
rungsgesetz 1992 auf den Zeitraum bis einschließlich 
1995 begrenzt. Eine Verknüpfung der Zustimmung zu 
den Gesetzen zur Strukturreform der Bimdeseisen- 
bahnen nüt der Erreichimg anderer, verkehrspolitisch 
begründbarer Anliegen der Länder ist sachlich nicht 
gerechtfertigt. Sie ist auch aufgrund des Ergebnisses 
der Klausurtagimg des Bundeskanzlers mit den Mini- 
sterpräsidenten der Länder sowie den Partei- und 
Fraktionsvorsitzenden vom 11. bis 13. März 1993 
finanz- imd haushaltspolitisch derzeit nicht tragbar. 


Zu Nummer 91 (zu Artikel 6 nach Absatz 112 
[Personenbeförderungsgesetz]) 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Änderung des 
Personenbeförderungsgesetzes steht in keinem un- 
mittelbaren Zusammenhang mit den Gesetzentwür- 
fen zur Strukturreform der Bundeseisenbahnen. Die 
Vorschläge zielen überwiegend auf eine Harmonisie- 
rung des ab 1. Januar 1995 auch für den Bereich des 
gewerblichen Straßenpersonenverkehrs anzuwen- 
denden EG-Rechts (Verordnung [EWG] Nr. 1191/69) 
und des Personenbeförderungsgesetzes ab. Die in 
Artikel 6 ENeuOG zusammengefaßten Änderungen 
von Gesetzen und Verordnungen sind durchweg 
strukturreformbedingt; dies güt nicht für den vorge- 
schlagenen neuen Absatz 112 a. 


Die Bundesregierung würde daher eine gesetzge- 
bungstechnisch gesonderte Änderung des Personen- 
beförderungsgesetzes bevorzugen. Wegen des von 
den Ländern hergestellten Zusammenhanges der 
Änderung des PBefG mit der Regionalisierung des 
SPNV der Bundeseisenbahnen ist die Bundesregie- 
rung gleichwohl bereit, eine Änderung des PBefG im 
Zuge der Strukturreform der Bundeseisenbahnen mit- 
zutragen. Sie hält es dann jedoch für erforderlich, bei 
dieser Gelegenheit das PBefG auch an andere Rechts- 
akte der EG anzugleichen, deren Regelung mit denen 
des geltenden PBefG nicht übereinstimmen. 

Notwendig ist, das PBefG an die Regelungen der 
Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 anzupassen und den 
zuständigen Behörden zu ermöglichen, mit der Auf- 
nahme neuer oder der Änderung bestehender Linien- 
nahverkehre flexibler auf Wandlungen der öffentli- 
chen Verkehrsbedürfnisse vor Ort reagieren zu kön- 
nen. Die Anpassung an die EG-Verordnung läßt die 
überkommenden Markt- und Finanzierungsstruktu- 
ren im ÖPNV weitgehend unberührt und trägt damit 
auch den Interessen vorhandener Verkehrsuntemeh- 
mer Rechnung. 


Im einzelnen 

Zu Nummer 1 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 

Änderung mit folgenden Maßgaben zu: 

a) § 8 Abs. 1 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„In Zweifelsfällen liegt öffentlicher Personennah- 
verkehr vor, wenn in der Mehrzahl der Beförde- 
rungsfälle eines Verkehrsmittels die gesamte 
Beförderungsleistung 50 Kilometer nicht über- 
steigt oder die gesamte Reisezeit weniger als eine 
Stunde beträgt. “ 

b) § 8 Abs. 2 Satz 2 und 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ Sie hat dabei das von dem Aufgabenträger unter 
Berücksichtigung vorhandener Verkehrsstruktu- 
ren beschlossene Nahverkehrskonzept zugrunde 
zu legen und auf eine Durchführung des öffentli- 
chen Personennahverkehrs hinzuwirken, die die 
geringsten Kosten für die Allgemeinheit mit sich 
bringt. Wer Aufgabenträger und wer zuständige 
Behörde im Sinne der Verordnung (EWG) 
Nr. 1191/69 ist, bestimmt sich nach Landes- 
recht. " 


Zu Nummer 2 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung zu. 


Zu Nummer 2 a 

% 

Zur Beschleunigung des Genehmigungsverfahrens 
im Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 684/92 des Rates 
vom 16. März 1992 (Amtsblatt der EG Nr. L 74/1) und 
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Nr. 2454/92 des Rates vom 23. Juli 1992 (Amtsblatt der 
EG Nr. L 251/1) sowie zur Erhöhimg der Verkehrs- 
sicherheit werden ferner zu Artikel 6 Abs. 112 a 
folgende mit den obersten Verkehrsbehörden der 
Länder abgestimmte Ergänzungen vorgeschlagen: 

Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2 a einge- 
fügt: 

„2a. In § 11 Abs. 3 Satz 3 wird der Punkt am Ende 
durch einen Strichpimkt ersetzt, imd es wird 
folgender Satzteil angefügt: 

„Genehmigungsbehörden, deren Bezirke im 
Transit durchfahren werden, sind nicht zu betei- 
ligen." 


Zu Nummer 3 

Die Bimdesregierung stimmt den vorgeschlagenen 
Ändenmgen zu. 


Zu Nummer 3 a 

Aus den imter Nummer 2 a genannten Gründen 
schlägt die Bimdesregierung folgende Ergänzung 
vor: 

Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 3 a einge- 
fügt: 

,3 a. § 14 wird wie folgt geändert: 

aa) In Absatz 1 Nr. 2 werden nach dem Wort 
„Planimgsbehörden" die Wörter „imd der 
für die Gewerbeaufsicht zuständigen Behör- 
den" eingefügt. 

bb) In Absatz 2 werden nach den Wörtern „der 
Betriebssitz des Unternehmens liegt," die 
Wörter „ die nach Landesrecht für die Gewer- 
beaufsicht zuständige Behörde" eingefügt. 

cc) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Die in Absätzen 1 und 2 genannten 
Personen und Stehen können sich zu dem 
Antrag schriftlich gegenüber der Geneh- 
migungsbehörde äußern. Stellungnahmen 
sind zu berücksichtigen, wenn diese binnen 
zwei Wochen, nachdem die Behörde die 
vorgenannten über den Antrag in Kenntnis 
gesetzt hat, bei der Behörde eingehen. " 

dd) In Absatz 5 werden die Wörter „von Unter- 
nehmern, die ihren Betriebssitz im Ausland 
haben," gestrichen."' 


Zu Nummern 4 bis 8 

Die Bimdesregierung stimmt den Vorschlägen zu. 


Begründung 

Zu 1 a) Diese Formulierung entspricht der Definition 
in § 2 Abs. 5 des Artikels 5 ENeuOG. 

Zu 1 b) Der Zusatz in § 8 Abs. 2 Satz 3 soll gewährlei- 
sten, daß kommunale Nahverkehrskonzeptio- 
nen nicht ohne Berücksichtigung der vorhan- 
denen Linienverkehre aufgestellt und die von 
den Verkehrsuntemehmen bei der Gestal- 
tung und Durchführung dieser Verkehre 
gemachten Erfahrungen in die kommunale 
Verkehrskonzeption einfließen. Damit ver- 
bindet sich keine Bestandsgarantie für vor- 
handene Linien. 

Der Zusatz zu Satz 4 ist eine notwendige 
redaktionelle Ergänzung, um die Verweisun- 
gen auf die Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 
verfahrenstechiüsch zu vervollständigen. 

Zu 2 a) (neu) 

Diese Vorschrift dient der Beschleunigung der 
Genehmigungsverfahren. 

Zu 3 a) (neu) 

aa) und bb) 

Diese Vorschriften sollen dazu beitragen, die 
Verkehrssicherheit dadurch zu erhöhen, daß 
bei der Erteilung von Genehmigungen 
Erkenntnisse berücksichtigt werden, die bei 
den Gewerbeaufsichtsbehörden vorhanden 
sind. Dieses Vorgehen entspricht schon bisher 
der Praxis vieler Genehmigungsbehörden, ist 
aber nicht ausdrückhch vorgeschrieben und 
wird daher häufig unterlassen. 

cc) und dd) 

Diese Vorschriften dienen der Beschleuni- 
gung der Genehmigungsverfahren, Sie tragen 
den geänderten Anforderungen an die Ge- 
nehmigung von Linienverkehren Rechnung, 
wie sie sich aus den EG-VO 684/92 und 
2454/92 ergeben. 


Zu Nummer 92 (zu Artikel 6 nach Absatz 113 
[§ 44 BOKraft]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung zu. 

Die Vorschrift ist wie folgt zu fassen: 

„(113 a) § 44 der Verordnung über den Betrieb von 
Kraftfahrzeugen im Personenverkehr vom 21. Juni 
1975 (BGBl. I S. 1573), zuletzt geändert durch Artikel 4 
der Verordnung vom 30. Juni 1989 (BGBl. I S. 1273), 
wird aufgehoben. " 
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Zu Nummer 93 (zu Artikel 6 Abs. 122 Nr. 1 
[§ 10 Abs. 2 Verkehrssicher- 
stellungsgesetz]) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor- 
schlag nicht zu. 

Die Verpflichtung auch der nicht im Bundeseigentum 
stehenden Eisenbahnen im Sinne des AEG durch den 
Bundesminister für Verkehr (BMV) ist aufgrund einer 
einheitlichen und zentralen Lenkung geboten. 

Die Zuständigkeit des BMV für die Verpflichtungsbe- 
fugnis entspricht der Zuständigkeitsregelung für die 
Ausführung des Gesetzes nach § 19 Abs. 1 Nr. 1 
Verkehrssicherstellungsgesetz (VSG). 

Die im Regierungsentwurf in Absatz 2 letzter Satz 
aufgenommene Regelung, daß für die Verpflichtimg 
des Kraftfahrzeugverkehrs (auch Linienbusse) die 
Länder zuständig sind, dient somit der Klarstellung. 


Zu Nummer 94 (zu Artikel 6 Abs. 122 Nr. 2 

[§ 10 a Verkehrssicherstellungs- 
gesetz]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Nach der Umstrukturienmg von DB und DR in privat- 
rechtlich organisierte Unternehmen können diese 
Unternehmen nicht mehr nach dem Zivilschutzgesetz, 
dem Gesetz über die Erweiterung des Katastrophen- 
schutzes und dem Schutzbaugesetz in Anspruch 
genommen werden, da diese Gesetze Verwaltungs- 
aufgaben des Bundes und der Länder regeln. 

Bei der Erfüllung der Aufgaben der zivilen Verteidi- 
gung imd des Zivilschutzes ist der Bund weiterhin auf 
die Eisenbahnen des Bundes angewiesen. Um ein 
privatrechtliches Unternehmen verpflichten zu kön- 
nen, kann auf eine entsprechende gesetzliche Rege- 
lung nicht verzichtet werden. Es besteht keine andere 
Möglichkeit als die, diese Regelungen in das VSG 
aufzunehmen, zumal sie im engen Zusammenhang 
mit den Aufgaben der zivilen Verteidigimg stehen. 


Zu Nummer 95 (zu Artikel 6 Abs. 122 Nr. 2 

[§ 10b Abs. 2 Verkehrssicher- 
stellungsgesetz]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Die Vorschrift im Regierungsentwurf stellt sicher, daß 
nicht über die Betriebsbereitschaft der Strecke hinaus 
noch weitere, z. B. lediglich der Verwaltung der 
Eisenbahninfrastruktur dienende Gebäude vorgehal- 
ten werden müssen. 


Zu Nummer 96 (zu Artikel 6 Abs. 122 Nr. 5 

[§ 20 Verkehrssicherstellungs- 
gesetz]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Die Verwaltungskompetenz des Bundes für Eisenbah- 
nen des Bundes ist in Artikel 87 e GG — neu — 
normiert. 


Zu Nummer 97 (zu Artikel 6 Abs. 127 

[Abschnitt A Eisenbahn- Signal- 
ordnung]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Ändenmg nicht zu. 

Durch den vorgesehenen diskriminierungsfreien Zu- 
gang jedes Eisenbahnverkehrsuntemehmens zu jeder 
öffentlichen Eisenbahninfrastruktur werden künftig 
in weitaus höherem Maße als heute Triebfahrzeug- 
führer zwischen den Netzen der Eisenbahnen des 
Bundes und der nichtbundeseigenen Eisenbahnen 
wechseln. Durch die notwendige Zulassimg von 
Abweichungen von der Eisenbahn-Signalordnung in 
den verschiedenen Netzen besteht vermehrt die 
Gefahr von Verwechslungen, da das gleiche Signal- 
bild in den verschiedenen Netzen daim eine unter- 
schiedliche Bedeutung haben kann. Um die Eindeu- 
tigkeit der Signalinformation zu gewährleisten, wird 
daher in Zukunft die Herstellung des Einvernehmens 
zwischen den obersten Landesverkehrsbehörden und 
dem Bundesministerium für Verkehr bei der Zulas- 
sung von Abweichungen für notwendig erachtet. 


Zu Nummer 98 (zu Artikel 6 Abs. 128 Nr. 1 
[§ 1 Abs. 2 Eisenbahn-Bau- 
und Betriebsordnung]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung mit der Maßgabe zu, daß die Wörter 
„ (nichtbundes eigene Eisenbahnen)" nach dem Wort 
„ gehören " eingefügt werden. 


Zu Nummer 99 (zu Artikel 6 Abs. 128 Nr. 7 
[§ 35 Abs. 3 Eisenbahn-Bau- 
und Betriebsordnung]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung zu. 


Zu Nummer 100 (zu Artikel 6 Abs. 128 Nr. 8 
[§ 36 Abs. 4 Eisenbahn-Bau- 
und Betriebsordnung]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung zu. 
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Zu Nummer 101 {zu Artikel 6 Abs, 129 Nr. 2 
[§ 35 Abs. 3 Eisenbahn-Bau- 
und Betriebsordnung für 
Schmalspurbahnen]) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Ändenmg zu. 


Zu Nummer 102 (zu Artikel 6 

[§ 6 Gewerbeordnung]) 

Die Bundesregienmg stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung zu. 

Dies hat nach Ansicht der Bimdesregierung zur Folge, 
daß die Bestimmungen der Gewerbeordnung für 
Eisenbahnen nur insoweit gelten, als die Fachgesetze 
als leges speciales keine gewerberechtlichen Rege- 
lungen treffen (z. B. im Allgemeinen Eisenbahnge- 
setz). 


Zu Nummer 103 (zu Artikel 10 [Inkrafttreten]) 

Die Bundesregienmg stimmt den vorgeschlagenen 
Änderungen mit folgender Maßgabe zu: 


Zu Buchstabe a) 

Im Vorschlag des Bimdesrates zu Absatz 1 sind die 
Wörter „des Artikels 5b sowie" zu streichen. 


Zu Buchstabe b) 

Im Vorschlag des Bundesrates zu Absatz 2 sind die 
Wörter „Artikel 5b imd" zu streichen. 


Zu Buchstabe c) 

Die Bimdesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Ändenmg zu. 


Eine Ändenmg der Inkrafttretungsregelung ist nur im 
Hinblick auf die Änderung des Personenbeförde- 
nmgsgesetzes erforderlich, der die Bundesregienmg 
zustimmt. 


Zu Nummer 104 (Zum Gesetzentwurf) 

Die Bundesregierung wird die Anregimg im weiteren 
Gesetzgebimgsverfahren prüfen. 

Sie weist bereits jetzt auf folgendes hin: 

Ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen der 
beabsichtigten Neuordnung des Eisenbahnwesens 
und einem Bedürfnis nach einer gesetzlichen Absi- 
cherung einer behindertengerechten Ausgestaltung 
von Anlagen und Fahrzeugen im Schienenpersonen- 
verkehr wird nicht gesehen. Durch die Dritte Verord- 
nung zur Ändenmg der Eisenbahn-Bau- und Be- 
triebs ordmmg vom 8. Mai 1991 (BGBl. I S. 1098) wurde 
eine neue Vorschrift in die EBO {§ 2 Abs. 3) eingefügt. 
Danach sind deren Vorschriften so anzuwenden, daß 
die Benutzung der Bahnaiüagen und Fahrzeuge durch 
Behinderte imd alte Menschen sowie Kinder erleich- 
tert wird. Diese Vorschrift, die auch nach der Grün- 
dung der Deutsche Bahn AG Anwendung findet, soll 
sicherstellen, daß die Erschwernisse mobüitätsbe- 
schränkter Personen unter Beachtung des Grundsat- 
zes der Verhältnismäßigkeit behoben oder gemüdert 
werden. 

Die Eisenbahnen des Bundes haben in den vergange- 
nen Jahren ihr Angebot zugunsten Behinderter deut- 
lich verbessert {z. B, durch behindertengerechte Aus- 
gestaltung von Reisezugwagen im Nah- und Fernver- 
kehr). Ziel ist es, mittelfristig alle Züge mit behinder- 
tengerechten Wagen auszustatten imd langfristig alle 
Bahnhöfe behindertengerecht zu gestalten. Die not- 
wendigen Investitionen erfordern einen hohen Mittel- 
bedarf. Die DB beziffert den Bedarf allein für die 
behindertengerechte Umrüstung ihrer Anlagen auf 
mindestens 10 Mrd. DM. 
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